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Jagdszenen in Köln 

Die Ereignisse der Silvesternacht in Köln werden 
genutzt, um Rassismus zu predigen, das Asylrecht 
zu verschärfen und die Menschen zu verunsichern. 
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Beim Überleben geholfen 

Gerardo Hernändez erzählt von seiner Zeit im US- 
Gefängnis - und davon, was ihm die internationa¬ 
le Solidarität bedeutete. 
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Thema der Woche 


„Entweder da is‘ wat 
oder da is ( nischt“ 

Das war das Motto des kürzlich verstorbe¬ 
nen Horst Sturm, einem der bedeutendsten 
Pressefotografen der DDR. Seine Fotografie 
zeichnet sich aus durch großes persönli¬ 
ches Engagement und durch Liebe zu den 
Menschen. Mehr als 60 Jahre lang machte 
er beeindruckende Bilder und mehr als eine 
Generation von Fotojournalisten hat bei ihm 
gelernt. 
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Fette Zeiten 

62 Reiche kontrollieren die halbe Welt - Milliarden Menschen leben im Elend 



Für Milliarden bleibt ein Leben im Dreck: Müllsucher Jakarta 


W ochenlang beschallten uns 
die Medien mit Erfolgs¬ 
meldungen, dass die Zahl 
der Armen weltweit sinke und dass 
im Jahr 2000 von der UNO ausgeru¬ 
fene „Millenniumsziel“ die Armut in 
der Welt bis 2030 zu besiegen, in greif¬ 
bare Nähe gerückt sei. Wer die Statis¬ 
tik bestellt, der bestimmt ihre Aussa¬ 
ge, und so durften wir nicht erfahren, 
dass der relative Rückgang extremer 
Armut in erster Linie auf den nach¬ 
haltigen Anstrengungen Chinas und 
einiger lateinamerikanischer Länder 
beruht - also Staaten mit differenzier¬ 
ter, aber im Kern sozialistischer Ori¬ 
entierung. Und dann wurde das The¬ 
ma wieder diskret begraben. 

Mit einem Paukenschlag hat die 
Hilfsorganisation Oxfam jetzt die Dis¬ 
kussion neu befeuert. Die Aussage, 
dass 62 Personen ebensoviel Vermö¬ 
gen besitzen wie die ärmsten 3,6 Mil¬ 
liarden der Menschheit ist so konkret, 
dass sie viele zusammenzucken lässt. 
Es ist eine überschaubare Zahl, die 62 
würden gut in einen Omnibus passen. 
Die Bauchredner des Kapitalismus 
werden jetzt sagen, dass die Reichs¬ 
ten zwar den größten Nutzen aus dem 
Wachstum des Reichtums ziehen, dass 
aber die Welt insgesamt reicher werde, 
was schließlich allen nütze. Doch das 
ist nicht wahr: Vor fünf Jahren waren es 
noch 388 Superreiche, deren Vermögen 
das der Hälfte der Menschheit erreich¬ 
te, und seither ist die Zahl der Ärmsten 
noch um 400 Millionen gewachsen. 

Die Zahlen sind eine nachdrück¬ 
liche Bestätigung dafür, wie recht die 
Occupy-Bewegung mit ihrer Losung 
hatte, wenn sie dem „einen Prozent“, 
das die Welt unter sich aufgeteilt hat, 
die Kraft der 99 Prozent gegenüber¬ 
zustellen versuchte. Doch die Occu¬ 
py-Bewegung hat leider ihren Höhe¬ 
punkt offenbar schon überschritten, 
wie das Bewegungen geht, die kei¬ 
ne konkreten Vorstellungen von der 
anderen, der möglichen Welt entwi¬ 


ckeln und davon, wie der Weg dahin 
freizukämpfen ist. Mark Goldring, der 
Oxfam-Chef, beklagt, dass die Kritik 
an der Ungleichheit noch nicht in kon¬ 
krete Maßnahmen umgesetzt wurde. 
Das wäre nötig, man muss dazu aber 
im Auge haben, dass die Konzentra¬ 
tion von immer größerem Reichtum 
in immer weniger Händen im System 
des Kapitalismus wurzelt. Sie ist die 
logische Folge eines vom Profitstreben 
angetriebenen Wirtschaftens. 

Die Zukunft dieses Wirtschaftens 
steht im Mittelpunkt des Treffens der 
„Eliten“ dieser Welt in den Schweizer 
Alpen. 2 500 Vertreter der reichsten 
und mächtigen Industriestaaten ver¬ 
anstalten von Mittwoch bis Samstag 
dieser Woche ihr „Weltwirtschaftsfo¬ 
rum“. Noch nie habe es eine „so breit 
gefächerte Risikolandschaft“ gegeben, 
heißt es in einem Bericht, den das Fo¬ 
rum bereits eine Woche vor dem Ver¬ 


anstaltungsbeginn in London vorge¬ 
legt hat. Massenflucht, Kriegsrealität 
und zum Himmel schreiende soziale 
Zustände sind aber exakt die Ergeb¬ 
nisse ihrer Politik. 

Ihre Lösungsansätze werden nicht 
die Interessen der übergroßen Mehr¬ 
heiten der Menschen bedienen, son¬ 
dern nur die der 62. Von den Wirt¬ 
schaftseliten ist zu erwarten, dass sie 
auch weiterhin genau das tun, was zu 
dem wirtschaftlichen Elend von Mil¬ 
lionen geführt hat. 

Sie brauchen dazu politische Ver¬ 
treter, die ihre Interessen durchset¬ 
zen, ohne dass die Gegenwehr zu 
groß wird. Vor einem Jahr stimmte 
die Mehrheit der griechischen Be¬ 
völkerung für eine scheinbare Alter¬ 
native zur von der EU verordneten 
Verarmungs- und Umverteilungspo¬ 
litik. Die linke griechische Regierung 
setzt inzwischen dieselbe Politik um 


wie ihre Vorgängerinnen - mit dem 
Stimmzettel allein ist die diese Poli¬ 
tik nicht aufzuhalten. Nach den Vor¬ 
gaben der EU soll die griechische 
Rentenversicherung geschleift wer¬ 
den - 30 Prozent Einbußen drohen. 
Die sich in der BRD abzeichnende 
Altersarmut als Normalzustand für 
die Durchschnittsrentner scheint da¬ 
gegen noch ein sozialromantisches 
Traumbild zu sein. 

Wohltätigkeitsorganisationen wie 
Oxfam leisten eine wichtige Arbeit. 
Sie retten viele Leben - über Tage, 
Monate, oft über Jahre. Aber viele 
Jahrzehnte organisierter Wohltätig¬ 
keit haben das Elend und die Un¬ 
gleichheit nicht einmal angekratzt. 
Gegen die Gewalt gegen das Leben ist 
organisierter Widerstand und Kampf 
nötig in allen denkbaren Formen. Und 
wo andere Mittel nicht helfen, auch 
Gegengewalt. WSK/MID 


Tickende Zeitbombe 

Belgische Schrottreaktoren wieder am Netz. Aachen verteilt Jodtabletten 


Die belgischen Atommeiler Tihange 
und Doel verunsichern im deutsch¬ 
belgischen Grenzraum die Bewohner. 
Nachdem die Reaktoren wegen zahl¬ 
reicher Mängel und Störfälle monate¬ 
lang stillgelegt waren, sind sie vor zwei 
Wochen wieder ans Netz gegangen - 
ohne dass die Mängel beseitigt wur¬ 
den. Im grenznahen Aachen bereitet 
man sich derweil schon auf eine Ka¬ 
tastrophe vor. 

Zwei der sieben Reaktorblöcke an 
den beiden Standorten mussten schon 
2012 und 2013 eine Zeitlang stillge¬ 
legt werden. Ultraschalluntersuchun¬ 
gen hatten ergeben, dass tief im Stahl 
der Reaktordruckbehälter mysteriö¬ 
se Materialfehler entstanden waren. 
Dennoch genehmigte die belgische 
Atomaufsicht „Federaal Agentschap 
voor Nucleaire Controle“ (FANC) im 
Sommer 2014 das Wiederanfahren der 
Meiler. 

Nach neueren Untersuchungen 
stieg nun die Zahl nachgewiesener 
Risse, die sich in unregelmäßigen 


Gruppen im Stahl verteilen, auf über 
16 000 an. Die FANC verfügte darauf¬ 
hin die erneute Abschaltung und setz¬ 
te eine internationale Expertenkom¬ 
mission ein. Kurz vor Weihnachten 
gingen die Reaktoren nach nunmehr 
fast 21 Monaten Stillstand wieder ans 
Netz, aber die Probleme waren keines¬ 
wegs behoben - ganz im Gegenteil: In 
einem Reaktor kam es zur automati¬ 
schen Schnellabschaltung aufgrund ei¬ 
nes Feuers, bei einem anderen leckte 
eine Heiß Wasserleitung, und am 4. Ja¬ 
nuar wurde das Wiederanfahren des 
Blocks Doel-3 wegen eines Defekts 
wieder verschoben. 

Seit dem 6. Januar sind nun alle 
sieben Reaktoren in Belgien wie¬ 
der am Netz. Die 16 000 Risse seien 
zu 99,75 Prozent harmlos, begründe¬ 
te laut Welt Online (11.1.2016) die 
FANC die ausgestellte Betriebsge¬ 
nehmigung: Die Bruchfestigkeit des 
Behälters, in dem die nukleare Ket¬ 
tenreaktion abläuft, sei „nur leicht re¬ 
duziert“ und liege immer noch einein¬ 


halbfach über dem vorgeschriebenen 
Grenzwert. 

Beruhigt sind die Bewohner auf 
der deutschen Seite deshalb aller¬ 
dings nicht. Die Stadtverwaltung von 
Aachen ließ ihren Krisenstab im De¬ 
zember umgehend einen atomaren 
Ernstfall durchspielen, nachdem der 
belgische Betreiber Electrabel den 
Neustart in Tihange angekündigt hat¬ 
te. Die Reaktoren liegen nur etwa 
60 Kilometer von der Grenze entfernt 
und im Falle eines Ernstfalls wären 
auch das Rheinland und die Region 
Aachen-Düren betroffen. Einer Stu¬ 
die der Universität für Bodenkultur 
in Wien zufolge müsste in so einem 
Fall etwa Aachen damit rechnen, zum 
„langfristig unbewohnbaren Gebiet“ 
erklärt zu werden. Oberbürgermeis¬ 
ter Marcel Philipp (CDU) will rund 
300 000 Jod-Tabletten vorsorglich an 
Schulen und Kindergärten verteilen 
lassen, da ihre Einnahme in gewissem 
Maße gegen die Aufnahme radioakti¬ 
ver Isotope schützt. 


Kritik kam aber nicht nur von 
deutscher Seite. Tom de Meester, 
Energiespezialist der belgischen 
PVDA (Partei der Arbeit) fand in 
einem Interview vom 28. Dezem¬ 
ber klare Worte. „Wir sind nicht in 
der Lage, für Sicherheit zu sorgen“, 
kommentierte er die Pannenserie. 
Zumindest die Blöcke Doel 1 und 
2 seien für den Betrieb von 30 Jah¬ 
ren konstruiert worden, inzwischen 
liefen sie aber schon über 40 Jahre. 
Wenn es zu einem GAU komme, 
müssten allein auf belgischer Seite 
etwa 900 000 Menschen evakuiert 
werden und der wirtschaftliche Scha¬ 
den beliefe sich auf 1 400 Milliarden 
Euro. Dass die Regierung die Lauf¬ 
zeiten weiter verlängert habe, sei ein 
Skandal. So habe es weder eine Um¬ 
weltverträglichkeitsprüfung gegeben 
noch eine parlamentarische Debat¬ 
te. Die Entscheidung sei allein in den 
Salons der Macht, hinter verschlos¬ 
sen Türen getroffen worden. 

bm 


„Es ist deutsch in 
KALTLAND“ - oder?!“ 

31. Landesweite Konferenz antifa¬ 
schistischer Initiativen und Organi¬ 
sationen 2016 in Nordrhein-West¬ 
falen. 

30. Januar 2016, 10.00 Uhr bis 
16.00 Uhr, Einlass 9.30 Uhr. 

19.00 Uhr: Rock gegen Rassismus. 
Eintritt 8,00 Euro/5,00 Euro. 
COBRA Kulturzentrum gGmbH, 
Merscheider Straße 77-79, 42 699 
Solingen. 



Protest gegen Siko 

Samstag, 13. Februar 
München 

13.00 Uhr: Auftaktkundgebung- 
Stachus/Karlsplatz 
13.45 Uhr: Umzingelung des Ta¬ 
gungsortes der NATO-Kriegs- 
Strategen 

Demonstration und Protest-Kette 
15.00 Uhr: Schlusskundgebung - 
Marienplatz 

Nur noch 23 Wochen 
bis zum UZ-Pressefest 
2016! 

Übrigens: 

DKP Nürnberg lädt ein zu einer 
Veranstaltung zur Geschichte des 
UZ-Pressefestes und will die Fra¬ 
ge beantworten: „Was macht das 
Pressefest zu dem herausragenden 
Fest der politischen Linken für Jung 
und Alt?“ 

Donnerstag, 28. Januar, 19.00 Uhr 
Rotes Zentrum, Reichstraße 8:. 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Kolumne von Bernd Müller 

Wessen Welt? 



„Die Charite darf mit ihrem Kampf 
nicht alleine bleiben“ 


Themen 2016: Personalbemessung in den Krankenhäusern 


Der weltweite Reichtum konzen¬ 
triert sich in immer weniger Hän¬ 
den: Mittlerweile besitzt ein Prozent 
der Weltbevölkerung mehr Vermö¬ 
gen als der Rest der Welt zusam¬ 
men. Und nur 62 Menschen nen¬ 
nen genauso viel ihr Eigen wie die 
ärmere Hälfte der Menschheit. Das 
sind die Hauptergebnisse des Be¬ 
richtes „An Economy for the 1%“ 
den die Entwicklungsorganisation 
Oxfam am Montag vorstellte. Im 
Vorfeld des Weltwirtschaftsforums 
(WEF) in Davos will Oxfam auf die¬ 
sem Wege auf die krasse soziale Un¬ 
gleichheit aufmerksam machen und 
zeigen, wie die Politik gegensteuern 
könnte. 

Die Geschwindigkeit, mit der 
die Kluft zwischen Arm und Reich 
wächst, sei demnach noch größer 
als erwartet. Vor einem Jahr hat¬ 
te Oxfam prognostiziert, im Jahr 
2016 werde das reichste Prozent 
der Weltbevölkerung (70 Millionen 
Menschen) mehr besitzen als die 
restlichen 99 Prozent (sieben Milli¬ 
arden Menschen) zusammen. Diese 
Schwelle wurde aber bereits 2015, 
ein Jahr früher als erwartet, erreicht. 
Das gesamte Vermögen der ärme¬ 
ren Hälfte der Weltbevölkerung sei 
in den letzten fünf Jahren um rund 41 
Prozent geschrumpft, was - in Geld¬ 
wert ausgedrückt - etwa einer Billion 
US-Dollar entspricht - obwohl diese 
Gruppe um 400 Millionen Menschen 
angewachsen ist. Im gleichen Zeit¬ 
raum sei das Vermögen der reichsten 
62 Personen um mehr als eine halbe 
Billion US-Dollar (oder 44 Prozent) 
gewachsen. 

Im Vergleich mit anderen 
OECD-Ländern seien in Deutsch¬ 
land die „Vermögen, Einkommen 
und Chancen“ besonders ungleich 
verteilt und der Trend habe sich in 
den vergangenen Jahrzehnten noch 
verstärkt. Die reichsten 10 Prozent 
der Haushalte hierzulande besitzen 
demnach mindestens 63 Prozent des 
Gesamtvermögens. Auch die Ein¬ 
kommen hätten sich seit dem Jahr 
2000 vor allem zugunsten der Wohl¬ 
habenden entwickelt: „Die Löhne 
der untersten zehn Prozent der so- 
zialversichungspfhchtig Vollzeit-Be¬ 
schäftigten sind inflationsbereinigt 
zwischen 2000 und 2005 um 2 Pro- 


Die Kolleginnen und Kollegen des 
Sprinter-Werkes in Düsseldorf können 
sich schlicht „verarscht“ Vorkommen: 
Noch nie haben sie so viele Transpor¬ 
ter gebaut wie im Jahr 2015. Noch nie 
haben sie für so viel Proüt gesorgt. Ein 
Ergebnis ihres Fleißes und der dadurch 
fetten Kassen: Ein Teil der Produktion 
wird abgezogen und in neue Produk¬ 
tionsanlagen nach Charleston (South 
Carolina, USA) verlagert. 

6 500 Kolleginnen und Kollegen ar¬ 
beiten - noch - in dem Werk in Düs¬ 
seldorf. 500 Arbeitsplätze sollen „abge¬ 
baut“ werden. Vom Band liefen auch mit 
Samstagsarbeit 194 200 Sprinter. Pro 
Tag waren es 725. Das war eine Steige¬ 
rung von vier Prozent gegenüber 2014. 

Noch vor vier Monaten war den 
Kolleginnen und Kollegen von der 
Konzernleitung vorgegaukelt worden, 
dass es anlässlich der Sprinter-Produk¬ 
tion über 20 Jahre einen Geburtstag zu 
feiern gebe. „Alle können mitfeiern“, 
verkündete Daimler. Rund 2,9 Millio¬ 
nen Sprinter bauten die Beschäftigten 
in dieser Zeit. 

Vorstandschef Dieter Zetsche 
brachte die Dynamik auf den Punkt: 
„Unser Sprinter ist ein Paradebeispiel 
für die Wachstumsstrategie unserer 
Transportersparte.“ Ähnlich euphori¬ 
sche Aussagen zur Arbeitsplatzsicher¬ 
heit gibt es allerdings nicht. 

Volker Mornhinweg ist für das welt¬ 
weite Transportergeschäft nach Anga¬ 
ben von Daimler „verantwortlich“. Er 


zent gesunken und zwischen 2005 
und 2010 um weitere 6 Prozent.“ 

Demgegenüber konnten Besitzer 
von Kapital ihr Vermögen stetig meh¬ 
ren durch Zinsen und Dividenden, die 
über den Wachstumsraten des Brut¬ 
tonationaleinkommens lagen. Beige¬ 
tragen dazu hat unter anderem, dass 
große Vermögen und Kapitalgewin¬ 
ne nur unzureichend besteuert wer¬ 
den und dass viele Unternehmen ihre 
Gewinne in Steueroasen verschieben. 
„Investitionen von Unternehmen in 
Steuerparadiesen haben sich zwi¬ 
schen 2000 und 2014 vervierfacht“, 
heißt es in einer Erklärung. Neun 
von zehn Großkonzerne machen da¬ 
bei mit. Entwicklungsländern gingen 
auf diese Weise jedes Jahr mehr als 
100 Milliarden US-Dollar an Steuer¬ 
einnahmen verloren. 

Afrikanischen Staaten gingen so 
Jahr für Jahr rund 14 Milliarden Dol¬ 
lar verloren, weil reiche Einzelper¬ 
sonen ihre Vermögen in Steueroasen 
parken. Damit, so Oxfam, „ließe sich 
in Afrika flächendeckend die Ge¬ 
sundheitsversorgung für Mütter und 
Kinder sicherstellen, was pro Jahr 
rund vier Millionen Kindern das Le¬ 
ben retten würde“. 

„Wir leben in einer Welt, deren 
Regeln für die Superreichen gemacht 
sind. Nötig ist dagegen ein Wirt¬ 
schafts- und Finanzsystem, von dem 
alle profitieren“, sagte Tobias Hau¬ 
schild, Referent für Entwicklungs¬ 
finanzierung bei Oxfam. Konzerne 
dürften sich nicht länger aus ihrer 
Verantwortung stehlen und müssten 
ihre Gewinne dort versteuern, wo sie 
sie erwirtschaften. 

Oxfam appelliert mit dem Be¬ 
richt an die Regierungen: „Die Poli¬ 
tiker müssen die Anliegen der Bevöl¬ 
kerungsmehrheit über die Interessen 
der Superreichen stellen“, heißt es in 
einer Erklärung. Es ist allerdings un¬ 
wahrscheinlich, dass diese Forderung 
Gehör findet, und das weiß Oxfam 
selbst sehr gut. Immerhin schreibt 
die Organisation selbst, was Marxis¬ 
ten und andere Kapitalismuskritiker 
seit jeher gesagt haben: „Wohlha¬ 
bende Eliten und große Unterneh¬ 
men weltweit beeinflussen die Politik 
zu ihren Gunsten und manipulieren 
wirtschaftliche Spielregeln in ihrem 
Sinne.“ 


prophezeite bei der Geburtstagsfei¬ 
er: „Der Sprinter ist eines der erfolg¬ 
reichsten Nutzfahrzeuge aller Zeiten 
und einer der Bestseller im Daimler- 
Produktportfolio. Für 2015 erwarten 
wir einen weiteren Absatzrekord und 
damit das beste Sprinterjahr aller Zei¬ 
ten.“ Seine Vorhersage ließen die Ar¬ 
beiter am Band Wirklichkeit werden. 

Daimler kokettiert gleichzeitig mit 
der „Globalisierung“ des Sprinters, der 
ein „echtes Weltfahrzeug“ sei, denn ge¬ 
schraubt werde neben Düsseldorf und 
Charleston in den Werken in Gonzalez 
Catän (Argentinien), Fuzhou (China) 
und Nischni Nowgorod (Russland). 
Diese Strategie in Produktion und 
Verkauf heißt bei Daimler „Vans goes 
global“. 

Die DKP Düsseldorf hatten be¬ 
reits bei Bekanntwerden der Ausla¬ 
gerungen ihren solidarischen Protest 
gegenüber dem Betriebsrat und Nihat 
Öztürk, Erster Bevollmächtigter der 
IG-Metall-Ortsverwaltung, zum Aus¬ 
druck gebracht. Durch die neue Jah¬ 
resbilanz sieht sie sich in ihren Mah¬ 
nungen bestätigt. 

Die Vernichtung von „Blaumann- 
Arbeitsplätzen“ bereitet selbst der In¬ 
dustrie- und Handelskammer in Düs¬ 
seldorf Sorgen: Seit dem Jahr 2000 
nahm die Zahl der Beschäftigten in der 
Landeshauptstadt zwar um 10 Prozent 
zu. In der Industrie nahm die Beschäf¬ 
tigtenzahl dagegen um 18 Prozent (13 
000) ab. Uwe Koopmann 


UZ: ver.di fordert mehr Personal im 
Krankenhaus und will eine verbindliche 
Personalbemessung durchsetzen. Geht es 
dabei um eine Untergrenze oder um eine 
Regelung, die gute Arbeitsbedingungen 
erlaubt? 

Rebecca Tübker: Die Forderung ist erst 
mal die nach einer Mindestpersonalbe¬ 
messung, also einer Untergrenze. 

Konkret ist das momentan ein 
Schlüssel von 1:5 auf Normalstation - 
also eine Kraft für fünf Patienten - für 
die Intensivstation 1:2, und dann gibt es 
noch sogenannte „Intermediate Care“- 
Stationen, da hegen zum Beispiel Men¬ 
schen nach einem Schlaganfall, die mo¬ 
nitorüberwacht werden, und da ist der 
Schlüssel 1:3. 

Natürlich ist das wirklich das Min¬ 
destmaß dessen, was notwendig ist, um 
im Krankenhaus wieder zu einem Zu¬ 
stand zu kommen, wo einerseits die Si¬ 
cherheit der Patienten gewährleistet ist 
und andererseits aber auch gewährleis¬ 
tet ist, dass die Beschäftigten normal ih¬ 
rer Arbeit nachgehen können und nicht 
selbst krank werden. Die Durchhalte- 
dauer einer Krankenschwester hegt mo¬ 
mentan bei etwa fünf Jahren, danach 
wechseln viele den Beruf oder haben 
Burnout, werden krank und sind dann 
eben raus. Das ist schon ein deutlicher 
Hinweis darauf, dass die derzeitige Situ¬ 
ation nicht mehr erträglich ist. 

Wenn man jetzt Kriterien für gute 
Arbeit ansetzt, oder gute Pflege - was 
ja auch gelten sollte - dann ist es sicher¬ 
lich so, dass auf vielen Intensivstationen 
ein Schlüssel von 1 :1 erforderlich ist. 
Natürlich bräuchte es auch einen bes¬ 
seren Personalschlüssel für die Normal¬ 
stationen. 

UZ: Wie ist denn die Lage derzeit in den 
Krankenhäusern? Wie weit ist die Reali¬ 
tät von einer Mindestbesetzung auf den 
Stationen entfernt? 

Rebecca Tübker: Es gibt Intensivstati¬ 
onen, da hegt der Personalschlüssel bei 
1 :3 oder 1 :4, das schwankt je nach¬ 
dem, ob der Dienstplan eingehalten 
werden kann, weil Krankenstand usw. 
eine Rolle spielen. Eine Bestandsauf¬ 
nahme von ver.di hat einen Schlüssel 
von 1 :3,3 auf Intensivstationen fest¬ 
gestellt. Das ist dann schon ein unhalt¬ 
barer Zustand. Und auf Nomalstatio¬ 
nen - je nach Krankenhaus - hegt der 
Schlüssel zwischen 1 :7 und 1 :10. Zum 
Teil muss man da schon von gefährlicher 
Pflege reden, weil unter diesen Bedin¬ 
gungen nicht gewährleistet ist, dass man 
das alles im Griff hat. Und das sind nur 
Durchschnittswerte, das heißt zum Bei¬ 
spiel, nachts versorgt eine Kranken¬ 
schwester allein auf vielen Stationen 
über 30 Patienten. 

UZ: Was sind die Gründe dafür, dass in 
den Krankenhäusern schon der Normal¬ 
zustand eine Gefährdung für die Patien¬ 
ten bedeuten kann? 

Rebecca Tübker: Das hat ganz viel mit 
der Privatisierung der Krankenhäuser 
zu tun, zum anderen aber auch mit der 
Einführung der Fallpauschalen. Es ist 
ja so, dass die Krankenhäuser für die 


Patienten eine Fallpauschale bekom¬ 
men. Bei diesem System ist es finanzi¬ 
ell für die Krankenhäuser besser, mög¬ 
lichst viele Patienten zu behandeln, das 
bedeutet die Fallzahlen zu steigern. 
Und gleichzeitig gibt es Anreize, die 
Patienten möglichst frühzeitig zu ent¬ 
lassen, also die so genannten „bluti¬ 
gen Entlassungen“. Kommt ein Patient 
dann wieder, weil er noch nicht gesund 
ist, kann das Krankenhaus einen neuen 
Fall abrechnen. 

Die privaten Betreiber können nur 
Gewinn machen, wenn sie den Druck, 
die Ausbeutung der Beschäftigten er¬ 
höhen - durch Personalabbau und 
durch die extreme Verdichtung der 
Arbeit. 

Die Beschäftigten sind hier beson¬ 
ders erpressbar, weil sie vor dem Pati¬ 
enten stehen und den Personalmangel 
natürlich zu kompensieren versuchen, 
um den Patienten gerecht zu werden. 
Das ist aber nicht durchhaltbar. 

UZ: Die Finanzierung über Fallpau¬ 
schalen ist auch von den Kolleginnen 
und Kollegen an der Charite immer 
wieder thematisiert worden. Müsste das 
nicht der Kernpunkt in der Auseinan¬ 
dersetzung sein? 

Rebecca Tübker: Es ist auf jeden Fall 
wichtig, das Thema Fallpauschalen in 
der Auseinandersetzung um die Perso¬ 
nalbemessung einzubringen. Gute Ar¬ 
beitsbedingungen, gute Pflege und die 
Abschaffung der Fallpauschalen - das 
gehört zusammen. 

UZ: Der Kampf um ein humanes Ge¬ 
sundheitssystem ist eine gesellschaftli¬ 
che Auseinandersetzung, die von den 
Beschäftigten auf betrieblicher Ebene 
ausgetragen wird. Welche Mittel stehen 
zur Verfügung - wie kann Druck auf ge¬ 
baut werden? Schließlich steht ja selbst 
das Mittel Streik nur eingeschränkt zur 
Verfügung, wenn es im Arbeitskampf 
nicht zu einer weiteren Gefährdung der 
Patienten kommen soll. 

Rebecca Tübker: Um effektive Streiks 
im Krankenhaus durchführen zu kön¬ 
nen, braucht es eine Notdienstverein¬ 
barung. Und eine Notdienstvereinba¬ 
rung muss so aussehen - wie es bei der 
Charite der Fall war -, dass dadurch 
Betten- und Stationsschließungsstreiks 
möglich werden, also im Streikfall Bet¬ 
ten und Stationen geschlossen werden. 
Da lässt sich der Arbeitgeber erst ein¬ 
mal natürlich nicht darauf ein. 

Es gibt Notdienstvereinbarungen 
mit Arbeitgebern, die - weil sie ja Pa¬ 
tientengefährdung vermeiden sollen - 
eine bessere Besetzung bedeuten als 
das im Alltag der Fall ist, so dass dann 
nicht mehr gestreikt werden kann. Da 
freuen sich dann die Kollegen, dass die 
Stationen endlich mal wieder ordent¬ 
lich besetzt sind und der Arbeitgeber 
sie dazu verpflichtet hat. 

Das heißt, Notdienstvereinbarun¬ 
gen müssen unbedingt mit Betten- 
schließungen einhergehen und das 
muss dann bereits erstritten werden, 
das heißt, dass da schon viel Druck nö¬ 
tig ist, um diese Bettenschließungen zu 
erreichen. 


UZ: Was ist deine Einschätzung, kann 
so eine Auseinandersetzung überhaupt 
erfolgreich geführt werden? 

Rebecca Tübker: Ich glaube, dass es 
eine Auseinandersetzung ist, die man 
wirklich gewinnen kann, ja. Die Kolle¬ 
ginnen und Kollegen an der Charite ha¬ 
ben es vorgemacht. 

Damit die Auseinandersetzung er¬ 
folgreich geführt werden kann, sind 
drei Sachen extrem wichtig: Das eine 
ist die Notdienstvereinbarung mit Bet- 
tenschließungen; das zweite ist, dass - 
ähnlich wie bei der Charite - komplette 
Teams auf den Stationen in die Ausein¬ 
andersetzung mit einbezogen werden 
als aktiver Teil des Kampfes. Dies ist 
vor allem deshalb notwendig, um einen 
harten und eventuell lang dauernden 
Konflikt durchzustehen. In Berlin wur¬ 
de das erreicht, indem ein Tarifberate¬ 
rinnensystem aufgebaut wurde. Und das 
dritte, was notwendig ist, um eine solche 
Auseinandersetzung gewinnen zu kön¬ 
nen, ist der Aufbau von Bündnissen. 

Gesundheit ist eine gesellschaftspo¬ 
litische Frage, die nicht nur die Kollegin¬ 
nen und Kollegen angeht, die im Kran¬ 
kenhaus arbeiten. Dafür braucht es ein 
politisches Bündnis, das von außen die¬ 
sen betrieblichen Kampf unterstützt. 
Auch bei den Streiks in den Sozial- und 
Erziehungsdiensten haben wir gesehen, 
wie wichtig das ist. Und die Frage der 
Öffentlichkeitsarbeit ist ja wesentlich, 
wenn sich im Zusammenhang mit mög¬ 
lichen Streiks die Frage der Patienten¬ 
versorgung öffentlich stellt. Auch dafür 
braucht es politische Bündnisse, die be¬ 
gleitend Öffentlichkeitsarbeit machen. 

UZ: Wie geht es weiter? Gibt es konkrete 
Planungen für 2016 ? 

Rebecca Tübker: Die Charite darf mit 
ihrem Tarifkampf um eine Mindestper¬ 
sonalbemessung nicht alleine bleiben, 
wenn er erfolgreich sein soll. Lobbyar¬ 
beit reicht in diesem Zusammenhang 
nicht, es braucht weitere Standorte, wo 
der Konflikt tariflich geführt wird, damit 
wir auch eine gesetzliche Mindestperso¬ 
nalbemessung erreichen. 

Neben Berlin wird es auf jeden Fall 
im Saarland eine tarifliche Auseinan¬ 
dersetzung um die Mindestpersonalbe¬ 
messung geben. Auch in Hamburg gibt 
es die Entscheidung, die Frage der Min¬ 
destpersonalbemessung zum Thema zu 
machen und das nach der Lohnrunde 
einzubringen. 

An vielen Standorten (Nordrhein- 
Westfalen, Schleswig-Holstein, Berlin, 
Baden-Württemberg) gibt es Diskussi¬ 
onen, wie die Auseinandersetzung auch 
dort geführt werden kann. 

Wir müssen es schaffen, möglichst 
bundesweit Tarifauseinandersetzungen 
um die Frage der Mindestpersonalbe¬ 
messung in den Krankenhäusern zu füh¬ 
ren, damit wir den Druck aufbauen kön¬ 
nen, der für eine gesetzliche Regelung 
notwendig ist. 

Das Interview führte Lars Mörking 

Rebecca Tübker (Name von der Redak¬ 
tion geändert) ist aktiv in der Sammel¬ 
betriebsgruppe Öffentlicher Dienst der 
DKP Hamburg 


Elf Prozent werden vernichtet 

Neuer Rekord beim Sprinter reicht immer noch nicht 
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Ferngesteuert 

Chancen und Risiken der Digitalisierung sind eine Frage des Kräfteverhältnisses 



D ie Arbeitswelt ist in Folge einer 
zunehmenden Digitalisierung 
von weitreichenden Veränderun¬ 
gen geprägt. Nicht auf einen Schlag, nicht 
in der Zukunft, sondern schrittweise, Tag 
für Tag und hier und jetzt. In den letzten 
Jahren hat die Entwicklung neuer Hard- 
und Software überproportional zuge¬ 
nommen. Was in den Medien unter der 
Überschrift „Industrie 4.0“ oder „Arbeit 
4.0“ für effekt-heischende Schlagzeilen 
genutzt und mit fernen Visionen belegt 
wird, ist in den Betrieben längst ange¬ 
kommen. In der betrieblichen Realität 
erleben die Betriebsräte und Gewerk¬ 
schaften zunehmend kürzere Intervalle, 
in denen neue Systeme in die betriebli¬ 
chen Abläufe integriert werden. Das hat 
schon heute deutliche Auswirkungen auf 
die konkrete Tätigkeit und die damit ein¬ 
hergehende Veränderung von Berufsbil¬ 
dern. 

Eisenbahnen ohne Lokführer? 

Wie konkret sich diese allgemeingehal¬ 
tenen Darstellungen im Alltag nachwei- 
sen lassen, soll an einigen Beispielen in 
der Deutsche Bahn AG deutlich werden: 

Beim Rangieren von Güterzügen ist 
es Realität, dass dieses nicht aus der Lok 
heraus erforderlich ist. Der Rangierlok¬ 
führer kann getrost neben der Lok her¬ 
laufen oder an der Zugspitze stehen und 
mit einen „Joystick“ das Rangieren über¬ 
nehmen. 

Auf der ICE Neubaustrecke Leip¬ 
zig - Erfurt übernimmt ab Tempo 230 
Km/h das European Train Control Sys¬ 
tem (ETCS) die Sicherung der Zugfahrt. 
Die Signale erhält der Lokführer stän¬ 
dig aktuell auf sein Display per Funk. 
Bremst er nicht oder überschreitet Ge¬ 
schwindigkeiten wird dieser Zug aus der 
Ferne gesteuert. 

Der Bahnkunde wird sich beim Kauf 
der Fahrkarte nach Fahrkartenautomat 
und Internetbuchung auf weitere Ver¬ 
änderungen einstellen müssen. Ab jetzt 
werden bundesweit beispielsweise etwa 
400 Videoschalter installiert, an denen 
der Kunde dann via Bildschirm mit dem 
Mitarbeiter verbunden ist. 

Die Beispiele sind zwar vereinfacht 
dargestellt und lassen sich um viele er¬ 
gänzen. Jedoch wird deutlich, dass es 
keine langfristige oder ferne Vision des 
Unternehmens ist, diese Tätigkeiten 
nur noch von zentralen Standorten aus 
durchzuführen. Zusammengenommen 


ändern sich Arbeitsabläufe in einem 
Ausmaß und innerhalb einer Zeit wie es 
bisher nicht möglich erschien. 

Flexible Arbeitszeiten - 
ein Fluch? 

Im Bereich der Verwaltungstätigkeiten 
sind ebenso stetige Veränderungen zu 
beobachten. Auch hier ein konkretes 
Beispiel aus einer Zentrale eines Bahn¬ 
betriebes: Die Tätigkeit des Mitarbei¬ 
ters ist nicht mehr an die Anwesenheit 
im Büro gekoppelt. Das Unternehmen 
und der Betriebsrat legten auf Initiati¬ 
ve der Mitarbeiter fest, dass die tägliche 
Arbeit auch von anderen Orten erledigt 
werden kann. Ob von zu Hause oder 
der Strandbar die Arbeitsergebnisse er¬ 
reicht werden, ist dabei nicht mehr rele¬ 
vant. Organisationseinheiten legen ihre 
speziellen Arbeitserfordernisse in einem 
Rahmen selbst fest, den eine Betriebs¬ 
vereinbarung vorgibt und „verabreden“ 
ihre Anwesenheitszeiten für gemeinsa¬ 
me Absprachen. 

Widerstände kommen in der Regel 
von Vorgesetzten. Es ist auch keine ge¬ 
schlechtsspezifische Inanspruchnahme 
festzustellen, wie gemeinhin flexiblen 
Arbeitsformen unterstellt wird. Trotz Ar¬ 
beitszeiterfassung sinkt die Anzahl der 
Mehrleistungsstunden. 

Der Betrieb steht jetzt vor der Ein¬ 
führung eines Desk-Sharing-Systems. 


Möglich wird es durch die technologi¬ 
sche Entwicklung - jeder Arbeitsplatz ist 
mit Laptop ausgestattet. Darüber kann 
telefoniert, gechattet oder von jedem 
Ort auf die Systeme zugegriffen wer¬ 
den. Auch ein Diensthandy gehört zur 
Ausstattung. 

Die Mitarbeiterzufriedenheit ist in 
der Organisationseinheit, die vor meh¬ 
reren Jahren als Pilotprojekt gestartet 
ist, deutlich gestiegen. Sowohl das sozia¬ 
le Miteinander als auch - für das Unter¬ 
nehmen sehr erfreulich - die Kundenzu¬ 
friedenheit hat sich verbessert. 

Dieses Pilotprojekt wird schrittwei¬ 
se auf alle ausgedehnt. In Einführungs¬ 
veranstaltungen erläutert der Betriebs¬ 
rat dabei die Regeln zur Einhaltung 
gesetzlicher und tarifvertraglicher Be¬ 
stimmungen und begleitet und reflek¬ 
tiert in Teilbetriebsversammlungen die 
Entwicklung, um möglichen Gefahren - 
wie der Entgrenzung von Arbeitszeit - 
zu begegnen. 

Gewerkschaften 
auf Positionssuche 

Die Mitgliedsgewerkschaften des DGB 
versuchen mit den Interessensvertre¬ 
tungen Handlungsmöglichkeiten zu er¬ 
arbeiten. Hierzu werden Kongresse, 
Workshops und Fortbildungen durch¬ 
geführt, um den neuen Entwicklungen 
etwas entgegenzustellen. Die Diskussio¬ 


nen konzentrieren sich dabei im Wesent¬ 
lichen auf die Situation der Beschäftig¬ 
ten in Großbetrieben, was mit dem Or¬ 
ganisierungsgrad zusammenhängt. In 
den Mittel- und Großbetrieben ist die 
Möglichkeit des Eingreifens aufgrund 
von Tarifverträgen und vorhandener ge¬ 
werkschaftlich orientierter Interessens¬ 
vertretungen wesentlich einfacher. 

Im Umkehrschluss bedeutet es aber 
nicht, dass die Wirkungen der Digitali¬ 
sierung in kleinen Betrieben nicht vor¬ 
handen sind. Die große Gefahr ist hier, 
dass sie auf Gutdünken des Unterneh¬ 
mens durchgeführt werden. 

In der Fachliteratur, wie auch in gewerk¬ 
schaftlichen Veröffentlichungen wird 
viel darüber fabuliert, welche Chancen 
diese Entwicklung hat. Dabei ist die Ge¬ 
fahr groß Illusionen aufzuliegen, da wie 
in vielen aktuellen Fragen nicht vom In¬ 
teressensgegensatz von Arbeit und Ka¬ 
pital ausgegangen wird. In der Folge 
ist es daher nicht überraschend, wenn 
vor Ort Vereinbarungen abgeschlossen 
werden, die sich negativ auf die Situa¬ 
tion der Beschäftigten auswirken kön¬ 
nen oder zur Aufweichung bestehender 
sozialer Standards oder Arbeitsschutz¬ 
bestimmungen führen. Die beschäftig- 
tenorientierte Gestaltung dieser Ent¬ 
wicklungen ist eine Frage des Kräfte¬ 
verhältnisses vor Ort. 

Rainer Perschewski 


Mehr Jugend, mehr 
Frauen, mehr Geld 

2 038 638 Kolleginnen und Kollegen 
wurden zum Jahresende 2015 von ver. 
di als Mitglieder gezählt. Das ist ein Mi¬ 
nus von 0,06 Prozent gegenüber dem 
Vorjahr. Dass ver.di damit nicht unzu¬ 
frieden ist, liegt wohl daran, dass ver.di 
aufgrund des Altersdurchschnitts jedes 
Jahr mehr Austritte durch Ableben aus- 
gleichen muss. 

Der ver.di-Vorsitzende Frank 
Bsirske führte die Mitgliederzuwächse 
auf die konfliktreichen Tarifauseinan¬ 
dersetzungen 2015 zurück. Erfreulich 
nannte er die seit acht Jahren erfolgrei¬ 
che Entwicklung bei den erwerbstätigen 
Mitgliedern. Hier lag die Zahl der Ein¬ 
tritte mit 127 769 über der Zahl der Aus¬ 
tritte (89 912). Damit stieg die Erwerbs¬ 
quote auf 76,40 Prozent aller Mitglieder. 

Einen leichten Zuwachs von 2,41 
Prozent konnte ver.di 2015 bei den Mit¬ 
gliedern unter 28 Jahren verzeichnen. 
„Die Werbung junger Mitglieder soll in 
diesem Jahr einen noch höheren Stellen¬ 
wert einnehmen“, betonte Bsirske. 

Die ver.di.Mitgliedschaft besteht da¬ 
rüber hinaus in der Mehrheit aus Frauen, 
die Frauenquote stieg 2015 weiter an. Sie 
liegt nun bei 52,02 Prozent. 57,91 Prozent 
aller Eintritte entfielen im letzten Jahr 
auf Frauen. 

Und auch bei den Beitragszahlun¬ 
gen geht es aufwärts. Mit 454,2 Millio¬ 
nen Euro sind im letzten Jahr die höchs¬ 
ten Beitragseinnahmen seit ver.di-Grün- 
dung erzielt worden. 

Noch eine Vereinbarung 

Nun haben auch ver.di und IG BCE 
eine Vereinbarung über Zuständigkei¬ 
ten getroffen, dieses Mal geht es um 
die Beschäftigten der Wasserwirtschaft, 
wie letzte Woche bekanntgegeben wur¬ 
de. Wenige Tage zuvor hatte ver.di be¬ 
reits mit der IG Metall eine Vereinba¬ 
rung über die Zuständigkeiten in der 
Kontraktlogistik schließen können. 

Der ver.di-Vorsitzende Frank 
Bsirske begrüßte die Einigung als Ele¬ 
ment der Stärkung gewerkschaftlicher 
Strukturen insgesamt: „Das ist im Inte¬ 
resse aller Beschäftigten, die sich in al¬ 
len Betrieben der Wasserwirtschaft auf 
eine starke gewerkschaftliche Vertre¬ 
tung verlassen können.“ Der IG-BCE- 
Vorsitzende Michael Vassiliadis be¬ 
tonte: „Nach sehr intensiven und kon¬ 
struktiven Gesprächen ist es gelungen, 
einen Schlussstrich unter jahrelange 
Auseinandersetzungen zu ziehen. Das 
ist ermutigend gerade auch im Hinblick 
auf die Fortentwicklung der innerge¬ 
werkschaftlichen Zusammenarbeit.“ 


Kohle verbrennen in Hamm 

GEKKO steht für Verstromung von Kommunalfinanzen 



2008 wurde in Nordrhein-Westfalen ein 
Vertrag zwischen einem privaten Ener¬ 
gieriesen und kommunalen Zwergen ge¬ 
schlossen, der die Geschichte der Ener¬ 
gieversorgung über Verstromung von 
Kohle um ein spätes Kapitel erweiterte. 
Das Objekt der Kooperation war Bau 
und Betrieb eines Steinkohlekraftwerks 
in Hamm in Westfalen. 

Der Riese war einer der vier Großen 
in Deutschland - RWE, Rheinisch-West¬ 
fälisches Elektrizitätswerk AG. Die Zwer¬ 
ge waren 23 Stadtwerke, kommunale oder 
kommunal gesteuerte Töchter. Die Kons¬ 
truktion erhielt den schönen Namen GE¬ 
KKO, der war aus der unaussprechlichen 
Langfassung „GEmeinschafts-Kraftwerk 
SteinKOhle“ destilliert. 

Eigentlich war das eine alltäglich ge¬ 
wordene PPP-Konstruktion - public pri¬ 
vate partnership in der für die öffentli¬ 
che Beteiligung bekannt verlustreichen 
Form. Allerdings eine in außergewöhn¬ 
lichen Dimensionen, was Volumen und 
Langfristigkeit, Beteiligungen und Ver¬ 
flechtungen, Chancen und Risiken an¬ 
betrifft. 6,5 Prozent jährliche Rendite 
wurde den Zwergen für ihre insgesamt 
23-prozentige Beteiligung (506 Millionen 
Euro) zugesagt - das werde der erfahre¬ 
ne Riese mit seiner Potenz schon richten. 

Nicht nur solche finanziell hochge¬ 
stochenen Aussichten hatten Kommu¬ 
nalpolitik und Kämmereien verlockt, 
sich zu beteiligen - praktisch alle Kom¬ 
munen versuchten und versuchen sich 


immer offener als Unternehmen, die 
großen als Konzerne, um ihrer gezielten 
Verarmung mit Beteiligung an priva¬ 
ten Geschäften zu antworten. Die spru¬ 
delnden Gewinne, so die Spekulation, 
könnten ihre insolvenznahen Haushal¬ 
te retten. Solche Deals schienen allen 
Fraktionen (bei wenigen örtlichen oder 
persönlichen Ausnahmen) alternativlos, 
zumal sie weiter an ewiges Wachstum 
glaubten und an Erfolge in der teuren 
Konkurrenz um Investitionen. 

GEKKO zu konstruieren war auch 
deshalb attraktiv für Verwaltungsvor¬ 
stände, Fraktions- und Ausschussvor¬ 
sitzende, weil das Konstrukt neue Vor¬ 
stands- und Aufsichtsratssessel ver¬ 
sprach. Die würden neben zusätzlicher 
finanzieller Polsterung auch politische 
Aufwertung im Dschungel der regiona¬ 
len Vernetzungen zwischen Mitgliedern 
der Parteien und Verwaltungen, der Ver¬ 
bände und Gewerkschaften, der Institu¬ 
te und Kammern mit sich bringen. 

Sich kommunal an GEKKO zu betei¬ 
ligen, schien auch politisch korrekt 4 zu 
sein. Das ging ungefähr so: Wenn die hier 
geplante Steinzeit-Steinkohle-Ausbeu¬ 
tung schon nicht zu verhindern sei, weil 
der Bedarf ,in der Energiewende 4 nur 
so gesichert werden könne, so sollte das 
Profitstreben des privaten Riesen doch 
wenigstens gezügelt und gesellschaftli¬ 
che Moral über die Beteiligung gesichert 
werden. Solche Moral einzubringen sei 
notwendig gegen die grauenhaften Ab¬ 


baubedingungen in fernen Regionen 
(die Flöze in der Nachbarschaft waren 
vor ein paar Jahrzehnten geschlossen 
worden), die nun irren Transportwege 
und die klimaschädigende Verstromung 
vor Ort. Die 23-prozentige Beteiligung 
als Wahren von Moral zu verkaufen, 
sagt viel aus über Charakter und Not 
der politischen Elite in der Region - in 
Wahrheit bringen 23 Prozent Null Ein¬ 
flussnahme. 

Die technische und ökonomische 
Kalkulation für GEKKO hatte sich fern 
von längst beobachtbaren Entwicklun¬ 
gen gehalten. Sowohl die Kosten für das 
Kraftwerk - zur Durchsetzung des Pro¬ 
jekts waren sie mit zwei Milliarden Euro 
(zu) niedrig angesetzt, sie erhöhten sich 
um ein Drittel auf drei Milliarden - als 
auch die Preise für schließlich zu liefern¬ 
de Energie - sie wären nicht mehr kon¬ 
kurrenzfähig gegenüber den inzwischen 
fallenden Marktpreisen - gerieten zu 
Horror-Szenarien. Zum Unvermögen 
,kam auch noch Pech dazu 4 - schwere 
Material-, Konstruktions- und Baumän¬ 
gel folgten aufeinander. Am Schluss 
nach sieben Jahren der Baustopp am 
Block D - katastrophisch für den wan¬ 
kenden Riesen wie für die 23 Zwerge. 

Zum tristen Abschluss wurde der 
Ausstieg der Zwerge vereinbart - von 
ihren (unseren) privatisierten 506 Mil¬ 
lionen ist ihnen symbolisch ein Euro 
geblieben. Das war im Herbst 2015 das 
Angebot von RWE an die kommunalen 


Kraftwerk Hamm 

Anleger, das geringfügig nachgebessert 
worden sein soll. Die horrenden Verlus¬ 
te müssen sie (wir) nun verkraften. Die 
kommunalen Haushalte werden nutzen, 
was dafür noch zugänglich ist - Gebüh¬ 
renerhöhungen, Leistungsminderun¬ 
gen, Dienst- und Arbeitsverdichtun¬ 
gen, Nichtbesetzen von Stellen, Unter¬ 
tarifierungen. Die Bürgerinnen und die 
Beschäftigten sind dran. Verantwortli¬ 
che? Eingangs waren alle Netzwerker 
Väter des Projekts, ausgangs hatten im¬ 
mer schon alle gewarnt, angesichts der 
GEKKO-Ruine will nun niemand dabei 
gewesen sein. 


Wieder ist dem großen Kapital ein 
Projekt gescheitert. Das Herstellen von 
Ruinen häuft sich in Berlin, Stuttgart, 
Hamburg und nun auch in einem Ort 
namens Hamm, bei genauem Hinse¬ 
hen überall. Nicht jedes Scheitern ist so 
spektakulär und so folgenreich für die 
zum Zocken verleiteten Kommunen. 
Kann es der Kapitalismus nicht mehr? 
Das zu erkennen könnte produktiv ge¬ 
macht werden. Nicht drinnen im kom¬ 
promittierenden Netz - aber draußen, 
in prinzipieller Opposition zum zerstö¬ 
rerischen Prinzip. 

Wolfgang Richter 
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Immer mehr Fleisch 

„Fleischatlas Deutschland Regional 2016“ erschienen 


Rücktritt von Jäger gefordert 

Linkspartei hält NRW-Innenminister für nicht mehr tragbar 



Demonstration gegen einen Anschlag am 2.1.2016 in Köln Mühlheim auf die 
Wohnung einer ausländischen Familie. 


Immer mehr Fleisch wird in immer we¬ 
niger landwirtschaftlichen Betrieben 
produziert. Diesen Trend hat die Hein- 
rich-Böll-Stiftung gemeinsam mit dem 
Bund für Umwelt und Naturschutz 
Deutschland (BUND) in ihrem neu¬ 
en Bericht „Fleischatlas Deutschland 
Regional 2016“ belegt, der vergangene 
Woche in Berlin vorgestellt wurde. 

Barbara Unmüßig, Vorstand der 
Heinrich-Böll-Stiftung, sagte anlässlich 
der Präsentation, in den letzten 15 Jah¬ 
ren hätten bis zu 80 Prozent der Bau¬ 
ernhöfe die Tierhaltung aufgeben müs¬ 
sen, während gleichzeitig bundesweit 
bis zu 50 Prozent mehr Fleisch produ¬ 
ziert werde. Besonders dramatisch seien 
das „Höfesterben“, die Konzentrations¬ 
prozesse und die zunehmende Industri¬ 
alisierung in Bayern, Baden-Württem¬ 
berg und Niedersachsen in der Rin- 


Industrielle Tierfabriken 
sorgen für Höfesterben in 
der Landwirtschaft. 


der- und Schweinezucht. In Thüringen, 
Sachsen, Sachsen-Anhalt und Bran¬ 
denburg nehme zwar die absolute Zahl 
der Schweine- und Hühnerhaltungen 
ab, dafür würden dort die Betriebe im¬ 
mer größer. „Wenn bei steigenden Pro¬ 
duktionsmengen in Bayern fast 30 000 
Betriebe und in Niedersachsen mehr 
als 13000 Höfe die Schweinehaltung 
aufgeben, dann haben wir es mit einem 
tiefgreifenden Strukturwandel zu Las¬ 
ten kleinbäuerlicher und mittelständi¬ 
scher Betriebe zu tun“, sagte Unmüßig. 
Dies befördere weiter eine agroindus- 
trielle Landwirtschaft, deren Folgen 
für das Tierwohl und die natürlichen 
Lebensgrundlagen auf immer weniger 
gesellschaftliche Akzeptanz stoßen. Zu¬ 
gleich mache diese Landwirtschaft noch 
abhängiger von Futtermittelimporten 
aus dem Ausland, wo Sojamonokultu¬ 
ren bereits heute soziale und ökologi¬ 
sche Verheerungen anrichteten. 

Laut Bericht wächst die Fleischpro¬ 
duktion vor allem in jenen Bundeslän¬ 
dern am stärksten, in denen bereits 
überdurchschnittlich viele Tiere ge¬ 
mästet werden. „Der Trend zu Mega¬ 
mastanlagen geht weiter. Neue Tierfa¬ 
briken werden geplant, wo die Auswir¬ 
kungen der Fleischindustrie bereits am 
deutlichsten zu spüren sind“, sagte der 
BUND-Vorsitzende Hubert Weiger. 
Dort seien die negativen Wirkungen 
auf die Umwelt wie die Ammoniak¬ 
emissionen aus den Ställen und die Ni¬ 
tratwerte im Grundwasser jetzt schon 
inakzeptabel hoch. 

Dies gelte für Nordrhein-Westfalen 
und in besonderem Maße für Nieder¬ 


sachsen, wo Mitte 2015 bereits rund 
vier Millionen Mastschweine gezählt 
wurden. In den letzten vier Jahren sei¬ 
en dort nach Recherchen des BUND 
mehr als 150 000 Schweinemastplät¬ 
ze neu genehmigt worden. „Allein im 
Landkreis Vechta wurden zwischen 
2013 und 2014 trotz einer bereits exis¬ 
tierenden extrem hohen Schweinedich¬ 
te über 87 000 neue Schweinemastplät¬ 
ze genehmigt“, sagte Weiger. Dort pro¬ 
duzieren knapp 800 Schweinemäster 
mehr Tiere als in ganz Schleswig-Hol¬ 
stein oder Hessen. Dies gefährde nicht 
nur das Trinkwasser, sondern gehe auch 
oftmals mit der Missachtung des Tier¬ 
wohls einher. 

Eine ähnliche Entwicklung sieht 
der BUND-Vorsitzende in der Geflü¬ 
gelfleischproduktion. Neben Nieder¬ 
sachsen solle beispielsweise auch in 
Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen- 
Anhalt, Brandenburg und Sachsen in 
immer größeren Anlagen immer mehr 
Geflügel gezüchtet werden. Würden 
alle beantragten Tierplätze genehmigt, 
könnte die Masthühnchen-Haltung in 
Brandenburg noch einmal um knapp 
8 Prozent, in Mecklenburg-Vorpom¬ 
mern um mehr als 16 Prozent, in Sach¬ 
sen-Anhalt sogar um über 30 Prozent 
wachsen. Auch in Sachsen seien hohe 
Steigerungsraten zu erwarten. 

Dumpingpreise für Lebensmittel 
trieben viele Bauern in den Ruin, so 
Weiger. Doch statt etwas an der Situ¬ 
ation zu ändern, setze die Bundesre¬ 
gierung auf „Massenproduktion, Ex¬ 
port und Maximierung von Profiten“. 
Mittels Schleuderpreisen für Fleisch 
konnte dessen Export in den letzten 
Jahren deutlich erhöht werden. Doch, 
so Unmüßig, seien inzwischen über 80 
Prozent der Deutschen bereit, höhere 
Preise für Fleisch und Wurst zu zah¬ 
len, wenn sie dadurch zu besseren Hal¬ 
tungsbedingungen der Tiere beitragen 
könnten. 

Brandenburg ist ein gutes Bei¬ 
spiel dafür, dass die Massentierhal¬ 
tung in der Bevölkerung immer mehr 
an Rückhalt verliert. Erst vergangene 
Woche endete das „Volksbegehren 
gegen Massentierhaltung“ - erfolg¬ 
reich. In der Landesgeschichte ist es 
erst das zweite Mal, dass ein Volksbe¬ 
gehren erfolgreich war. Über 103 000 
Brandenburger sprachen sich mit ihrer 
Unterschrift dafür aus, dass das Land 
keine neuen Mastanlagen mit öffentli¬ 
chen Geldern fördert. Das waren über 
20 000 Unterschriften mehr als not¬ 
wendig, und nun liegt es an der rot-ro¬ 
ten Mehrheit im Landtag, ob der Bür¬ 
gerwille akzeptiert wird oder ob ein 
Volksentscheid organisiert wird. 

Bernd Müller 


UZ: Noch immer sorgen die Übergriffe 
gegen Frauen in der Silvesternacht am 
Kölner Hauptbahnhof für öffentliche 
Empörung. Als Täter wurden Män¬ 
ner mit Migrationshintergrund aus¬ 
gemacht. Wie bewertet Ihre Partei die 
Vorgänge von Silvester und die daraus 
resultierenden Debatten? 

Sascha H. Wagner: Wir unterstreichen 
deutlich, dass es keine Entschuldigung 
für sexualisierte Gewalt an Frauen 
gibt - egal wann, wo und von wem sie 
begangen wird. Die Geschehnisse von 
Köln müssen aufgearbeitet, die Täter 
ausfindig gemacht und strafrechtlich 
verurteilt werden. 

Doch längst geht es in der Debatte 
nicht mehr um sexualisierte Gewalt an 
Frauen, sondern um Geflüchtete und 
Menschen mit einem Migrationshin¬ 
tergrund - insbesondere aus mus¬ 
limischen Ländern. Dieser Diskurs 
entbehrt jeder sachlichen Grundlage 
und strotzt von Vorurteilen und ras¬ 
sistischen Ressentiments. Sexualisier¬ 
te Gewalt ist ein gesamtgesellschaftli¬ 
ches Problem. So diskutiert zum Bei¬ 
spiel kaum jemand über die Situation 
in den Frauenhäusern, deren Stärkung 
und finanzielle Verstetigung, sondern 
über Asylrechtsverschärfungen und 
Abschiebungen. Es wird so getan, als 
ob sexualisierte Gewalt an Frauen le¬ 
diglich ein Problem der Zugewander¬ 
ten wäre. 


UZ: Der nordrhein-westfälische Land¬ 
tag hat sich in der letzten Woche im 
Rahmen einer Sondersitzung mit den 



Sascha H. Wagner ist Landesge¬ 
schäftsführer der nordrhein-westfäli¬ 
schen Linkspartei. 


sexistischen Übergriffen befasst. Nord¬ 
rhein- Westfalens Ministerpräsidentin 
Hannelore Kraft (SPD) sprach von 
einer „operativen Fehleinschätzung“ 
der Kölner Polizei, stellte sich jedoch 
hinter ihren Innenminister Ralf Jäger 
(SPD). Wie bewerten Sie Jägers Rol¬ 
le bezüglich der Vorgänge von Köln? 

Sascha H. Wagner: Jäger hat ein aus¬ 
gesprochenes Talent dafür, sich die 
Dinge und Sachlagen schön zu reden. 
Ein großes Problem ist ja wohl die 
mangelnde Kompetenz in den Reihen 
der Einsatzleitung, aber auch die Per¬ 
sonalentwicklung in NRW bei der Po¬ 
lizei. Wir müssen auch darüber reden, 
dass Anzeigen sexueller Belästigung 
bei der Polizei oft nicht ernst genom¬ 
men werden. Wer wirklich Frauen vor 
sexualisierter Gewalt schützen möch¬ 
te, darf dazu nicht schweigen. Wer, 
wenn nicht der Innenminister, trägt 
hier die Verantwortung? 

Wir dürfen die Straßen doch eben¬ 
so wenig der Selbstjustiz von Bürger¬ 
wehren überlassen wie den Banden 
der Silvesternacht. Die Antwort auf 
die Ereignisse in Köln muss deutlich 
sein: Sexismus und Rassismus haben 
keinen Platz in unserer Gesellschaft. 
Gerade hier ist der Innenminister jetzt 
gefragt, dringend zu handeln und auf¬ 
zuklären. 

UZ: Auch darüber hinaus ist die Lis¬ 
te der Verfehlungen Jägers keineswegs 
kurz. Welche Fälle sind Ihnen beson¬ 
ders im Gedächtnis geblieben? 

Sascha H. Wagner: Da gibt es eine gan¬ 
ze Reihe. IM Jäger scheint häufig auch 


auf dem rechten Auge etwas blind zu 
sein, wie etwa bei den „Dügida“-De- 
mos in der Landeshauptstadt oder an¬ 
deren rechten Zusammenkünften wie 
bei den „HoGeSa“-Ereignissen zeigt 
sich das Innenministerium schlecht 
informiert. Die mangelnde Kompe¬ 
tenz zeigt sich aber darüber hinaus 
an vielen Punkten. Etwa bei den Vor¬ 
kommnissen bei der Kommunalwahl 
2014, als die Anhänger der Partei „Die 
Rechte“ vor dem Dortmunder Rat¬ 
haus aufmarschierten oder die Auf¬ 
klärungsdefizite bei dem damaligen 
„Loveparade“-Unglück. Oder erst 
neulich bei den Vorfällen der Klimap¬ 
roteste im rheinischen Braunkohlere¬ 
vier um Garzweiler „Ende Gelände“. 
Hier setzte die Polizei Pfefferspray 
und Schlagstöcke gegen Demonst- 
rantinnen und Demonstranten ein. 
Polizeieinsatzkräfte in RWE-Gelän- 
dewagen machten zudem gemeinsam 
mit dem betriebseigenen Sicherheits¬ 
dienst Jagd auf Demonstrierende. Jä¬ 
ger sah auch hier kein Fehlverhalten. 
Die Liste ist lang. 

UZ: Ist Jäger als Innenminister über¬ 
haupt noch tragbar? 

Sascha H. Wagner: Wenn es nach der 
Ministerpräsidentin Kraft geht, an¬ 
scheinend. Ich halte es zunehmend für 
nicht mehr hinnehmbar, Herrn Jäger 
weiter im Amt zu lassen. 

UZ: Ist die „rot-grüne“ Landesregie¬ 
rung nur in Sachen Innen- und Rechts¬ 
politik derart defizitär auf gestellt? 

Sascha H. Wagner: Da gibt es eine 
Menge Baustellen. NRW-Familienmi- 
nisterin Christina Kampmann (SPD) 
redet sich ihre Familienpolitik schön. 
Sie bestreitet, dass es zu wenige U3- 
Plätze in NRWs Kitas gibt. Eine Stu¬ 
die der TU Dortmund widerlegte dies. 
Danach steigt der U3-Bedarf bun¬ 
desweit am stärksten in Nordrhein- 
Westfalen. Auch hier hat die Landes¬ 
regierung ihre Hausaufgaben nicht 
gemacht. Der Spruch von Frau Kraft, 
„Wir wollen kein Kind zurücklassen“, 
war reine Makulatur im Wahlkampf. 
Es fehlt an Lehrer- und Sozialarbei¬ 
terstellen wo man nur hinsieht. 

UZ: Vor welchen Herausforderungen 
sehen Sie NRW ansonsten in diesem 
Jahr? 

Sascha H. Wagner: Ganze Viertel im 
Ruhrgebiet verkommen zunehmend, 
die kommunalen Haushalte sind am 
Ende ihrer Gestaltungsmöglichkei¬ 
ten und die alteingesessenen Parteien 
beschneiden die soziale Infrastruktur. 
Wenn die Finanzierung der Kommu¬ 
nen nicht schleunigst auskömmlich 
von Bund und Land gestaltet wer¬ 
den, wachsen auch die Konfliktpo¬ 
tentiale an. Und natürlich müssen wir 
jetzt dringend darüber reden, wie wir 
mit der Situation der hilfesuchenden 
Menschen in Nordrhein-Westfalen 
umgehen. Es muss auch deutlich ge¬ 
macht werden, dass die bisher regie¬ 
renden Parteien in NRW den sozialen 


Wohnungsbau im Einklang mit dem 
Bund systematisch zurückgefahren 
haben. Das rächt sich nun. Dennoch 
haben wir viele Wohnungen in NRW, 
die zur Spekulationsmasse geworden 
sind und leer stehen. Da gibt es viele 
Möglichkeiten, über die man sprechen 
muss. 

UZ: Ihrer Partei wird aktuellen Mei¬ 
nungsumfragen zufolge der Einzug in 
den Landtag prognostiziert. Wie groß 
ist die Gefahr, dass die sozialchauvinis¬ 
tische und rassistische AfD dies verhin¬ 
dern könnte, die zunehmend bei den 
Wählerinnen und Wählern punkten 
kann? 

Sascha H. Wagner: Unsere Aufgabe 
besteht vor allem darin deutlich zu 
machen, dass eine AfD nicht an der 
Lösung der sozialen Frage interessiert 
ist. Sie versuchen einfach nur die Men¬ 
schen gegeneinander auszuspielen 
und tun dies mit schlimmen Ressenti¬ 
ments. Wir brauchen breite Bündnisse 
für den Protest auf den Straßen gegen 
diese menschenverachtenden Ideolo¬ 
gien und müssen auch als Partei klare 
Kante zeigen. 

UZ: Die NRW-Linksfraktion hat von 
2010 bis zu den damaligen Neuwah¬ 
len 2012 die „rot-grüne“ Landesregie¬ 
rung geduldet. Können Sie sich eine 
Neuauflage dieser Duldung nach der 
Landtagswahl im Frühling 2017 erneut 
vor stellen? 

Sascha H. Wagner: Momentan laufen 
die Debatten eher dahin, dass es für 
uns schwerlich vorstellbar ist eine sol¬ 
che Konstellation erneut zu erdulden. 
Entscheiden wird das jedoch die Basis. 
Die Frage ist es doch, ob es gelingt, 
NRW wieder ein soziales Gesicht zu 
geben. Wir brauchen dringend not¬ 
wendige Investitionen im Infrastruk¬ 
turbereich, in Bildungsangelegenhei¬ 
ten und die kommunalen Haushalte 
müssen nachhaltig entlastet werden. 
Derzeit sehe ich nicht, dass die rot¬ 
grüne Landesregierung diesen kon¬ 
sequenten Weg gehen will. 

UZ: Eine Koalition mit SPD und 
Bündnis 90 /Die Grünen schließen Sie 
also nicht aus? 

Sascha H. Wagner: Es wäre unseri¬ 
ös, zu einem solchen Zeitpunkt von 
vornherein alles auszuschließen. Was 
ist, wenn die AfD in den Landtag ein¬ 
zieht und sich eine rechte Mehrheit 
von CDU und AfD bildet? Die In¬ 
halte werden am Ende entscheidend 
sein. Wir wollen soziale Verbesserun¬ 
gen für die Menschen in NRW. Der¬ 
zeit kann ich jedoch nicht erkennen, 
dass die jetzigen Regierungsparteien 
bereit sind, diese deutlichen Verbes¬ 
serungen sprich: mehr Personal im öf¬ 
fentlichen Dienst, mehr Investitionen 
in Bildung und eine bessere Ausfinan¬ 
zierung der kommunalen Haushalte 
zu schaffen. In NRW muss dringend 
die soziale Frage diskutiert werden. 
Dafür stehen wir bereit. 

Das Gespräch führte Markus Bernhardt 



Am 16. Januar haben in Berlin zehntausende gegen konventionelle Landwirt¬ 
schaft protestiert. Unter dem Motto „Wir haben es satt“ zogen die Bauern und 
Umweltschützer vom Potsdamer Platz zum Bundeskanzleramt. 
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Jagdszenen (nicht nur) in Köln 

Silvester 2015 - es wird weiter geknallt 



Düsseldorfer Klein-Marokko nach der Razzia. 


D as Bundeskriminalamt hat die 
massenhafte sexuelle Belästigung 
zu Silvester in Köln auf einen Be¬ 
griff gebracht. Es handle sich um „tahar 
rush gamea“ (gemeinschaftliche Beläs¬ 
tigung) und sei als Modus Operandi, als 
wiederkehrendes Muster von Straftaten 
und bekannt aus Ägypten. Die Übergrif¬ 
fe und Vergewaltigungen dürfen wir jetzt 
als fremde Sitte, als eine Art Brauchtum 
sexuell ungebärdiger arabischer Jugend¬ 
licher verstehen. NRW-Innenminister 
Ralf Jäger versprach im Landtag, dass 
„sich hierzu eine Bund-Länder-Arbeits¬ 
gruppe vertiefend mit dem Phänomen 
befassen und spezifische Bekämpfungs¬ 
konzepte entwickeln“ werde. So etwas 
wie Kampf der Kulturen. 

Noch eine Woche zuvor hatten sich 
Politiker wie de Maiziere und Polizei¬ 
gewerkschafter (DPolG) Rainer Wendt 
vordergründig gegen einen General¬ 
verdacht ausgesprochen, also dagegen, 
Menschen eine Neigung zu Straftaten 
anzudichten allein wegen ihrer Zugehö¬ 
rigkeit zu einer Nation, einer Religion, 
oder weil sie sich dem Krieg und dem 
Elend in ihrer Heimat als Elüchtlinge 
entziehen. Unterdessen wird der Gene¬ 
ralverdacht schon praktiziert. Gruppen 
von Türstehern, Rockern und Hooligans 
in Köln jagen fremdländisch aussehen¬ 
de Menschen und schlagen sie kranken¬ 
hausreif. Solche Jagdszenen hatten wir 
in Köln noch nicht. 

Razzia in Düsseldorf am Samstag, 
16. Januar. In einem Viertel um die El¬ 
lerstraße, für das sogleich der Name 
„Klein-Marokko“ oder „Maghreb“ pa¬ 
rat ist. Vorgeblicher Zweck der Aktion? 
Kriminelle Strukturen hinter Diebes¬ 
banden aufzudecken. Die Razzia habe 


viele Einblicke in die Strukturen der 
Verdächtigen, über ihre Gewohnheiten, 
Aufenthaltsorte und Unterkünfte ver¬ 
schafft, behauptet Einsatzleiter Frank 
Kubiki. Nun sei die Polizei fähig, „Orte 
aufzuklären, an denen solche Taten ver¬ 
abredet und vorbereitet werden, noch 
bevor sie geschehen“. (Lokalzeit, wdr 
18.1.16). Das ganze Viertel war von 300 
Polizisten umstellt und abgeriegelt wor¬ 
den. Überprüft wurden 294 Personen, 
40 festgenommen - 38 von ihnen wegen 
des Verdachts illegalen Aufenthalts, ei¬ 
ner wegen des Verdachts der Hehlerei. 
Eine weitere Person sei bereits zur Ab¬ 
schiebung ausgeschrieben gewesen. 

Am Montag heißt es indes, die Poli¬ 
zei habe alle 40 Festgenommenen wie¬ 
der freigelassen - freilassen „müssen“, 
wird formuliert. Denn es hätten keine 
Haftgründe Vorgelegen. Polizeipräsident 


in Düsseldorf ist gegenwärtig noch Nor¬ 
bert Wesseler. Er gilt als sorgsamer Be¬ 
treuer von Dügida-Kundgebungen und 
verbissener Verfolger ihrer Gegner. Von 
ihm hört man, er bewerbe sich als Nach¬ 
folger von Wolfgang Albers in Köln. 

Am selben Tag verteilen am Köl¬ 
ner Hauptbahnhof im Rahmen einer 
Kundgebung Syrerinnen und Syrer Ro¬ 
sen. Und einen Zettel: „Im Namen der 
Menschlichkeit, die uns vereint, und des 
Rechts auf Freiheit und Frieden kom¬ 
men wir heute zusammen: in Solidarität 
mit den Opfern sexueller Belästigung, 
Rassismus, Gewalt und Hass!“ Sie halten 
Plakate hoch: „Syrer gegen Angriffe auf 
Frauen“; „Gegen Sexismus, gegen Ras¬ 
sismus“, aber auch: „Wir sind Syrer, wir 
sind für Frieden“. Etwas abseits davon 
ein anderes Plakat: „Wenn ihr euch für 
die Verbrechen irgendwelcher Arschlö¬ 


cher entschuldigt, dann entschuldige ich 
mich für: deutsche Waffenexporte, Krieg, 
Neokolonialismus, Rassismus, Festung 
Europa und vieles mehr“. 

CDU und SPD dagegen überneh¬ 
men Losungen von Pro NRW und NPD 
(„kriminelle Ausländer abschieben“). 
Im Vorfeld von drei Landtagswahlen 
(13. März) lassen sie sich von der AfD 
jagen, vollstrecken aber noch selbst. Es 
geht Schlag auf Schlag. Die CDU will 
die nordafrikanischen Staaten Algeri¬ 
en, Marokko und Tunesien zu sicheren 
Herkunftsländern erklären lassen. Die 
Bundesregierung plant ein Maßnah¬ 
menpaket, um Flüchtlinge aus Nordaf¬ 
rika schneller abschieben zu können. 
Ein Problem ist, dass diese Länder nur 
erwiesene Staatsangehörige zurückneh¬ 
men wollen. So ein Nachweis fehlt schon 
mal. Jetzt will Sigmar Gabriel Druck 
ausüben und bei mangelnder Koopera¬ 
tion Gelder kürzen. „Deutschland hilft 
gerne wirtschaftlich in Nordafrika, aber 
nur, wenn die Regierungen auch so fair 
sind, Bürger zurück einreisen zu lassen, 
die in Deutschland kein Asylrecht ha¬ 
ben“, so Gabriel am Sonntag in den Ta¬ 
gesthemen. Dies sei nur ein fairer Um¬ 
gang miteinander. 

Rückführung, Begrenzung, Schutz 
der Grenzen - so lauten die tödlichen 
Schlagworte. Als dem Publikum im ver¬ 
gangenen Sommer die Tausenden von 
Toten im Mittelmeer nicht mehr zuzu¬ 
muten waren und die Flüchtlinge gewis¬ 
sermaßen Breschen in die Festung Euro¬ 
pa schlagen konnten, schien die Politik 
der Abschottung schon gescheitert. Wir 
erleben den hektischen Versuch eines 
Rückschlags. 

Klaus Stein 


Rassistische Anschlagswelle 

CSU und AfD liefern sich Wettstreit um rechte Parolen 



„Die Rechte“ gegen Asylsuchende -10.01.2015 in Bautzen. 


Bundesjustizminister Heiko Maas 
(SPD) hat angekündigt seine Länder¬ 
kollegen für Anfang März zu einem 
Gipfel gegen Rechtsextremismus ein¬ 
zuladen. Anlass ist für den SPD-Poli¬ 
tiker die „Welle fremdenfeindlicher 
und rechtsradikaler Gewalt, die den 
inneren Frieden unserer Gesellschaft 
bedroht“. Als ersten Schritt will Maas 
mit den Justizministern der Länder 
unter anderem über neu einzurichten¬ 
de Schwerpunkt-Staatsanwaltschaften 
für rechte Gewalt diskutieren. Auch um 
die Strafverfolgung der zunehmenden 
Hetze in sozialen Netzwerken wie Fa- 
cebook sowie eine mangelhafte statis¬ 
tische Erfassung rechter Straftaten soll 
es bei dem geplanten Gipfel gehen. 

Tatsächlich reißt die nunmehr seit 
Wochen und Monaten anhaltende 
rassistische Gewalt nicht ab. Allein in 
Nordrhein-Westfalen kam es in den 
vergangen Tagen zu mehreren Brän¬ 
den in von Flüchtlingen bewohnten 
Häusern und Unterkünften, bei denen 
als Tatmotiv in den meisten Fällen von 


Justizminister Maas lädt 
zu Cipfel gegen rechte 
Gewalttäter ein. 


Brandstiftung ausgegangen wird. Ei¬ 
nige Beispiele: In der Nacht zum letz¬ 
ten Sonntag wurden in Gelsenkirchen 
15 Menschen, darunter sechs Kinder, 
verletzt. Sie konnten von der örtlichen 
Feuerwehr über das Dach eines Neben¬ 
hauses in Sicherheit gebracht werden. 
Nach Angaben der Polizei hatten zu¬ 
vor mehrere Kinderwagen in dem von 
den Flüchtlingen bewohntem Mehr¬ 
familienhaus gebrannt. Zwar gebe es 
bisher keine Hinweise auf einen frem¬ 
denfeindlichen Tathintergrund, den¬ 
noch sei der polizeiliche Staatsschutz 
eingeschaltet worden. Bereits am letz¬ 
ten Donnerstagabend war im Keller ei¬ 
ner Flüchtlingsunterkunft in Duisburg- 
Neumühl Feuer ausgebrochen. Die 76 
Bewohnerinnen und Bewohner konn¬ 
ten vom anwesenden Sicherheitsdienst 
ins Freie gebracht werden, bevor die 


Feuerwehr eintraf. Auch in diesem Fall 
geht die Polizei nicht von einem rassis¬ 
tischen Tathintergrund aus, die Ermitt¬ 
lungen dauern jedoch noch an. Anders 
stellt sich die Sache hingegen in Bezug 
auf einen Anschlag in Oberhausen dar. 
Dort hatten ein oder mehrere Täter am 
Freitag letzter Woche versucht, einen 
mit 5 000 Litern Gas gefüllten Tank in 
Brand zu setzen. Dieser befindet sich 
in direkter Nähe zu einem fast fertig 
gestellten Flüchtlingsheim. Eine eigens 
eingerichtete Sonderkommission der 
Polizei sucht aktuell nach einem dun¬ 
kel gekleideten Mann, der in direkter 
Tatortnähe beobachtet worden war. 
Da die Vorgehensweise des oder der 
Täter „sehr, sehr dilettantisch“ war, wie 
der stellvertretende Feuerwehrchef 
Gerd Auschrat betonte, habe jedoch 
zu keinem Zeitpunkt Explosionsgefahr 
bestanden. Der Staatsschutz ermittelt. 
In Detmold gab ein 19-Jähriger in der 
Nacht zum Samstag mit einer Waffe 
zwei Schüsse vor einer Flüchtlingsun¬ 
terkunft ab und skandierte dabei rech¬ 
te Parolen. Er konnte von der Polizei 
festgenommen werden. 

Andererseits kam es rund um das 
vergangene Wochenende in Magde¬ 
burg und Stuttgart (s.S. 16) und an¬ 
derswo auch zu Protesten von Anti¬ 
faschisten. In Magdeburg gingen am 
Freitag rund 400 Antifaschisten auf 
die Straße, um gegen Neofaschismus, 
Rassismus und imperialistische Krie¬ 
ge zu protestieren. „In Anbetracht ei¬ 
ner regionalen Mobilisierung und dem 
Verlauf war die diesjährige antifaschis¬ 
tische Vorabenddemo erfolgreich. Wir 
konnten damit einen Tag vor dem ge¬ 
planten Naziaufmarsch einigen Nazis 
an ihren Wohnorten auf die Pelle rü¬ 
cken. Zugleich gelang es durch viele 
Parolen und Redebeiträge unsere Po¬ 
sitionen gegen Faschismus und Kriegs¬ 
treiber zum Ausdruck bringen“, zeig¬ 
te sich die antikapitalistische Gruppe 
„Zusammen Kämpfen“ aus Magde¬ 
burg zufrieden. 

Am Tag darauf marschierten rund 
230 Nazis und Rassisten in Magdeburg 
auf, um den Jahrestag der Bombardie¬ 


rung Magdeburgs am 16. Januar 1945 
durch die Alliierten für ihre Propagan¬ 
da zu vereinnahmen. Ihnen standen 
jedoch hunderte Antifaschisten und 
Nazigegner gegenüber, denen es trotz 
anhaltender Provokationen der einge¬ 
setzten Polizei gelang, ein Zeichen ge¬ 
gen Faschismus zu setzen. 

Unterdessen geraten die Polizei¬ 
behörden ob der ansteigenden ras¬ 
sistischen Gewalt zunehmend in die 
Kritik. So monierte die Grünen-Bun- 
destagsabgeordnete Monika Lazar in 
einem Gastbeitrag für die Internetseite 
„Migazin“ den Umgang des Bundeskri¬ 
minalamtes (BKA) mit den Angriffen 
der extremen Rechten. Wie sehr Pegi- 
da, AfD und der rechte Mob Zusam¬ 
menarbeiten, lasse sich inzwischen gut 
erkennen. „Dennoch bleibt das BKA 
stoisch dabei, dass es sich bei den Tä¬ 
tern primär um Einzeltäter handele 
und es keine Belege für eine bundes¬ 
weite Streuung beziehungsweise Len¬ 
kung durch rechtsradikale Parteien 
gebe“, kritisierte sie. 

Tatsächlich wird die gegen Flücht¬ 
linge gerichtete Stimmungsmache je¬ 
doch keineswegs nur von den Brand¬ 
stiftern befördert, die „Pegida“ oder 
etwa der AfD entstammen. So forder¬ 


te etwa die selbsternannte CSU-Basis- 
bewegung „Konservativer Aufbruch“, 
ein Zusammenschluss von Rechtsau¬ 
ßen-Apologeten in der CSU, kürzlich 
sogar den Austritt der CSU aus der 
Bundesregierung, nachdem der frü¬ 
here Verfassungsrichter Udo di Fa- 
bio der Regierungskoalition in einem 
Gutachten für den Freistaat Bayern 
Rechts verstoße in Sachen Asylpoli¬ 
tik vorgeworfen hatte. Di Fabio hatte 
konstatiert, dass der Bund verpflichtet 
sei, „wirksame Kontrollen der Bundes¬ 
grenzen wieder aufzunehmen, wenn 
das gemeinsame europäische Grenzsi- 
cherungs- und Einwanderungssystem 
vorübergehend oder dauerhaft gestört 
ist“. „Die CSU macht sich mitverant¬ 
wortlich, wenn sie mit ihren Ministern 
Teil dieser Bundesregierung bleibt und 
diese Bundesregierung die gegenwärti¬ 
ge rechtswidrige Asylpraxis nicht sofort 
unterbindet“, erklärte daraufhin Tho¬ 
mas Jahn, stellvertretender Sprecher 
des „Konservativen Aufbruchs. „Wenn 
sich die CSU mit ihrer Forderung nach 
einem Stopp der illegalen Einwande¬ 
rung nicht durchsetzen kann, muss sie 
konsequenterweise die Koalition ver¬ 
lassen“, forderte er weiter. 

Markus Bernhardt 


Mordfall Bektas 

Die „Initiative für die Aufklärung des 
Mordes an Burak Bektas“ hat sich für 
die Einsetzung neuer Ermittler in be¬ 
sagtem Fall ausgesprochen. Zur Erin¬ 
nerung: Bektas, der zum Tatzeitpunkt 
erst 22 Jahre alt war, war in der Nacht 
vom 4. auf den 5. April 2012 in der 
Nähe des Krankenhauses Neukölln auf 
offener Straße von einem Unbekann¬ 
ten erschossen worden. Zwei seiner 
Freunde, mit denen er damals unter¬ 
wegs war, wurden bei dem damaligen 
Mordanschlag vom gleichen Täter nie¬ 
dergeschossen, überlebten den Angriff 
jedoch. 

Bereits mehrfach hatten sowohl 
die „Initiative für die Aufklärung des 
Mordes an Burak Bektas“ als auch die 
Opferberatungsstelle „Reach Out“ auf 
mögliche Verstrickungen von Neonazis 
hingewiesen. Die Ermittlungsbehörden 
weigerten sich jedoch bisher, den An¬ 
gehörigen und ihren Unterstützern In¬ 
formationen über den genauen Stand 
der Ermittlungen zukommen zu lassen. 

Auch der Fall des ebenfalls in Neu¬ 
kölln erschossenen Luke Holland, für 
den der derzeit inhaftierte Rolf Z. ver¬ 
antwortlich gemacht wird, wirft nach 
wie vor Fragen auf. Gemutmaßt wird, 
ob Z. auch für den Mord an Bekta? 
verantwortlich sein könnte. Erst kürz¬ 
lich hatten sich die Familien der bei¬ 
den Ermordeten gemeinsam mit ihren 
Anwälten Ogün Parlayan, Mehmet 
Daimagüler und Onur Özata an die 
Öffentlichkeit gewandt. Die Initiative 
unterstützte die dort gestellten Forde¬ 
rungen nach bundesweiten Ermittlun¬ 
gen und der Übertragung des Falls an 
die Generalbundesanwaltschaft. 

Außerdem übte die Initiative 
scharfe Kritik an Staatsanwalt Horst¬ 
mann und den zuständigen Polizeistel¬ 
len bezüglich der bisherigen Ermitt¬ 
lungen. In einem bereits vom 23.7.2014 
stammenden Schreiben an die Anwäl¬ 
te der Familie Bektas hatte der zustän¬ 
dige Staatsanwalt und Leiter der Er¬ 
mittlungen, Dieter Horstmann, auf 
Anfrage mitgeteilt, dass keine Ope¬ 
rationale Fallanalyse (OFA) durchge¬ 
führt wurde, da der Fall dafür „nicht 
geeignet“ scheine. In dem Teil der Ak¬ 
ten, der den Anwälten erst später zu¬ 
gänglich gemacht wurde, befindet sich 
jedoch eine OFA, in der ein rechtsex¬ 
tremes Motiv als mögliche Tatversion 
genannt wird. 

„Wir fragen uns, wie es zu dieser 
Falschaussage des Staatsanwalts Horst¬ 
mann kommen konnte. Entweder hat 
er schlicht keine Ahnung, was in der 
Akte steht, oder er leugnet aktiv die 
Existenz der Operativen Fallanalyse. 
In beiden Fällen handelt es sich um ei¬ 
nen Skandal sondergleichen, der eine 
Eignung des Staatsanwalts für diesen 
Fall mehr als fraglich erscheinen lässt“, 
kritisierte Ulrike Schmidt, Sprecherin 
der Initiative, daraufhin. 

Auch in den Ermittlungen zu den 
Morden des NSU wurde eine Opera¬ 
tive Fallanalyse, die einen rechtsextre¬ 
men Hintergrund der Taten als These 
formulierte, von den ermittelnden Be¬ 
hörden ignoriert. Der Umgang mit der 
OFA im Fall Burak zeige damit nicht 
nur klare Parallelen zu den Ermittlun¬ 
gen bezüglich der NSU-Morde. „Er 
verdeutlicht zudem, dass die Ermitt¬ 
lungsbehörden keine Konsequenzen 
aus ihrem Versagen bezüglich des NSU 
gezogen haben“, so Schmidt weiter. 

Einer der Freunde Buraks, der die 
Tat schwer verletzt überlebt hatte, hat¬ 
te außerdem vor mehreren Wochen 
von der Berliner Polizei eine Gegen¬ 
überstellung mit dem im Fall Luke H. 
festgenommenen Verdächtigen Rolf Z. 
verlangt, nachdem bekannt geworden 
war, dass dieser auch in der Akte zum 
Fall Bektas auftaucht. Diese Gegen¬ 
überstellung wurde von der Polizei mit 
der Begründung abgelehnt, dass in den 
Zeugenaussagen im Fall Bektas der Tä¬ 
ter keinen Bart getragen hätte. Diese 
skandalöse Begründung wiederholte 
die Berliner Polizei auch gegenüber 
den Anwälten. Die Initiative kritisier¬ 
te das Vorgehen der Behörde nicht nur 
als einen „Schlag ins Gesicht der Über¬ 
lebenden und der Angehörigen des er¬ 
mordeten Burak Bektas, sondern sieht 
darin auch den Unwillen der Berliner 
Ermittlungsbehörden verdeutlicht. 

(bern) 
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Parlament gegen Präsident 

Venezuela: Opposition greift an, „Bolibourgeoisie“ blockiert, Gewerkschaften mobilisieren 


„Verkauft alles“ 

Die Royal Bank Scotland (RBS) hat ih¬ 
ren Kunden nahegelegt, sich auf ein „ka¬ 
tastrophales Jahr 44 vorzubereiten. 

„Verkauft alles, außer hoch qualita¬ 
tive Anleihen. Hier geht es um Kapital¬ 
rückzahlungen und nicht um Kapital¬ 
renditen. In einem überfüllten Saal sind 
Ausgangstüren klein 44 warnte die Kre¬ 
dit-Abteilung in einem Rundschreiben 
an ihre Kunden, welches von der briti¬ 
schen Zeitung „The Telegraph 44 zitiert 
wurde. 

Laut den RBS-Analysten läuten die 
Finanzmärkte ähnliche Alarmglocken, 
wie 2008, als der Zusammenbruch von 
Lehman Brothers den Beginn der glo¬ 
balen Finanzkrise einläutete. 

Investoren seien voller Befürchtun¬ 
gen über eine deutliche Verlangsamung 
des Wachstums in China. Andrew Ro¬ 
berts, Chef der RBS-Kreditabteilung, 
kommentierte: „China musste mit zahl¬ 
reichen Korrekturen eingreifen und das 
entwickelt sich zum Schneeball. Die 
Volksrepublik hat einen sehr hohen 
Schuldenstand (gemessen am Bruttoin¬ 
landsprodukt). Dieser wird noch weiter 
steigen. 44 

Werkzeuge 

Die türkischen Behörden werfen ihnen 
„Propaganda für eine Terrororganisati¬ 
on 44 vor: Zahlreiche Akademiker, die ei¬ 
nen Aufruf für Frieden in den kurdischen 
Gebieten unterzeichnet hatten, wurden 
in der vergangenen Woche verhaftet. In 
dem Aufruf fordern die Akademiker un¬ 
ter anderem, „diese Vernichtungs- und 
Vertreibungspolitik gegenüber der ge¬ 
samten Bevölkerung der Region, die je¬ 
doch hauptsächlich gegen die kurdische 
Bevölkerung gerichtet ist, sofort einzu¬ 
stellen. 44 

Gericht statt Gehalt 

Die ukrainische Polizei hat ein Strafver¬ 
fahren gegen die Bergarbeiter eingelei¬ 
tet, die aus Protest gegen ausstehende 
Lohnzahlungen die Autobahn Lwow- 
Rawa-Ruska an der polnischen Grenze 
rund um die Uhr blockieren, wie der Vor¬ 
sitzende der unabhängigen Bergarbeiter¬ 
gewerkschaft Michail Wolynez mitteilte. 
Die Bergarbeiter von Lwow hatten am 
2. Januar 2016 eine unbefristete Protest¬ 
aktion gestartet. Am 11. Januar haben 
sie eine örtliche Straße bei Krasnograd 
blockiert, am Tag danach haben etwa 250 
Kumpel des Bergwerks „Stepnaja 44 der 
Firma „Lwowugol 44 eine Trasse an der 
Grenze zu Polen gesperrt. 

Laut Gewerkschaftsangaben schuldet 
die Ukraine den Bergarbeitern Löhne 
im Umfang von insgesamt 825 Millionen 
Griwna (32,1 Millionen Euro). 

Wieder handeln 

Die EU und die USA hoben am Sams¬ 
tag ihre Wirtschafts- und Finanzsanktio¬ 
nen gegen die Islamische Republik Iran 
auf. Damit kann Teheran unter anderem 
wieder Öl und Gas in die EU exportieren 
und erhält wieder Zugang zum interna¬ 
tionalen Finanzmarkt. Andererseits dür¬ 
fen Firmen aus dem Westen wieder mit 
dem Iran Geschäfte machen. Der Iran 
kündigte bereits den Kauf von 114 Air¬ 
bus-Flugzeugen an. 

In den vergangenen Monaten seien 
150 Firmen aus 50 Ländern schon im Iran 
gewesen, um wieder Geschäftsbeziehun¬ 
gen aufzunehmen, sagte der iranische 
Präsident Hassan Ruhani. Im kommer¬ 
ziellen Bereich sei auch eine Zusammen¬ 
arbeit mit den USA vorstellbar. 

Arabische Linke 

Am 9. und 10. Januar fand in Beirut 
das 7. Arabische Linke Forum statt, zu 
dem die Libanesische Kommunistische 
Partei (LCP) einlädt. Vertreter von 21 
Parteien und Organisationen aus elf 
arabischen Ländern nahmen teil. Die 
Einleitungsreferate, die der Generalse¬ 
kretär der LCP und seine Stellvertre¬ 
terin hielten, befassten sich vor allem 
mit dem „Kampf zwischen den Kräf¬ 
ten des Wandels und der Befreiung auf 
der einen und den von den USA unter¬ 
stützten reaktionären Kräften 44 der die 
arabische Welt prägt. Sie zeigten auf, 
dass es um den Aufbau einer „neuen 
arabischen Befreiungsbewegung 44 gehe, 
die die sozialen und politischen Kräf¬ 
te sammeln solle, die das Interesse den 
Kapitalismus zu überwinden, gemein¬ 
sam haben. 


N ach dem vorläufigen Endergeb¬ 
nis hat die rechte Opposition in 
Venezuela bei den Wahlen am 
6. Dezember eine Zweidrittelmehrheit 
gewonnen. Damit kann sie z.B. Verfas¬ 
sungsänderungen durchsetzen. Mehre¬ 
re unterlegene Kandidaten der Verein¬ 
ten Sozialistischen Partei Venezuelas 
(PSUV) haben gegen das Ergebnis der 
Wahlen Klage eingereicht. Dabei geht 
es nicht um die Abstimmung und Aus¬ 
zählung selbiger - die wurde von der 
Regierung um Präsident Nicoläs Ma- 
duro sofort anerkannt -, sondern um 
Gesetzesverstöße im Umfeld der Wah¬ 
len, etwa Stimmenkauf, Einschüchte¬ 
rung und andere Manipulationsversu¬ 
che. Insgesamt zehn Klagen nahm der 
Oberste Gerichtshof Ende Dezember 
zur Entscheidung an und gab in einem 
Fall auch dem Antrag auf einstweilige 
Aussetzung der Mandate statt. Damit 
sind vier gewählte Abgeordnete aus 
dem Bundesstaat Amazonas - drei Ver¬ 
treter der MUD und einer der PSUV - 
bis zur endgültigen Entscheidung über 
die Anfechtung suspendiert. Für die 
Rechten bedeutet das, dass sie zunächst 
keine Zweidrittelmehrheit mehr haben. 

Unmittelbar nach der Konstituie¬ 
rung der Nationalversammlung am 
5. Januar zeigte die rechte Parlaments¬ 
mehrheit, dass sie auf Krawall gebürs¬ 
tet ist. Der neue Parlamentspräsident 
Henry Ramos Allup, Chef der SPD- 
Bruderpartei „Acciön Democrätica 44 
(AD), vereidigte entgegen der Anord¬ 
nung der Richter auch die drei suspen¬ 
dierten Abgeordneten der Opposition. 

Die reaktionäre Opposition in Ve¬ 
nezuela entfesselt also von der Legis¬ 
lative aus einen Kampf gegen die an¬ 
deren Staatsgewalten - etwa gegen die 
Exekutive, also gegen die Regierung 
von Nicoläs Maduro, oder auch gegen 
die Judikative, also die Justiz. Das ei¬ 
gentliche Ziel, das die Rechten nach 
eigener Aussage innerhalb von sechs 
Monaten erreichen wollen, ist jedoch 
der Sturz des Präsidenten und damit 
die Beendigung des sich seit Anfang 
1999 entwickelnden revolutionären 
Prozesses in Venezuela. 

Wie konnte es dazu kommen, dass 
sich nun Venezuelas Linke einer sol¬ 
chen Bewährungsprobe gegenüber¬ 
sieht, deren Ausgang offen ist und auch 
auf der Straße und in den Betrieben 
entschieden werden wird? 


„Ist der Krieg in Syrien kein Terror? 44 
fragt uns der syrische Informations¬ 
minister bei einem Treffen in Damas¬ 
kus. Wir, das sind Jugendliche aus der 
Türkei, aus Palästina, aus dem Irak 
und einigen anderen Ländern, sind 
Anfang Januar unter der Losung 
„Hände weg von Syrien 44 für 3 Tage 
nach Damaskus, gefahren, um uns ein 
eigenes Bild von der Situation in Sy¬ 
rien zu machen. 

Als wir mit dem Auto die Grenze 
zwischen Syrien und Libanon errei¬ 
chen, wird plötzlich ist alles dunkel. 
Keine Laterne leuchtet hier mehr, weit 
und breit kein 
Licht in einem 
Haus. Vermut¬ 
lich hat das 
zwei Gründe: 

Alles, was sich 
in der Nacht sehen lässt, ist ein mögli¬ 
ches Angriffsziel. Und der Strom fällt 
hier immer wieder aus. Wir fahren vor¬ 
bei an ausgebrannten Fahrzeugen, an 
Bunkeranlagen und immer wieder an 
Kontrollpunkten des syrischen Mili¬ 
tärs 

Nur wenige Wochen vor der Rei¬ 
se hat die Bundesregierung deutsche 
Soldaten nach Syrien geschickt, an¬ 
geblich für den „Krieg gegen den Ter¬ 
ror 44 . Gleichzeitig unterstützt sie so¬ 
genannte gemäßigte Rebellen gegen 
den „Machthaber Assad 44 . Die syrische 


Praktisch seit dem Amtsantritt von 
Hugo Chävez am 2. Februar 1999 hat 
die venezolanische Bourgeoisie mit 
Unterstützung der USA und der EU 
nichts unversucht gelassen, den Fort¬ 
schritt aufzuhalten. Dazu gehörten ein 
Putschversuch 2002 - der innerhalb von 
48 Stunden durch einen Volksaufstand 
vereitelt werden konnte -, die Sabotage 
der für Venezuela lebenswichtigen Erd¬ 
ölindustrie, gezielte Morde an führen¬ 
den Politikern und ein unermüdlicher 
nationaler und internationaler Propa¬ 
gandakrieg. Besonders verschärfte sich 
die Situation nach dem Tod von Hugo 
Chävez am 5. März 2013. Sein Nachfol¬ 
ger Nicoläs Maduro - zuvor lange Jahre 


Regierung habe ohnehin schon keine 
Kontrolle mehr über das Land. 

In Damaskus sind wir in einem Ho¬ 
tel in der Innenstadt untergebracht. 
Der Weg hierher war relativ sicher, die 
Kontrollen locker, die Soldaten kaum 
bewaffnet. Auch bei den Syrern, die 
kontrolliert werden. Kontrollen, bei de¬ 
nen Soldaten die Kinder auf den Arm 
nehmen und beruhigen, unbewaffnet, 
und das in einem Kriegsgebiet. In der 
Stadt herrscht reger Verkehr, Men¬ 
schen gehen arbeiten, zur Schule und 
abends feiern. Aber der Krieg ist nah. 
5 Kilometer sollen es zum nächsten 
Kampfgebiet 
sein. Abends 
hört man die 
Explosionen 
nicht nur, man 
spürt sie auch. 
Und immer wieder schlagen Mörser¬ 
granaten im Stadtzentrum ein. Jeder, 
mit dem wir hier sprechen, hat Ver¬ 
wandte oder Freunde in diesem Krieg 
verloren. 

Über 220 000 Menschen wurden 
bisher Opfer des Krieges. „Assad 
schlachtet sein Volk ab 44 so oder so ähn¬ 
lich lesen wir es immer wieder in den 
Schlagzeilen in Deutschland. Was wir 
nicht lesen: Über 80 000 der Toten sind 
Soldaten und Polizisten. Über 20 000 
Menschen wurden Opfer von Terror¬ 
anschlägen. Von der „brutalen Nieder- 


Außenminister - sieht sich seither ei¬ 
nem brutalen Wirtschaftskrieg gegen¬ 
über. Gezielt verknappen die Besitzer 
der privaten Handelsketten Waren des 
Grundbedarfs und sorgen so für Un¬ 
mut in der Bevölkerung. Hinzu kom¬ 
men Korruption und Bürokratismus, 
die diese Probleme weiter verschär¬ 
fen. Eine wirksame Lösung haben das 
Kabinett von Maduro und seine Partei, 
die PSUV, bislang nicht gefunden. For¬ 
derungen der mit Maduro verbündeten 
Kommunistischen Partei Venezuelas 
(PCV), die Arbeiterklasse zu mobilisie¬ 
ren und so den Kurs der Revolution zu 
radikalisieren sowie die privaten Han¬ 
delsketten und Banken zu enteignen, 


schlagung der Proteste gegen die Re¬ 
gierung 44 , die zum Bürgerkrieg geführt 
habe, lesen wir in Deutschland. Was wir 
nicht lesen: Zu den ersten militärischen 
Aktionen dieser Opposition zählten 
die gezielte Ermordung der wichtigs¬ 
ten Offiziere der syrischen Luftwaffe, 
gleichzeitige Angriffe auf alle Radar¬ 
anlagen rund um Damaskus sowie auf 
strategische Einrichtungen im ganzen 
Land. Wie es aussieht, wenn eine Ar¬ 
mee eine Bevölkerung abschlachtet, 
zeigen die Kriege der Nato gegen Irak 
und Afghanistan, die den IS erst her¬ 
vorgebracht haben. Bei so vielen To¬ 
ten der syrischen Armee wird deutlich: 
Hier herrscht Krieg und auf beiden Sei¬ 
ten stehen militärische Verbände. 

Schon kurz nach den ersten An¬ 
griffen auf die Radaranlagen soll es 
Luftoperationen gegeben haben, un¬ 
ter anderem aus Israel. Die Waffen der 
Terrororganisationen kommen aus den 
Beständen der Nato, der Ölhandel mit 
der Türkei floriert. Menschen aus über 
90 Staaten sind inzwischen an diesem 
Krieg beteiligt. „Sie haben alles zer¬ 
stört 44 , berichtet hier nicht nur die Re¬ 
gierung. Historische Stätten, Fabriken, 
öffentliche Gebäude. Von 22 000 Schu¬ 
len sind 6 000 zerstört worden. Heute 
gibt es 2 Millionen Schüler und Studen¬ 
ten weniger in Syrien als noch 2004. 

Der Rückhalt, den die syrische Re¬ 
gierung in einigen Regionen nach wie 


stoßen bei den führenden Kreisen der 
PSUV bislang auf Ablehnung. 

Innerhalb der Regierungspartei 
und den Institutionen hat sich in den 
vergangenen Jahren eine Schicht her¬ 
ausgebildet, die sich zwar „revolutio¬ 
när 44 und „bolivarisch 44 nennt, real aber 
mit ihrer Lage im Hier und Jetzt, vor 
allem mit ihren Privilegien, durchaus 
zufrieden ist. Diese „Bolibourgeoisie 44 
hat überhaupt kein Interesse daran, 
sich selbst den Ast abzusägen, auf dem 
sie sitzt. Eine Zerschlagung des bürger¬ 
lichen Staatsapparats, wie sie Chävez 
gefordert und in vorsichtigen Ansät¬ 
zen initiiert hatte, steht nicht auf ihrer 
Agenda. Gerade unter den Parlaments¬ 
abgeordneten haben sich in der Ver¬ 
gangenheit viele ein gemütliches Leben 
gemacht, zumal ein Großteil der Ge¬ 
setzgebung per Sondervollmachten auf 
die Regierung übertragen wurde. Das 
hat auch die Bevölkerung gemerkt, die 
von den immer gleichen Phrasen genug 
hat. Deshalb haben viele Menschen, die 
bei den letzten Präsidentschaftswahlen 
noch für Chävez und Maduro gestimmt 
haben, diesmal den Kandidaten der 
PSUV die Stimme verweigert. 

Vor Venezuela stehen nun ent¬ 
scheidende Monate. Noch werden 
außer dem Parlament alle Staatsge¬ 
walten von der Linken kontrolliert, 
und auch das Militär hat sich bislang 
zu Recht und Gesetz bekannt und 
der Regierung Loyalität geschworen. 
Doch entschieden wird die Zukunft 
des Landes in den Betrieben, auf der 
Straße und in den Medien. So haben 
die linken Gewerkschaften bereits 
angekündigt, das Arbeitsgesetz zu 
verteidigen, das ihnen weitreichende 
Mitbestimmungsrechte (und ein auch 
für Deutschland beispielhaftes Streik¬ 
recht) garantiert - und dessen Ab¬ 
schaffung die Unternehmerverbände 
schon Stunden nach Bekanntwerden 
des Wahlergebnisses von den Rechten 
verlangt hatten. Auf der Straße und in 
den Medien wird es darum gehen, den 
Enttäuschten und Verwirrten klarzu¬ 
machen, was ihnen droht, wenn die 
Rechte wieder die volle Kontrolle in 
Venezuela übernimmt. Andre Scheer 
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vor hat, lässt sich nicht nur durch Re¬ 
pressionen erklären. Ein Schulsystem, in 
der alle gemeinsam und weitestgehend 
kostenlos bis zur 12. Klasse zur Schule 
gehen und ein kostenloses Gesundheits¬ 
system sind sicher nur zwei der Gründe 
dafür. Die internationale Hilfe für die 
syrische Bevölkerung soll hingegen nur 
0,5 Prozen des Etats des syrischen Bil¬ 
dungsministeriums ausmachen. 

Deshalb muss man kein Anhänger 
Assads sein, dessen Bild an jeder Stra¬ 
ße, in jedem öffentlichen Gebäude, in 
jeder Kirche oder Moschee hängt. 
„Erst wollten alle Assads Hand schüt¬ 
teln, dann war plötzlich Krieg 44 , sagt 
der Informationsminister. Und er hat 
viele Hände geschüttelt. Aber er sagt 
auch: „Niemand kann ein Volk allei¬ 
ne repräsentieren. Die syrische Armee 
kämpft nicht für eine Person oder eine 
Regierung, sie kämpft für den „Ara- 
bismus 44 . 

Die syrische Regierung tritt dafür 
ein, eine politische Lösung für den 
Konflikt zu finden, und sie besteht dar¬ 
auf, dass sie als legitime Regierung die 
Vertreterin eines souveränen Landes 
ist - nicht die Rebellengruppen von 
Gnaden der Großmächte. Die Vertei¬ 
digung der syrischen Souveränität und 
sozialer Errungenschaften gegen die 
Imperialisten - das haben die Kommu¬ 
nisten mit ihr gemeinsam. Mehr nicht. 

Max Matthes 



Das Militär steht zur Regierung - aber die Zukunft der Revolution entscheidet 
sich auf der Straße und in den Betrieben. 


Nach dem Händeschütteln 

Anders als die Schlagzeilen: Eindrücke aus Damaskus 


„Mehr als ein Drittel der Toten des 
syrischen Krieges sind Soldaten 
und Polizisten der Regierung.“ 
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Eine Woche vor der Enttäuschung: Kundgebung für das „Oxi“ beim Juli-Referendum. 


Welche Kapitulation? 

Ein Jahr Syriza-Regierung - 

für die Linke ein Grund ihr bisheriges Bild zu überdenken 


Maidan in Moldawien? 

Oligarch soll Regierung führen 


V or einem Jahr, am 25. Januar 
2015, gewann Syriza die griechi¬ 
schen Wahlen und bildete in Ko¬ 
alition mit der rechten Anei eine Re¬ 
gierung. Die Ergebnisse sind bekannt: 
Ministerpräsident Alexis Tsipras ist da¬ 
bei, das dritte Memorandum umzuset¬ 
zen - gerade stehen Rentenkürzungen 
auf der Tagesordnung. Ende des Mo¬ 
nats sollen diese Maßnahmen durchs 
Parlament gehen, an diesem Tag soll 
wieder ein Generalstreik stattfinden - 
auch die Bewegung gegen die Verelen¬ 
dung geht weiter. 

Diese Bewegung hat schon ein¬ 
mal eine gewaltige Kraft erreicht, im 
Herbst 2011 erreichte sie ihren bishe¬ 
rigen Höhepunkt. Damals besetzten 
Beamte, die von Entlassungen bedroht 
waren, mehrere Ministerien, sogar die 
sozialpartnerschaftlich geprägte Füh¬ 
rung des Gewerkschaftsdachverbandes 
ADEDY begrüßte die Aktion. Am 19. 
und 20. Oktober traten die Beschäftig¬ 
ten ein weiteres Mal für zwei Tage in 
den Generalstreik. Die Beteiligung lag 
nach Gewerkschaftsangaben in allen 
Bereichen zwischen 80 und 100 Pro¬ 
zent. Die griechische Presse sprach von 
der „Mutter aller Streiks“. 

In der Linken herrscht das Bild vor: 
Von dieser Bewegung sei Syriza letzt¬ 
lich in die Regierung getragen worden, 
von den Streiks habe ein gerader Weg 
zu dem Stimmenwachstum für Syri¬ 
za bei den beiden Wahlen 2012 und 
schließlich zum Wahlsieg im vergange¬ 
nen Jahr geführt. Die Syriza-Regierung, 
so scheint es, war das Ergebnis einer 
Radikalisierung der Massen, und Syriza 
hat diese Radikalisierung noch voran¬ 
getrieben. Aber dieses Bild hat nur we¬ 
nig damit zu tun, wie sich die Massen¬ 
bewegung in Griechenland tatsächlich 
entwickelt hat. 

★ 

Die griechische Arbeiterklasse hat 
nicht automatisch, mit einem instink¬ 
tiven Reflex, auf die Krise und die Me¬ 
moranden reagiert. Bewusstsein ent¬ 
steht nicht spontan. Zur Gegenwehr 
gehörte die ständige Auseinanderset¬ 
zung darüber, was für einen Charak¬ 
ter die Krise hat, welche Alternative 
es zur Politik der Massenverarmung 
geben kann - und, welche Art von Be¬ 
wegung das griechische Volk braucht, 
um diese Alternative zu erkämpfen. 
Den Beamten fiel nicht spontan ein, 
das Ministerium zu besetzen. Sie mach¬ 
ten sich eine Aktionsform zu eigen, die 
über Jahre zuerst von der KKE, dann 
auch von PAME in die Bewegung hin¬ 
eingetragen worden war - gegen den 
Widerstand staatlicher Organe, und 
gegen den Widerspruch legalistischer 
Stimmen in der Bewegung. Dasselbe 
gilt für die lange Reihe der General¬ 
streiks: Zuerst - im Dezember 2009 - 
rief PAME zum Generalstreik auf und 
zeigte, dass sie so einen Streik durch¬ 
führen und absichern kann, auch gegen 
den Widerstand der Gewerkschafts¬ 
führungen. Das war die Vorausset¬ 
zung dafür, dass bei den folgenden 
Generalstreiks auch die Führungen 


der Gewerkschaftsdachverbände mehr 
oder weniger konsequent mobilisier¬ 
ten. Unter den besonderen Bedingun¬ 
gen der Krise in Griechenland, durch 
die ständige Wechselwirkung zwischen 
der Masse der Bevölkerung und den 
organisierten klassenbewussten Kräf¬ 
ten konnte sich die Bewegung weiter¬ 
entwickeln. 

★ 

Zumindest bis zu einem bestimmten 
Punkt. Nach dem Herbst 2011 trat 
die Frage in den Vordergrund, was die 
nächsten Schritte dieser Kämpfe sind, 
welche Perspektive sie haben. Ende 
2011 trat Ministerpräsident Papandre¬ 
ou zurück. Die Übergangsregierung 
Papadimos sicherte die „Sparpolitik“ 
bis zu den Wahlen vom Mai 2012. Die 
brachte den bürgerlichen Parteien 
nicht genug Stimmen, um eine Regie¬ 
rung zu bilden, im Juni wurde nochmal 
gewählt, nun reichte es für eine große 
Koalition. 

Die zahlreichen Generalstreiks 
hatten keine Regierung zu größeren 
Zugeständnissen zwingen können. 
Wie weiter? Eine Antwort darauf ga¬ 
ben die Arbeiter der Griechischen 
Stahlwerke, die neun Monate lang - 
von starker Solidarität unterstützt - 
streikten: Den Kampf weiter zuspit¬ 
zen, das Bündnis aller Werktätigen 
gegen die Monopole schaffen. Eine 
andere gab Syriza: Eine linke Regie¬ 
rung bilden, durch Neuverhandlungen 
über die griechischen Staatsschulden 
die Massenverelendung stoppen. Ale¬ 
xis Tsipras 4 großes Versprechen gab 
den Menschen die Hoffnung, dass es 
eine Lösung an der Wahlurne geben 
könne. Mario Candeias vom Institut 
für Gesellschaftsanalyse der Rosa- 
Luxemburg-Stiftung und die „taz“- 
Redakteurin Eva Völpel beschreiben, 
was damals passierte: Die Bewegung 
trat in eine neue Etappe ein. Nun ver¬ 
schob sich der „Fokus von der außer¬ 
parlamentarischen hin zur parlamen¬ 
tarischen Arena - und damit auch zu 
Syriza.“ Warum streiken und demons¬ 
trieren, wenn es möglich erscheint, 
dass eine neue Regierung zumindest 
einen Teil der Probleme löst? Es war 
nicht die Radikalisierung der Bevöl¬ 
kerung, die Syriza an die Regierung 
brachte, und es war nicht Syriza, die 
die Radikalisierung vorantrieb. Der 
Aufstieg von Syriza entstand nicht aus 
dem Aufschwung der Massenbewe¬ 
gung, sondern aus ihrem Abschwung: 
Weniger Streiks, mehr Wählerstimmen 
für Syriza. 

★ 

Die Konservativen von Andonis Sa¬ 
maras bis Angela Merkel setzten ge¬ 
gen das Versprechen von Syriza und 
die Hoffnung in eine Linksregierung 
die Angst: Sie schürten die Panik über 
mögliche Folgen eines „Grexit“ sie pro¬ 
phezeiten Chaos für den Fall, dass Sy¬ 
riza die Regierung übernehmen sollte. 
Aber in den Jahren nach 2012 mischten 
sich unter die Syriza-Hysterie auch an¬ 
dere Töne. Vor einem Jahr, am 27. Janu¬ 
ar, fragte eine Kolumne in der „Welt“: 


„Warum die ganze Aufregung über den 
Sieg von Alexis Tsipras?“ Der Autor, 
Thomas Straubhaar, ist Wirtschaftspro¬ 
fessor und Botschafter der „Initiative 
Neue Soziale Marktwirtschaft“. Er er¬ 
innerte an Schröders Agenda 2010 und 
stellte fest: ,„Rechte 4 Reformen müssen 
von ,links 4 kommen.“ 

Viele Linke waren überrascht und 
enttäuscht, als die Syriza-Anel-Regie- 
rung im vergangenen Juli dem Deal mit 
der Eurogruppe zustimmten, der den 
Weg zum dritten Memorandum frei¬ 
machte - die vorherrschende Wahr¬ 
nehmung ist, dass Syriza „kapituliert“ 
habe. Aber offenbar musste man kein 
Anhänger der KKE sein, um diesen 
Weg vorauszusehen. Die Rede von der 
„Kapitulation“ oder dem „Einknicken“ 
von Syriza bei dem Gipfel im Juli lenkt 
davon ab, dass die Zustimmung zum 
Memorandum nicht nur bedeutete, 
dass Syriza die gegebenen Versprechen 
gebrochen hat. Das Memorandum zu 
akzeptieren war gleichzeitig auch die 
konsequente Fortführung der bisheri¬ 
gen Politik der Partei. 

Schon 2012 hatte Alexis Tsipras er¬ 
klärt, warum eine Syriza-Regierung in 
der Lage sei, durch Verhandlungen die 
Sparpolitik zu beenden: Griechenland 
sei in einer guten Verhandlungsposi¬ 
tion. Denn die anderen Euro-Länder 
könnten sich einen Grexit überhaupt 
nicht leisten, es sei deshalb möglich, sie 
zu Zugeständnissen zu zwingen. Die 
gesamte Politik der Syriza-Regierung 
war darauf ausgerichtet, mit den „eu¬ 
ropäischen Partnern“ gemeinsam eine 
Lösung zu finden. Aber diese „Partner“ 
sperrten den griechischen Banken die 
Notkredite, die Regierung musste die 
Banken schließen - sie konnte gar nicht 
anders, als die Bedingungen der Gläu¬ 
biger anzunehmen. Syriza hat nicht auf 
dem Euro-Gipfel vom 13. Juli kapitu¬ 
liert, Syriza hat von vorneherein eine 
Politik gemacht, die auf die Unterord¬ 
nung unter die Forderungen der „Part¬ 
ner“ hinauslief. 

★ 

Nur eine Woche, nachdem die Men¬ 
schen über den Sieg des „Oxi“ beim Ju¬ 
li-Referendum gejubelt hatten, folgten 
Enttäuschung über die Zustimmung 
der griechischen Regierung zu den 
Plänen der Gläubiger und die Verzweif¬ 
lung darüber, dass die Verelendung der 
arbeitenden Menschen noch immer 
nicht beendet ist. Als Syriza im Sep¬ 
tember erneut zur stärksten Partei ge¬ 
wählt wurde, war von den Hoffnungen 
nur noch wenig zu spüren, fast die Hälf¬ 
te der Wahlberechtigten blieb gleich 
zu Hause. Nun deutet sich an, dass die 
Kämpfe für die alltäglichen Interessen 
der arbeitenden Menschen einen neu¬ 
en Aufschwung erleben. Aber diese Be¬ 
wegung richtet sich inzwischen gegen 
eine „linke“ Regierung. Bis jetzt deutet 
wenig darauf hin, dass diese Regierung 
besonders empfindlich für Druck von 
der Straße und aus den Betrieben ist - 
in den letzten Wochen schickte sie statt 
dessen Polizisten gegen Gewerkschaf¬ 
ter. Olaf Matthes 


Zehntausende Demonstranten haben am 
vergangenen Samstag in Chisinau, der 
Hauptstadt der Republik Moldowa, vor¬ 
gezogene Neuwahlen gefordert. Das in 
ein pro-EU und ein prorussisches Lager 
tief gespaltene Land taumelt seit Jahren 
von einer politischen Krise in die ande¬ 
re. Daran haben die EU und ihre Bestre¬ 
bungen, die Republik durch ein Assozia¬ 
tionsabkommen fester an Brüssel zu bin¬ 
den sowie die Führung Rumäniens, die 
die separatistischen Kräfte in Moldawien 
unterstützt, die den Anschluss an Rumä¬ 
nien betreiben, maßgeblichen Anteil. 

Ihren Ausdruck findet die politische 
Krise unter anderem darin, dass seit 
den letzten Par¬ 
lamentswahlen 

2014 im Oktober 

2015 bereits die 
zweite Regierung 
durch ein Miss¬ 
trauensvotum zum Rücktritt gezwungen 
wurde. Seitdem vollzieht sich ein bisher 
erfolgloses Gerangel um einen neuen 
Ministerpräsidenten. 

Der jüngste Akt dieses Trauerspiels 
besteht darin, dass die von der Demo¬ 
kratischen Partei formierte parlamenta¬ 
rische Mehrheit zunächst den Oligarchen 
Wladimir Plachotnjuk dem Präsidenten 
als Kandidat für diesen Posten vorge¬ 
schlagen hatte. Dies lehnte Präsident Ti- 
mofti mit der Begründung ab, Plachotn¬ 
juk erfülle nicht die notwendigen Kriteri¬ 
en, die für dieses Amt erforderlich seien. 
Daraufhin schlug die Demokratische 
Partei den bisherigen Minister für Infor¬ 
mationstechnologien, Pawel Filip vor. Er 
gilt als engster Berater des Oligarchen 
Plachotnjuk, des faktischen Führer der 
Demokratischen Partei. Dennoch akzep¬ 
tierte der Präsident diesen Vorschlag und 
Unterzeichnete am vergangenen Freitag 
einen entsprechenden Erlass durch den 
dem Parlament Filip offiziell als Kandi¬ 
dat für das Amt des Ministerpräsidenten 
empfohlen wird. 

Die Reaktion darauf sind die ein¬ 
gangs erwähnten Massenproteste und 
die Forderung nach Neuwahlen. Die 
Haltung der übrigen Parteien zum Präsi- 


Am 16. Januar fand in Wien der 2. Partei¬ 
tag der vor gut zwei Jahren gegründeten 
„Partei der Arbeit“ statt. Die PdA Öster¬ 
reichs entstand damals aus der „Kommu¬ 
nistischen Initiative“ um Otto Bruckner, 
der über Jahre dem Zentralkomitee der 
Kommunistischen Partei Österreichs an¬ 
gehört hatte. 

In deren ehemaligen Räumlichkei¬ 
ten im Arbeiterstadtteil Favoriten, die 
nun von einer türkischen Vereinigung 
genutzt wird, war nun der PdA-Kon- 
gress als Mitgliederparteitag unter dem 
Motto „Solidarität und Klassenkampf - 
Stärkt die PdA 4 zu Gast. Vorsitzender 
Otto Bruckner begrüßte neben den 
Mitgliedern drei internationale Partei¬ 
en - die ungarische Arbeiterpartei, die 
KP Griechenlands und die DKP - sowie 
diverse nationale Delegationen, darun¬ 
ter auch der KPÖ der Steiermark, des 
KZ-Verband - Bund der Antifaschisten 
sowie der mit der PdA eng verbundenen 
Kommunistischen Jugend Österreichs 
(KJÖ). Er stellte heraus, dass die PdA 
„die Fortsetzerin der revolutionärsten 
Tradition der österreichischen und in¬ 
ternationalen Arbeiterklasse“ sei. KJÖ 
und der Studierendenverband KSV wür¬ 
den noch über längere Zeit ihre Doppel¬ 
orientierung auf die PdA und die KPÖ 
der Steiermark fortführen, so wie auch 
der steirische Landesverband mittelfris¬ 
tig weiterhin der KPÖ angehören wer¬ 
de, so die Einschätzung des Vorsitzen¬ 
den. Die Mitgliedergewinnung ist für die 
PdA nach wie vor ein schwieriges Feld, 
jedoch hat die Partei bei den Arbeiter¬ 
kammerwahlen 2014 Stimmen zugelegt 
und in Niederösterreich nach dem in 
Wien ein weiteres Mandat gewonnen. 
Diese gewerkschaftliche Orientierung 
ist wesentliches Standbein und bei ihrer 


dentenerlass wie auch zur Forderung der 
Protestierer war bis Redaktionsschluss 
nicht bekannt. Bekannt sind allerdings 
die unmittelbar vor den letzten Ereig¬ 
nissen auf der russischen Internetseite 
REGNUM am 14. Januar publizierten 
Aussagen des Vorsitzenden der Partei 
der Kommunisten der Republik Mol¬ 
dowa (PCRM), Wladimir Woronin, über 
Massenproteste und den Ausweg aus der 
Krise, die wir in Auszügen wiedergeben. 

Auf REGNUM heißt es, u. a„ Woronin 
sei der Ansicht, dass die politische Krise 
im Land sich schnell vertiefe. Das Hinaus¬ 
tragen der moldauischen Politik „auf die 
Straßen und Plätze“ führe seiner Meinung 
nach zu „Chaos 44 
und einem „im 
Volk Maidan ge¬ 
nanntem Szena¬ 
rio“. Ambitionen 
und Beschuldi¬ 
gungen denen keine rechtmäßigen Ent¬ 
scheidungen zugrunde lägen, Dämonisie- 
rungen der einen und Überhöhungen an¬ 
derer Personen führten nicht zur Lösung 
der Krise, sondern drohten zu einem mol¬ 
dauischen „Maidan“ zu werden. 

Weiter heißt es: Der PCRM-Vorsit¬ 
zende rief dazu auf, den Ausweg aus der 
Krise „auf der Grundlage der Interessen 
unseres Landes und nicht auf der Grund¬ 
lage fremder Ratschläge oder persönli¬ 
cher Ziele 44 zu suchen. Zu einem solchen 
Ausweg könne „nur das Parlament durch 
Konsultationen zwischen den Fraktionen 
unter Berücksichtigung der Meinungen 
der Gesellschaft und ihrer Vertretungs¬ 
organisationen prädestiniert sein. Stra¬ 
ßen und Plätze dürfen nur als Ort des 
Meinungsausdrucks dienen, aber nicht 
Druck auf die gesetzmäßigen Vertreter 
der Macht ausüben 44 

Da kann man nur feststellen, dass sol¬ 
che Aussagen kaum die Zustimmung der 
Protestierer in Chisinau finden dürften, 
die mit Nachdruck Neuwahlen verlan¬ 
gen. Bei Kommunisten und Sozialisten 
außerhalb Moldawiens werden solche 
Positionen zudem - vorsichtig ausge¬ 
drückt - auf Unverständnis stoßen. 

Willi Gerns 


weiteren Verfolgung die Zukunft der 
Partei bestimmende und garantierende 
Linie. 

Die seit Oktober 2013 bestehende 
PdA ist auch eine im Altersdurchschnitt 
junge Partei. In den Debatten spiegelte 
sich das zuweilen wider, konkret in je¬ 
nen zu den „Aktionspolitischen Schwer¬ 
punkten“. Dieses Aktionsprogramm ver¬ 
eint die beim 1. Parteitag verabschiede¬ 
ten Grundstandpunkte als marxistische 
und leninistische Partei und ist zudem 
eine Kombination aus Leitantrag und 
Handlungsorientierung. Eine knappe 
Mehrheit befand das Papier nach sowohl 
in die Tiefe wie in die Breite gehender 
Diskussion für noch verbesserungswür¬ 
dig. Beschlossen wurde dagegen eine 
Kampagne gegen die in Österreich auf 
Rekordniveau befindliche Arbeitslosig¬ 
keit von mehr als zehn Prozent (annä¬ 
hernd 550 000 Menschen). 

Da die Programmkommission noch 
keinen Entwurf für ein allgemeines Pro¬ 
gramm vorlegen konnte, soll es nun zwei 
Mal pro Jahr programmatische Konfe¬ 
renzen geben. Die „Arbeiterinnenzei¬ 
tung“ soll neben der Theoriepublikation 
„Einheit und Widerspruch“ weiterhin 
alle drei Monate erscheinen. Auch wur¬ 
den Statutenänderungen zur Arbeitswei¬ 
se von Gruppen und Vorständen verab¬ 
schiedet. 

Vorsitzender Otto Bruckner und sei¬ 
ne Stellvertreter/innen Selma Schacht 
und Tibor Zenker wurden wiederge¬ 
wählt; dazu bestimmten die Mitglieder 
einen sechzehnköpfigen Parteivorstand. 
Die Partei der Arbeit hat seit ihrer Grün¬ 
dung ein gutes Stück Weg und nun einen 
wichtigen Parteitag zurückgelegt, aber 
viel Arbeit liegt auch noch vor ihr. 

Günter Pohl 


„Der offizielle Kandidat für das 
Amt des Ministerpräsidenten ist 
der Berater eines Oligarchen.“ 


Orientierung auf die Klasse 

Vor der PdA Österreichs liegt noch viel Arbeit - 
aber auch Zukunft 
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1975, Betonfacharbeiterin mit Abitur 




i960, Ernesto Che Guevara in der DDR 


1975, Anna Seghers 70. Geburtstag 



1950, Maxhütte 


Ab dem 13. April 2016 
werden in der Ladenga¬ 
lerie der Tageszeitung 
Junge Welt“ in Berlin 
zum Andenken an den 
Bildjournalisten Horst 
Sturm seine Bilder aus 
mehreren Jahrzehnten 
davon zeugen, dass sie 
nichts von ihrer Kraft 
verloren haben und 
auch zu stärken vermö¬ 
gen. 


Alle Bilder von Horst Sturm, 
vom Bundesarchiv in Koblenz 
freundlicherweise zur Verfügung 
gestellt 


Horst Sturm, AFIAP (Ehrentitel des Internationalen Verband der Fotografischen 
Kunst für herausragende Fotografie), geboren Mai 1923 in Geltow bei Potsdam 
- gestorben Dezember 2015 in Berlin. 

1938 bis 1941 Lehre als Reprofotograf; 1941 bis 1945 eingezogen zur Kriegsmari- 
ne;i949 bis 1988 Bildjournalist beim ILLUS-Bilderdienst (ab 1956 ADN-Zentral- 
bild); 1964 Redakteursdiplom,1965 Mitbegründer der Gruppe„signum“ im VdJ; 
ab 1960 Ausbildung von Fotografen, seit 1980 auch Lehraufträge im Ausland 
und an der Karl-Marx-Universität 


„Entweder da is‘ wat, 
oder da is‘ nischt“ 



1954 am 1. Mai, Bert Brecht und Helene Weigel 


Das war das Motto von Horst Sturm, einem der bedeutends¬ 
ten Pressefotografen der DDR. Seine Fotografie zeichnet 
sich aus durch großes persönliches Engagement und durch 
Liebe zu den Menschen. Inszenierte Fotos lehnte er ab. Da¬ 
mit befand er sich in der Tradition der historischen Arbeiter¬ 
fotografie. Und er gab sein Wissen weiter - über 25 Jahre lang 
als Mentor an mehr als eine Generation von Fotojournalis¬ 
ten. Im Auftrag von ADN Zentralbild, der Bildagentur der 
DDR, führte ihn das im Rahmen der internationalen Soli¬ 
darität zur PLO in den Libanon, nach Tunesien, in die VR 
Jemen und in die Mongolische Volksrepublik. Auch in diesen 
Ländern ist er als Freund unvergessen. Seine moralischen 



1951, Horst Sturm 


Grundsätze und seine Ratschläge waren einleuchtend und 
einprägsam, so zum Beispiel, den Menschen in seiner Wür¬ 
de zu zeigen und dass ein Fotograf die Kamera beherrschen 
muss wie der Wortjournalist Papier und Stift und der Maler 
Pinsel und Farben und sie als sein Werkzeug ständig in Be¬ 
reitschaft sein sollte. Als Mitbegründer der Gruppe „signum“ 
einer losen Vereinigung von Fotografen verschiedener Tages¬ 
zeitungen und Illustrierten, setzte er neue Maßstäbe in der 
Pressefotografie der DDR. Wahrhaftigkeit war ihnen allen 
das Wichtigste. Ob Staatsbesuch, Betrieb oder Schulweg - sie 
setzten Ereignisse abseits von Protokollen ins Bild, liebevoll 
und mit Begeisterung. Gabriele Senft 



1957, Ho Chi Minh zu Gast im Pionierzeltlager bei Biesenthal 
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Interview 


Freitag, 22. Januar 2016 


Zuversicht in der Zelle 

„Auch euer Sieg“ - Gerardo Hernändez über die kubanische 
Revolution und das Überleben im US-Gefängnis 



„Die DKP hat uns immer unterstützt, ohne euch hätte ich niemals nach Hause 
zurückkehren können“ - Gerardo Hernändez bei der LLL-Veranstaltung der DKP 
am 9. Januar in Berlin. 


Kolumne von Ulla Jelpke 


UZ: Du hast auf dem Jahresauftakt der 
DKP am Rande der Rosa-Luxemburg- 
Konferenz bei vielen Genossinnen und 
Genossen einen bleibenden Eindruck 
hinterlassen ... 

Gerardo Hernändez: Die Veranstaltung 
kam mir großartig vor, sie war von ei¬ 
ner sehr positiven, optimistischen und 
kameradschaftlichen Atmosphäre ge¬ 
prägt. Ich habe mich dort so wohl ge¬ 
fühlt wie zu Hause in Kuba. 

Manchmal kommt es mir unwirk¬ 
lich vor, dass ich viele der Genossinnen 
und Genossen der Kuba-Solidarität nie¬ 
mals zuvor getroffen haben soll. Es ist, 
als wären wir eine Familie, obwohl wir 
uns nur durch Briefe oder Fotos ken¬ 
nen. Viele von euch haben uns von hier 
aus mit ihrer Solidarität geehrt. Gerade 
die DKP hat uns immer unterstützt, wo¬ 
für wir euch sehr dankbar sind, genau¬ 
so wie den anderen Organisationen der 
Kuba-Solidarität in Deutschland. Wie 
ihr wisst, ist Adriana, meine Frau, mehr¬ 
fach nach Deutschland gekommen und 
ist dabei mit viel Herzlichkeit und Auf¬ 
merksamkeit begrüßt worden, und ich 
möchte die Gelegenheit nutzen, auch 
dafür zu danken. 

Gleichzeitig möchte ich euch be¬ 
glückwünschen, denn dieser Sieg ge¬ 
hört auch euch. Ohne euch hätte ich 
niemals nach Hause zurückkehren kön¬ 
nen. Dank euch dafür - und dafür, dass 
mir das die Gelegenheit gegeben hat, 
euch jetzt zu besuchen. 

Zweimal lebenslänglich plus 15 Jah¬ 
re - dazu verurteilte ein US-Gericht 
Gerardo Hernändez, weil er eine 
Gruppe von Kubanern leitete, die 
Informationen über exilkubanische 
Terroristen in den USA sammelte 
und als „Cuban 5“ bekannt wurde. 
1998 war er verhaftet worden, am 
17. Dezember 2014 ließen ihn die US- 
Behörden frei. 

UZ: Was hat es für euch im Knast bedeu¬ 
tet zu wissen, dass da draußen Menschen 
sind, die mit euch solidarisch sind? 

Gerardo Hernändez: Dazu fällt mir im¬ 
mer das Beispiel eines der schwierigs¬ 
ten Momente ein, die ich im Gefängnis 
erlebt habe. Es war im Gefängnis von 
Fompoc, als ich nicht nur in den „Bun¬ 
ker“ gesteckt wurde, sondern sogar in 
den Keller unterhalb der Arrestzellen. 
Bei diesem Raum, der nur „die Kiste“ 
genannt wurde, handelte es sich um eine 
von sechs Zellen, in denen man nicht 
zwischen Tag und Nacht unterscheiden 
konnte. Zu diesem Moment, zur Zeit 
der Irak-Invasion, wurden wir fünf alle 
in unseren jeweiligen Gefängnissen in 
den „Bunker“ verbannt. In meinem Fall 
hieß es, der Aufenthalt betrage zunächst 
ein Jahr, könne aber danach um ein wei¬ 
teres Jahr verlängert werden. Ich war 
nur mit Unterwäsche bekleidet, bar¬ 
fuß, ohne etwas zum Fesen oder zum 
Schreiben. Wenn in der Zelle über mir 
die Toilettenspülung betätigt wurde, lief 
Dreckwasser an meinen Zellenwänden 
herunter. In dieser Tage erhielt ich Be¬ 
such von einem unserer Anwälte, wel¬ 
cher mir berichtete, dass in mehreren 
Fändern Demonstrationen für unsere 
Freiheit und das Ende der ungerech¬ 
ten Strafbehandlung stattfänden. Das 
zu hören gab mir enormen Auftrieb. 
Obwohl ich in der verbleibenden Zeit 
nichts anderes tun konnte, als zwischen 
den Zellenwänden hin- und herzulau¬ 
fen, tat ich das mit großem Optimis¬ 
mus. Ich dachte immerzu an die Kame¬ 
radinnen und Kameraden, die draußen 
für uns auf die Straße gingen. Deshalb 
betone ich stets, dass es nicht nur um 
den Beitrag geht, den die internatio¬ 
nale Solidarität für die Befreiung der 
Cuban Five geleistet hat, auch wenn er 
zweifellos wichtig war. Es geht auch da¬ 
rum, wie sehr sie uns geholfen hat, die 
Tage im Gefängnis zu überleben. Wir 
haben aus der Solidarität und der Un¬ 
terstützung unsere Energie und unseren 
Kampfgeist gezogen, die wir brauchten, 
um durchzuhalten. 


UZ: Ihr seid jetzt seit etwas über einem 
Jahr frei und viel in der Welt herumge¬ 
kommen. Was hat euch auf diesen Rei¬ 
sen am meisten beeindruckt? 

Gerardo Hernändez: Es waren viele 
beeindruckende Erlebnisse. An allen 
Orten sind wir mit viel Herzlichkeit 
und Zuneigung empfangen worden. 
Wir trafen Abgeordnete, wurden von 
Präsidenten empfangen und konnten 
sogar vor Parlamenten reden. Aber 
wenn ich eine Situation nennen sollte, 
die mich sehr bewegt hat, dann war das, 
als wir drei von den Fünf, die wir in An¬ 
gola im Militärdienst waren, die Orte 
besuchen konnten, an denen wir stati¬ 
oniert waren - im Fall von Rene und 
mir Cambinda, im Fall von Fernando 
Fubango. Einige Tage vorher waren 
wir bereits in Südafrika gewesen und 
standen dort im Freedom Park vor der 
Wand, an der die Namen der im Kampf 
gegen die Apartheid gefallenen Perso¬ 
nen eingeschrieben sind. Es war sehr 
bewegend, dort die Namen der kuba¬ 
nischen Internationalisten zu lesen, die 
ihr Feben für Afrikas Freiheit gegeben 
haben. Dies war vielleicht einer der 
emotionalsten Momente, nachdem ich 
aus dem Gefängnis freigekommen bin. 

UZ: Wie bewertest du den historischen 
Wandel in den Beziehungen zwischen 
Kuba und den USA? 

Gerardo Hernändez: Die kubanische 
Revolution hat einen Sieg errungen 
und es zeigt sich, dass das Ansehen 
der kubanischen Revolution dadurch, 
dass wir unseren Prinzipien treu ge¬ 
blieben sind, enorm gestiegen ist. Die 
Geschichte hat gezeigt, dass wir auf der 
richtigen Seite gestanden haben. Wir 
wissen aber auch, dass uns dieser Pro¬ 
zess zwischen den beiden Staaten vor 
neue Herausforderungen stellt. Der 
Imperialismus hört nicht auf, Imperia¬ 
lismus zu sein, nur weil wir jetzt Bezie¬ 
hungen zu den USA pflegen. 

UZ: Was sind das für Herausforderun¬ 
gen? 

Gerardo Hernändez: Kuba gehört zu 
einer sich globalisierenden Welt. Wir 
sind Nachbarn des mächtigsten Tandes 
der Weltgeschichte, mit einer Distanz 
von gerade einmal 90 Seemeilen. Sie 
haben uns nie verziehen, dass wir di¬ 
rekt vor ihrer Nase eine sozialistische 
Gesellschaft aufgebaut haben, und sie 
werden keine Ruhe geben, ehe sie ihr 
Ziel, die kubanische Revolution zu zer¬ 
stören, erreicht haben. Die Herausfor¬ 
derung besteht also darin, gegenüber 
diesem mächtigen Nachbarn unse¬ 
re Souveränität und Unabhängigkeit 
durchzusetzen. 

Zudem befindet sich, wie ihr wisst, un¬ 
ser Fand in einer entscheidenden Pha¬ 


se. Die Generation, die unsere Revo¬ 
lution bisher geleitet hat, verabschie¬ 
det sich. Eine neue Generation von 
jungen Anführern wird die Führung 
übernehmen. Es gibt mehrere Gene¬ 
rationen von jungen Menschen, die 
zur Zeit der Sonderperiode geboren 
wurden und die vielleicht besten Jah¬ 
re der kubanischen Revolution nicht 
kennengelernt haben. Darüber hin¬ 
aus ist der Großteil der Kubaner erst 
nach dem Sieg der Revolution auf die 
Welt gekommen und hat unsere ka¬ 
pitalistische Vergangenheit nie erlebt. 
Es ist für uns Revolutionäre eine He¬ 
rausforderung, dieser Jugend zu erklä¬ 
ren, dass die Errungenschaften, die sie 
heute genießt, nicht vom Himmel ge¬ 
fallen sind. 

UZ: Kuba greift in seinem derzeitigen 
Aktualisierungsprozess auch auf Ele¬ 
mente zurück, die man eher dem Kapi¬ 
talismus als dem Sozialismus zurech¬ 
nen würde. Handelt es sich hierbei um 
vorübergehende Maßnahmen oder wer¬ 
den sie fortan Teil des kubanischen Ge¬ 
sellschaftsmodells bleiben? 

Gerardo Hernändez: In einem be¬ 
stimmten Moment unserer Geschich¬ 
te haben wir den Fehler begangen, für 
den Aufbau unseres Sozialismus For¬ 
meln und Anleitungen zu verwenden, 
die wenig mit unserem Breitengrad, 
wenig mit unserer Realität zu tun hat¬ 
ten. Dadurch ist vieles schief gelaufen. 

Wir würden gerne eine kommunis¬ 
tische Gesellschaft aufbauen, wie die 
Klassiker sie beschrieben haben, sogar 
ohne die Existenz von Geld. So, wie die 
Welt heute aussieht, scheint das aller¬ 
dings weit entfernt - was nicht bedeu¬ 
tet, dass wir nicht alles dafür täten. Wir 
Kubaner spüren eine große Verantwor¬ 
tung für unser eigenes Volk und müs¬ 
sen uns an diese Welt anpassen, um in 
ihr zu überleben. Wir werden kein ein¬ 
ziges grundsätzliches Prinzip aufgeben, 
aber wir müssen uns möglicherweise 
Maßnahmen bedienen, die bei den 
Klassikern nicht zu finden sind. Das 
Ziel bleibt dabei immer, das Wohler¬ 
gehen unserer Bevölkerung zu sichern 
und die Ausbeutung des Menschen 
durch den Menschen zu vermeiden. 

Wir werden vieles auf dem Weg 
ausprobieren müssen. Manches wird 
schief gehen, manches wird berichtigt 
werden müssen, anderes geht auf. Die 
eine oder andere Maßnahme wird vie¬ 
len Beobachtern vielleicht nicht gefal¬ 
len, aber für uns ist jedes Mittel, das 
zum Wohlergehen unseres Volkes bei¬ 
trägt, eine Überlegung wert. 

Wir bitten die Brüder und Schwes¬ 
tern, die für die Freilassung der Fünf 
gekämpft haben, nicht nachzugeben 
und Kuba in den Kämpfen, die es vor 
sich hat, weiterhin zu unterstützen. 

Interview: Tobias Kriele 


Der Mob ist 

In Deutschland tobt der Mob. Nein, 
nicht der „arabische Sex-Mob“, der 
nach zahlreichen Fällen sexueller Män¬ 
nergewalt durch migrantische Täter in 
der Kölner Silvesternacht von einschlä¬ 
gigen Medien schnell herbeigeschrie¬ 
ben wurde. Denn diese Vorfälle, bei 
denen sich Banden des Mittels sexuel¬ 
ler Belästigung und Gewalt bedienten, 
um ihr eigentliches Ziel der Beraubung 
von Frauen zu erreichen, sind in dieser 
Massivität bislang glücklicherweise ein 
Ausnahmefall. 

Doch heute tobt ein Mob aus „be¬ 
sorgten Bürgern“, Pegida und Neona¬ 
zis. Typen, denen man als Frau nicht 
nachts alleine begegnen will, bilden 
Bürgerwehren. Horden von rechten 
Hooligans und Rockern, die sonst nie 
ein Hehl aus ihrer Frauenverachtung 
gemacht haben, spielen sich jetzt als 
Beschützer „unserer Frauen“ auf und 
jagen Ausländer. Rechtspopulisten, die 
noch vor Kurzem im Feminismus eine 
mindestens ebenso zersetzende Gefahr 
für das „deutsche Volk“ erblickt hatten 
wie in Flüchtlingen, sind plötzlich zu 
glühenden Verteidigern von Frauen¬ 
rechten mutiert. 

Solche Gruppen haben nur auf ein 
Ereignis wie in Köln gewartet, um da¬ 
mit ihre rassistische Kampagne zu be¬ 
feuern. Vor einigen Wochen war auf 
einem vielgelesenen antimuslimischen 
Internetportal sogar regelrecht dazu 
aufgerufen worden, Massenvergewal¬ 
tigungen deutscher Frauen durch Aus¬ 
länder zu erfinden, um die öffentliche 
Meinung gegen die weitere Flüchtlings¬ 
aufnahme zu beeinflussen. 

Als willkommener Vorwand er¬ 
scheinen die Kölner Ereignisse auch 
den Unionsparteien. Nun hoffen CDU 
und CSU gegenüber einer vor dem 
Druck des Mobs einknickenden Koa- 


Am Wochenende überschlugen sich die 
Agenturen geradezu bei der Lieferung 
immer neuer Meldungen zur Aufhe¬ 
bung der Sanktionen gegen den Iran - 
selbst wenn so manche dieser Meldun¬ 
gen recht geringen Nachrichtenwert 
hatte. Was bleibt ist die Absicht, der 
staunenden Öffentlichkeit den Ein¬ 
druck zu vermitteln, ein verbitterter 
Gegner von Demokratie und Freiheit, 
noch dazu ein Unruhestifter im Nahen 
Osten, sei durch friedliebende westli¬ 
che Diplomaten in die Knie und zur 
Kapitulation gezwungen worden. 

Davon stimmt kein einziges Wort. 
Die Wirklichkeit sieht völlig anders aus. 
Auf Betreiben der USA, die den Iran 
seit dem Sturz des von ihnen auf den 
Thron gehievten Schahs als ihren Erz¬ 
feind eingestuft hatten und das ihnen 
verhasste Regime in Teheran politisch, 
wirtschaftlich und sogar militärisch at¬ 
tackierten, hatte auch die EU Sank¬ 
tionen gegen den Iran verhängt. Als 
Grund wurde angegeben, der Iran bast¬ 
le heimlich an einer Atombombe. Der 
Wahrheitsgehalt dieser Behauptung 
spielte absolut keine Rolle. Auch nicht 
die Tatsache, dass diese Bedrohungslü¬ 
ge von Fachleuten nicht bestätigt oder 
gar zurückgewiesen wurde. Oder dass 
der Iran - im Gegensatz zu etlichen 
Verbündeten des Westens in der Regi¬ 
on - keinen Krieg gegen ein Nachbar¬ 
land führt. Und erst recht nicht, dass 
der Iran bei Weitem nicht das einzige 
Land war, dem dieser Vorwurf zu ma¬ 
chen war und ist. 

Denn zur gleichen Zeit entwickel¬ 
ten zum Beispiel Indien und Pakistan - 
zwei Nachbarstaaten, zwischen denen 
alles andere als Frieden herrscht - mun¬ 
ter ihre Atomwaffen und die entspre¬ 
chenden Trägerraketen, ohne dass auch 
nur die Spur einer Verurteilung durch 
die „Internationale Gemeinschaft“ zu 
erkennen war. Noch schlimmer: Der 
von den USA weitgehend finanzierte 
und von der EU gehätschelte Aggres¬ 
sorstaat Israel ist seit Jahren im Besitz 
von Atomwaffen, als einziger Staat in 


los 



litionspartnerin SPD ihre schon lange 
in den Schubladen liegenden weiteren 
Asyl- und Strafrechtsverschärfungen 
durchpeitschen zu können. 

Keine Frage: das, was an Silvester 
in Köln geschehen war, ist ekelhaft 
und für die betroffenen Frauen trau- 
matisierend. Die Täter - bislang gibt 
es gerade einmal eine Reihe von Tat¬ 
verdächtigen - müssen ermittelt und 
bestraft werden. Doch die dafür not¬ 
wendigen Gesetze bestehen seit Lan¬ 
gem. Auch die Abschiebung straffällig 
gewordener Ausländer ist ab einer ge¬ 
wissen Strafhöhe möglich. Doch soll¬ 
te gelten: Wer bei uns straffällig wird, 
muss auch bei uns bestraft werden. 
Zudem gilt es klipp und klar zu sagen: 
Asylrecht ist ein Grundrecht und kein 
Gastrecht. 

Der Kampf gegen Sexismus und der 
Kampf gegen Rassismus sollten nicht 
gegeneinander aufgerechnet werden, 
sonst verlieren beide Seiten. Denn 
Angsträume in deutschen Städten darf 
es weder für Frauen noch für Flüchtlin¬ 
ge und Migranten geben. 


der Region. Die zur Schau getragene 
Abscheu gegen atomare Massenver¬ 
nichtungsmittel ist erst recht absurd 
und pervers, wenn man zur Kenntnis 
nimmt, dass die sogenannten Atom¬ 
mächte, allen voran die USA, absolut 
nichts unternehmen, um den Bestand 
an nuklearem Vernichtungspotenti¬ 
al zu verringern. Im Gegenteil, unter 
Aufwendung gigantischer finanzieller 
Mittel werden existierende Waffenbe¬ 
stände „modernisiert“, auf dass die Ver¬ 
nichtungskraft noch größer werde. Er¬ 
innert sich noch jemand an den angeb¬ 
lichen „Traum“ von Präsident Obama 
von einer „Welt ohne Atomwaffen“? 
Der Mann hat dafür den Friedensno¬ 
belpreis bekommen - ein „Oscar“ wäre 
eigentlich passender gewesen! 

In Wirklichkeit ging es den USA 
und dem „freien Westen“ nicht um die 
Verhinderung der Entwicklung von 
Atomwaffen. Ziel war, das Regime in 
Teheran, das so gar nicht bereit war 
(und ist), nach der Pfeife der westlichen 
Konzerne und deren Willensvollstre¬ 
cker zu tanzen, gegen ein anderes aus¬ 
zutauschen. Nachdem das nicht gelang, 
wurde nach mehr als zehn Jahren ein 
„Kompromiss“ herbeiverhandelt. Denn 
das wirtschaftliche Potential dieses gro¬ 
ßen Landes ist doch allzu verlockend. 
Nicht umsonst stehen seit Wochen lei¬ 
tende Politiker aus dem Westen in Te¬ 
heran Schlange, um den politischen und 
religiösen Führern des Iran die Hand 
reichen zu dürfen. 

Wenig beachtet wurde die Nach¬ 
richt, dass die USA am Wochenende 
unverzüglich neue Sanktionen ver¬ 
hängten - diesmal wegen der ballis¬ 
tischen Raketen, mit denen der Iran 
angeblich den Westen bedroht. Diese 
Bedrohungslüge muss weiter als Be¬ 
gründung dafür herhalten, dass die 
USA und die NATO mitten durch Eu¬ 
ropa einen „Raketenschild“ errichten 
wollen. Und diese militärische Maß¬ 
nahme wiederum richtet sich eigent¬ 
lich gegen Russland - aber das ist schon 
wieder eine andere Bedrohungslüge ... 


Kommentar von Uli Brockmeyer 

Bedrohungslüge bleibt 
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Marxistische Theorie und Geschichte 


unsere zeit m 


Ein genialer Theoretiker 

Vor 125 Jahren wurde Antonio Gramsci geboren 



W enn wir am 22. Januar den 
125. Geburtstag Antonio 
Gramscis begehen, erinnern 
zeitgleich zwei historische Ereignisse 
an sein Wirken als eines herausragen¬ 
den kommunistischen Theoretikers 
nicht nur Italiens, sondern der kommu¬ 
nistischen Weltbewegung: Am 21. Ja¬ 
nuar 1921 entstand die maßgeblich 
von ihm begründete kommunistische 
Partei; am 23. Januar 1926 beschloss 
der illegale Parteitag in Lyon die von 
ihm ausgearbeitete Strategie zur Errin¬ 
gung der führenden Rolle der Arbei¬ 
terklasse im antifaschistischen Kampf 
als Parteiprogramm und wählte ihn als 
Nachfolger Amadeo Bordigas, der we¬ 
gen seines Sektierertums nicht wieder 
ins ZK gewählt wurde, zum General¬ 
sekretär. Nicht außer Acht lassen kann 
man aber auch den 31. Januar, an dem 
1991 der letzte Parteitag begann, auf 
dem die Revisionisten in der IKP die 
von ihm begründete Partei, wie Dome¬ 
nico Losurdo einschätzte, liquidierten, 
dabei in demagogischer Weise verkün¬ 
deten, an seinem theoretischen Erbe 
anzuknüpfen, während in Wirklichkeit 
die gesamte Linke Italiens in eine bis 
heute anhaltende tiefe Krise gestürzt 
wurde. 

Während des Studiums der Philoso¬ 
phie und Geschichte an der Universität 
in Turin, der Metropole der norditali¬ 
enischen Arbeiterbewegung, trat das 
vierte Kind eines Verwaltungsange¬ 
stellten auf Sardinien 1913 in die So¬ 
zialistische Partei (ISP) ein. Im Ersten 
Weltkrieg vertrat Gramsci aktiv die 
von der Partei als einziger westeuro¬ 
päischer Sektion der Zweiten Interna¬ 
tionale bezogene Antikriegsposition. 

Sein theoretisches Schaffen weist 
Gramsci als einen genialen Theoretiker 
aus, der einen gewaltigen Beitrag zur 
Verbreitung und schöpferischen Vertie¬ 
fung des Marxismus-Leninismus leis¬ 
tete. Er war aber ebenso ein Mann der 
revolutionären Praxis. Im August 1917 
gehörte er zu den Organisatoren des 
Aufstandes der Turiner Arbeiter gegen 
Hungersnot und für Frieden, die den 
reformistisch beherrschten ISP-Vor¬ 
stand absetzten und eine neue Leitung 
mit Gramsci an der Spitze wählten. 

Beginnend mit ersten grundsätzli¬ 
chen Gedanken über eine marxistische 
Konzeption des Kampfes der italieni¬ 
schen Arbeiterbewegung 1916 in der 
Zeitschrift „La cittä futura“ verfasste 
er eine Fülle theoretischer Schriften, 
die von den ökonomischen Analysen 
(darüber hinaus zum Faschismus), phi¬ 
losophisch-moralischen Abhandlun¬ 
gen („Byzantinismus“ und „Scholas¬ 
tizismus“) und kulturellen Schriften 
über seine Definition der Hegemonie 


der Arbeiterklasse, die Bündnispoli¬ 
tik, eingeschlossen die Süditalien-Fra¬ 
ge und den Historischen Block, bis zu 
den Thesen über den sogenannten Stel- 
lungs- und Bewegungskrieg der Arbei¬ 
terbewegung reichen. Er lehnte die von 
der Komintern ausgehende pauschale 
Diffamierung der Sozialdemokratie 
als „Sozialfaschismus“ sowie die Taktik 
des Kampfes „Klasse gegen Klasse“, die 
Bündnisse im antifaschistischen Kampf 
behinderte, ab. 

Theoretisches Gespür bewies 
Gramsci, als er zur Gründung einer 
Kommunistischen Partei nicht den di¬ 
rekten Weg des Bruchs mit der ISP ein¬ 
schlug, sondern mit Palmiro Togliatti, 
Umberto Terracini und Angelo Tasca 
in der ISP im Mai 1919 die kommunis¬ 
tische Gruppe Ordine Nuovo (Neue 
Ordnung) und ihre gleichnamige Zeit¬ 
schrift gründete, um in der Partei den 
Reformismus zu überwinden, sie re¬ 
volutionär zu erneuern, um sie in eine 
„Partei des revolutionären Proletari¬ 
ats“, die sich zur „Zukunft einer kom¬ 
munistischen Gesellschaft“ bekennt, 
umzuwandeln. Grundlage dieser Kon¬ 
zeption war für ihn die Antikriegshal¬ 


tung der ISP im Ersten Weltkrieg. Le¬ 
nin stärkte den Ordinuovisten in der 
Auseinandersetzung mit den Reformis¬ 
ten und Zentristen den Rücken und be¬ 
tonte, „von dem Ausgang dieser Kämp¬ 
fe, von der Geschlossenheit der Arbei¬ 
termassen, von ihrer Diszipliniertheit 
und Selbstlosigkeit hängen der Sieg 
über die Bourgeoisie, der Übergang der 
Macht an das Proletariat“ ab. (Über den 
Kampf innerhalb der Italienischen Sozi¬ 
alistischen Partei, Werke, Bd. 31, S. 385) 

Gramsci suchte auf revolutionären 
Positionen Kompromisse. So wollte er 
mit den Zentristen ein Übereinkom¬ 
men zum Ausschluss der Reformisten 
schließen. Die Stärke der drei Fraktio¬ 
nen auf dem XVII. Parteitag der ISP in 
Livorno verdeutlichte, dass seine Stra¬ 
tegie Aussicht auf Erfolg hatte. 

„Ordine Nuovo“ vertrat 58 783, die 
Zentristen 98 028, Die Reformisten 14 
695 Mitglieder. Der Führer der Zent¬ 
risten, Giacinto Menotti Serrati, hat¬ 
te sich für die Trennung von den Op¬ 
portunisten ausgesprochen. Er war in 
den meisten Fragen ein revolutionärer 
Sozialist, hatte als Chefredakteur des 
„Avanti“ konsequent die Antikriegs- 


Begriffe und Gedanken 

Tagung zu Wirken und Werk von Hans Heinz Holz 


Das letzte Wochenende im Februar ist 
seit wenigen Jahren der Termin von 
Tagungen in Berlin, mit denen Wir¬ 
ken und Werk von Hans Heinz Holz 
gewürdigt werden. Die erste in die¬ 
ser Reihe, die seinen 85. Geburtstag 
zum Anlass genommen hatte, fand am 
25. Februar 2012 statt. Ihre Vorberei¬ 
tung erfolgt noch in Abstimmung mit 
dem Jubilar, wurde aber, nach seinem 
Tode am 11. Dezember 2011, zur ersten 
Gedenkveranstaltung. 

2016 ist am 27. Februar wieder ein 
solcher Tagungstermin und der Ver¬ 
anstaltungsort, wie in den Vorjahren, 
das Marx-Engels-Zentrum Berlin. So 
entstehen Traditionen. Die diesjährige 
Hans-Heinz-Holz-Tagung wird sich 
(wieder) mit dem Verhältnis von Poli¬ 
tik und Philosophie beschäftigen, einer 
Thematik, bei der man bei Holz keine 
„offene Türen“ einrennt. Es gibt keinen 
bedeutenden Philosophen der jünge¬ 
ren Vergangenheit, der den Marxschen 
Thesen zu Feuerbach, speziell der 11., 
so entsprochen hat wie Holz. In seinem 
letzten, unter größten krankheitsbe¬ 
dingten Schwierigkeiten zustande ge¬ 
kommenen Werk untersucht er den 


Prozess, in dem Philosophie „aus dem 
Status der Theorie überführt (wird) in 
den der Praxis, in Philosophie, die sich 
als Politik - eingreifend, nicht nur als 
Denken über Politik begreifend - er¬ 
weist“. Die drei Bände „Aufhebung 
und Verwirklichung der Philosophie“, 
2010 im Aurora Verlag Berlin erschie¬ 
nen, können in diesem Sinne als das 
Standardwerk angesehen werden. 

Fortschrittsfeindliche Zeiten sind 
theoriefeindliche Zeiten. Selbst die¬ 
jenigen, die zu kämpfen nicht aufge¬ 
geben haben, stecken in der Schwie¬ 
rigkeit, eine gemeinsame theoretische 
Grundlage zu finden. 

Die Beherrschung der marxistisch- 
leninistischen Theorie oder wenigstens 
der Versuch, sich ihr anzunähern, war 
für Holz die Grundbedingung für die 
gesellschaftliche Wirksamkeit einer 
sich als kommunistisch verstehenden 
Partei. Und er war politischer Prak¬ 
tiker genug, um bei der Theoriever¬ 
mittlung Wege zu gehen, die den po¬ 
litischen Akteuren leichtere Zugänge 
zu wissenschaftlichen Erkenntnissen 
gestatten. Anfang der 1990er Jahre 
erschien seine Schrift „Kommunisten 


heute“. Hier belegt er, allgemein fass¬ 
bar, dass Verwirklichung der Philoso¬ 
phie revolutionäre Veränderung der 
Welt bedeutet und diese Veränderung 
nicht zu realisieren ist ohne revolutio¬ 
näre Kraft. 

Hans Heinz Holz hat nach der kapi¬ 
talistischen Restauration 1989/90 seine 
ganze Kraft der marxistisch-leninisti¬ 
schen Neuformierung der DKP gewid¬ 
met. Das wird u.a. dokumentiert durch 
die „Thesen zur programmatischen 
Orientierung der DKP“ von 1993, die 
seine Handschrift tragen. Später war es 
Holz, der in den lang anhaltenden Aus¬ 
einandersetzungen über ein neues Par¬ 
teiprogramm marxistisch-leninistische 
Positionen zu verteidigen versuchte. Er 
hat gewarnt und gekämpft. Der Mann 
der Erkenntnis, der Vernunft, der Kul¬ 
tur, des Klassenbewusstseins stand ab 
Dezember 2011 nicht mehr zur Verfü¬ 
gung. 

Was Hans Heinz Holz betrifft, 
werden seine Positionen und seine 
Orientierungen in die Gegenwart hi¬ 
nein gerettet. Verdienstvoll wurde das 
von der „Salzburger Gesellschaft für 
dialektische Philosophie“ praktiziert. 


Position vertreten, sich in Zimmerwald 
und Kienthal Lenin angenähert. Auf 
dem Parteitag, der am 15. Januar 1921 
in Livorno begann, trat er jedoch nicht 
konsequent dafür ein, sodass die Zen¬ 
tristen mit dem Argument, die Einheit 
der Partei zu wahren, den Ausschluss 
der Reformisten ablehnten. Daraufhin 
verließen die Ordinuovisten den Par¬ 
teitag und konstituierten sich am 21. Ja¬ 
nuar zur Kommunistischen Partei. 

Ende 1923 kehrte Gramsci aus Mos¬ 
kau zurück, wo er seit März 1922 Ver¬ 
treter der IKP im Exekutivkomitee der 
Komintern war. Lange vor deren VII. 
Weltkongress erarbeitete er als Erster 
Grundsätze einer Analyse des Faschis¬ 
mus und die für seinen Sturz erforder¬ 
liche nationale Bündniskonzeption und 
erwies sich damit, wie Domenico Lo¬ 
surdo schrieb, als „ein kommunistischer 
Führer ersten Ranges“ (Der Marxismus 
Antonio Gramscis. Hamburg 2000). 

Gramsci schäzte ein, dass nach der 
Machtergreifung des Faschismus die 
proletarische Revolution zunächst 
nicht mehr auf der Tagesordnung stand. 
Die Arbeiterklasse müsse ihre „politi¬ 
sche Hegemonie“ auf der Grundlage 
der Freiwilligkeit und Überzeugung 
erringen. Ihr Masseneinfluss setze vo¬ 
raus, das Sektierertum zu überwinden. 
Er verband den Kampf für den Sozi¬ 
alismus mit der Verteidigung bzw. der 
Eroberung der Demokratie. 

Der Blocco storico 

Den Kern der Bündnispolitik Grams¬ 
cis bildete seine These vom „Histori¬ 
schen Block“. Ausgehend vom Bünd¬ 
nis der Arbeiter und Bauern entwarf 
er ein System von Bündnissen der Ar¬ 
beiterklasse mit den Mittelschichten 
und der Intelligenz, in dem er dem Zu¬ 
sammengehen mit den katholischen 
Volksmassen einen hohen Stellenwert 
beimaß. Er ging von Lenins Hinweisen 
für die italienischen Kommunisten auf 
dem III. KI-Kongress aus, dass die Par¬ 
tei im revolutionären Kampf „nicht nur 
die Mehrheit der Arbeiterklasse, son¬ 
dern auch die Mehrheit der werktä¬ 
tigen und ausgebeuteten Landbevöl¬ 
kerung“ gewinnt. (LW, Bd. 32, S. 500) 
Gramsci hielt fest, dass die bürgerli¬ 
chen Bündnispartner eigene politische 
Ziele verfolgen, was seitens der KP Zu¬ 
geständnisse erfordere. In seinen Ge¬ 
fängnisheften präzisierte er später, was 
oft übersehen wird, es müsse sich um 
einen „ausgeglichenen Kompromiss“ 
handeln, bei dem die Zugeständnisse 
der KP „nicht das Wesentliche, näm¬ 
lich „die ökonomischen Aktivitäten 
der führenden Kraft“, betreffen dürf¬ 
ten, worunter er die Beseitigung der 
kapitalistischen Gesellschaft und die 


Sie hat sich inzwischen zur „Gesell¬ 
schaft für dialektische Philosophie“ 
mit territorialen Strukturen konsti¬ 
tuiert. Ein Teil dieser neuen Struktur 
ist die Grundorganisation Berlin, die 
mit einiger Intensität die Verbreitung 
der marxistischen Philosophie, spezi¬ 
ell der Arbeiten von Hans Heinz Holz, 
betreibt. Hinzu kommt die Landesor¬ 
ganisation Berlin der DKP, in der ein 
kleiner Kreis von Mitgliedern sich der 
Pflege des Vermächtnisses von Holz 
verschrieben hat. 

Diese Gemeinschaft organisiert mit 
Unterstützung des Marx-Engels-Zent- 
rums die Hans-Heinz-Holz-Tagungen. 

Dass diese Tagungen nicht vorran¬ 
gig von den ideologischen Auseinan¬ 
dersetzungen in der DKP geprägt sein 
können, versteht sich von selbst. Holz 
hat seine theoretische und seine po¬ 
litische Arbeit immer parteibezogen 
geleistet, sie aber als über Organisati¬ 
onsgrenzen hinausgehend verstanden. 
Sein Kampf gegen den Opportunismus 
bleibt bis heute das dringendste gesell¬ 
schaftliche Erfordernis nicht nur für 
die DKP-Mitglieder. „Ungenauigkeit 
der Begriffe und Verschwommenheit 


Errichtung einer sozialistischen Ord¬ 
nung verstand. 

Unter Bruch seiner Immunität als 
Parlamentarier wurde Gramsci am 
8. November 1926 verhaftet und am 
4. Juni 1928 zu 20 Jahren Kerker ver¬ 
urteilt. Im Gefängnis nahm Gramsci 
auf die weitere Entwicklung der Stra¬ 
tegie als auch auf Fragen der aktuel¬ 
len Politik der Partei aus dem Kerker 
heraus, den er erst 1937, kurz bevor er 
starb, todkrank im Ergebnis einer in¬ 
ternationalen Protestbewegung verlas¬ 
sen konnte, großen Einfluss. Was er im 
Kerker erarbeitete, war ein ungeheures 
Pensum an theoretischen Erkenntnis¬ 
sen, orientiert auf den praktischen re¬ 
volutionären Kampf. Gramsci, der ei¬ 
nen Buckel hatte und von zwergenhaf¬ 
ter Gestalt war, litt von früher Kindheit 
an unter einer schwachen Gesundheit. 
Im Gefängnis kämpfte er dagegen an 
und lieferte einen Beweis seiner enor¬ 
men Energie und Willenskraft. 

Für die Verwirklichung der Konzep¬ 
tion Gramscis reiften in den 30er Jah¬ 
ren die Bedingungen heran, die im Juli 
1943 zum Sturz Mussolinis führten. Un¬ 
ter Palmiro Togliatti, seit Gramscis Ver¬ 
haftung amtierender Generalsekretär 
und nach dessen Tod 1937 sein Nachfol¬ 
ger, errang die Arbeiterklasse mit der 
IKP an der Spitze die Führung im anti¬ 
faschistischen Kampf. Nach dem Sturz 
des „Duce“ schlossen sich die bürger¬ 
lichen Parteien dem von der IKP initi¬ 
ierten Nationalen Befreiungskomitee 
an. Mit der im April 1944 gebildeten 
Nationalen Einheitsregierung (Wende 
von Salerno) wurde Gramscis Blocco 
Storico in einer größeren Dimension 
verwirklicht, als sein Theoretiker ihn 
konzipiert hatte. Gerhard Feldbauer 


Gramsci-Werke: 

Gramscis Arbeiten sind vor allem in 
seinen Gefängnisheften enthalten. 
Sie erschienen in Deutsch seit 1991 
im Argument-Verlag Hamburg in 10 
Bänden. 

An Einzelausgaben sind erschienen: 
Die süditalienische Frage, Berlin 
(DDR) 1955 

Briefe aus dem Kerker, Berlin (DDR) 
1956; Frankfurt/Main 1972 
Philosophie der Praxis, Frankfurt/ 
Main 1967 

Zur Politik, Geschichte und Kultur, 
Leipzig 1980,2. Aufl. 1986 
Gedanken zur Kultur, Leipzig 1987 
Siehe auch: Gramsci: Kulturelle He¬ 
gemonie und „Alltagsverstand“ - 
Von Herwig Lerouge, UZ vom 
15.1.2016, S. 10 (Vorabdruck aus den 
Marxistischen Blättern). 


der Konzepte sind Schwachstellen, an 
denen die Kampffront der Kommu¬ 
nisten aufgebrochen werden kann“, 
schreibt er (Aufhebung und Verwirk¬ 
lichung der Philosophie, Bd. II, S. 8). 
Und: „Wer die Begriffe manipuliert, 
okkupiert die Gedanken der Men¬ 
schen“ (a.a.O., S. 11). 

Die diesjährige Tagung wird - was 
sich im Interesse einer entspannten 
und mit Diskussionsmöglichkeiten 
verbundenen Durchführung bewährt 
hat - drei Vorträge umfassen: 

★ Dr. Detlef Kannapin: Hans Heinz 
Holz und das Verhältnis von Politik 
und Philosophie 

★ Dr. Tobias Kriele: Castros Sieg durch 
Niederlagen - Holz und die kubani¬ 
sche Revolution 

★ Dr. Kaan Kangal: Widerspruch bei 
Mao Tse-tung und Holz. 

Hans-Günter Szalkiewicz 

Tagungsort ist das Marx-Engels-Zent¬ 
rum, Spielhagenstraßei3,10 585 Berlin, 
Telefon: 030 558 72 215 (Anmeldung er¬ 
beten unter info@mez-berlin.de) 

Die Tagung am 27. Februar beginnt um 
11.00 Uhr. 
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„The Big Short“ zelebriert die Absurditäten der Subprime-Blase 



D ie Sieger der Geschichte feierten 
ihre größten Triumphe. Der Rote 
Oktober war niedergerüstet, der 
ehemals widerständige Teil des Globus 
wieder der ganz normalen imperialis¬ 
tischen Ausbeutung ausgeliefert. Die 
Kurse knallten durch die Decke. Aus 
Reichen wurden Superrreiche. Nur die 
Armen blieben, was sie waren: arm. Sie 
wurden höchstens ärmer. 

Nur ein Jahrzehnt später stockte das 
große „Enrichissez-vous!“ die große Be¬ 
reicherung. Die „Dotcom-Blase“ platzte 
im März 2000. Man durfte zur Kennt¬ 
nis nehmen, dass ein Start-up, eine Ge¬ 
schäftsidee, nicht unbedingt auch ein 
profitables Geschäft bedeutete, und 
dass die Reichtumsvermehrung aus dem 
Nichts auch im globalen Weltdorf eine 
Legende der Anlage-„Berater“ blieb. 

Natürlich sollte die Party weiterge¬ 
hen. Die Bush-Administration, in dem 
Gefühl, vor Kraft kaum laufen zu kön¬ 
nen, hatte Irak und Afghanistan über¬ 
fallen und begann sich an der Öl- und 
Gastankstelle der Welt, dem Nahen Os¬ 
ten, häuslich einzurichten. Die Zinsen 
befanden sich nach dem Dotcom-Crash 
auf historischem Tiefststand und die 
Banken hatten einen neuen „Spin“, eine 
neue Großerzählung: Die Geschichte 
vom allzeit steigenden Häusermarkt. 

In nur zehn Jahren, von 1996 bis 
2006, hatten sich die Immobilienprei¬ 
se mehr als verdoppelt. In diesem ex¬ 
ponentiellem Wachstum war die Idee 
entstanden, die Immobilienkredite aus 
dem angenommenen Wertzuwachs zu 
finanzieren. Es war die Geburtsstunde 
der „Ninja-Kredite“ (No income, no 
job, no asset) und die des „Subprime“- 
Marktes. Ein Bombengeschäft - solan¬ 
ge die Preise weiter stiegen. Hier nun 
setzt Adam McKays Film ein. 

Nichts ist erfolgreicher als der Er¬ 
folg. Während alle die große Wall- 
Street-Party feiern, gibt es nur einige 
wenige, die nachdenken. Eigentlich nur 
einer. Alle anderen werden eher zufäl¬ 
lig auf die Probleme aufmerksam. Das 
ist natürlich die dichterische Freiheit 
des Regisseurs und seines Drehbuch¬ 
autors Charles Randolph, die sich auf 
das gleichnamige Buch des US-Wirt- 
schaftsautors Michael Lewis (Wall 
Street Poker, Moneyball, Flash Boys 
u.a.) stützen. Bekanntlich gab es da ei¬ 
nen gewissen Karl Marx, der sich schon 
vor 150 Jahren über die Absurditäten 
der Börsenschwindel amüsierte. Und 
er war da nicht allein. Und selbst im 
bürgerlichen Lager hatten einige 1929 
nicht vergessen. 

Nun ist Karl Marx im US-Kino ein 
absolutes No-go. Unser Held heißt da- 


Misstrauisch belauern sich die Zocker. 

her Michael Burry (exzellent Christi¬ 
an Bale). Der Ex-Mediziner ist selbst 
Fondsmanager und nicht zuletzt auf¬ 
grund seines fehlenden Auges ein leicht 
verschrobener, nahezu autistischer Ein¬ 
zelgänger. Burry begreift die notwen¬ 
dige Endlichkeit des Geschäftsmodells 
Subprime-Markt. Dabei sind es vor al¬ 
lem die variablen Zinssätze, die ihm 
Sorgen bereiten. Ab 2007 dürften seiner 
Meinung nach viele „Ninja“-Kreditneh- 
mer in massiven Zahlungsschwierigkei¬ 
ten stecken, wenn für ihre Kredite der 
volle Kapitaldienst fällig wird. Nicht das 
wichtigste Detail des Problems, aber 
auch nicht unbedeutend. 

Burry, nachdem er mit seinen Be¬ 
denken bei anderen Bankern auf Gra¬ 
nit beißt, versucht den Tiger zu reiten. 
Er wettet - short - gegen den Markt. 
Seine Aufträge werden von den etab¬ 
lierten Investmentbankern ironisch¬ 
amüsiert angenommen (ein Spinner) - 
und machen schnell die Runde. Wäh¬ 
rend die Herde ungerührt dem von den 
Leithammeln vorgezeichneten Trend 
folgt, gibt es ein paar schräge Typen, die 
nun stutzig werden. Da wettet einer auf 
den Untergang. 

Da ist der cholerische Trader Mark 
Baum (Steve Carell), der sich ohne¬ 
hin mit jedem streitet, und nur auf eine 
Möglichkeit gewartet zu haben scheint, 


sich wieder einmal mit Gott und der 
Welt anzulegen. Da ist der skrupellose 
Deutsche-Bank-Händler Jared Vennett 
(Ryan Gosling), der privat gegen die 
Strategie seiner Bank mit Baum und 
seiner Crew gemeinsame Sache macht. 
Und da sind die albern schnöselhaften 
Kleinzocker Charles Geller (John Ma- 
garo) und Jamie Shipley (Finn Wittrock), 
die mithilfe des grün-alternativen Aus¬ 
steigers und Ex-Bankers Ben Rickert 
(Brad Pitt) endlich den großen Deal 
machen wollen. Übertroffen nur von 
zwei naiv-gierigen Hypotheken-Brokern 
(Max Greenfield, Billy Magnussen) und 
einer Striptease-Tänzerin (Heighlen 
Boyd) mit vier Häusern und einer Ei¬ 
gentumswohnung. Alles in allem nicht 
gerade reale Menschen, sondern eher 
überzeichnete Charaktertypen. 

„The Big Short“ ist denn auch kei¬ 
ne wirkliche Komödie, sondern stre¬ 
ckenweise eher ein rasant gemachter 
Aufklärungsfilm, der die eigentliche 
Handlung schon mal für Kommentare 
aus dem Off unterbricht, Informations¬ 
texte einblendet, oder einige, zum Teil 
nur zu diesem Zweck eingebaute Pro¬ 
tagonisten direkt zum Publikum spre¬ 
chen lässt. Allerdings dürfte das hohe 
Tempo und die episodenhaft-zerglie- 
derte Montage dem Aufklärungsansatz 
manchmal ein bisschen in die Quere 


kommen. Es kann also nicht schaden, 
sich schon vorher mit den wesentli¬ 
chen Strukturen der Finanzkrise und 
Begriffen wie Rating, MBS (Mortgage- 
Backed Security, hypothekenbesicher¬ 
tes Wertpapier), CDO (Collateralized 
Debt Obligation, etwa „strukturierte“ 
Schuldverschreibung), Securitization 
(Verbriefung) und Leerverkäufen ver¬ 
traut gemacht zu haben. 

Adam McKays spannender Film ver¬ 
lässt den „Inner Circle“ des Investment¬ 
banking so gut wie nie. Seine positiven 
Helden sind also ebenso Investment¬ 
banker und Hedge-Fonds-Manager. 
Das produziert eine nicht unproblema¬ 
tische Ausgangslage. Außer seiner lie¬ 
benswert-exotischen Schrulligkeit gibt 
es also in der Sache nicht wirklich etwas, 
das Michael Burry zu einem überzeu¬ 
genden Gegenentwurf zu den ebenso 
arrogant-gierigen wie dümmlich-spie¬ 
ßigen Banktypen machen könnte. Sei¬ 
ne Antwort auf das große Absahnen ist, 
ebenfalls abzusahnen. Nur mit der ent¬ 
gegengerichteten, zugegebenermaßen 
intelligenteren Strategie. Statt einfach 
der Herde und ihrem hohlen „Diesmal 
ist alles anders“ zu folgen, schaut er ge¬ 
nauer, wohin er da denn folgen soll. 

Ähnlich ist es mit Mark Baum. Alle 
anderen sind ohnehin nicht wirklich 
ernst zunehmen, inklusive des mutwil¬ 


lig überverschrobenen Aussteigers Ben 
Rickert. Aber auch der ständig auf Kra¬ 
wall gebürstete Baum hat alles andere 
als ein Alternativprogramm. Zuletzt 
macht auch er, wie die anderen, schlicht 
Kasse. (Man darf das verraten, der 
Crash auf den sie - short - gewettet hat¬ 
ten, ist ja, real, nur allzu bekannt.) Au¬ 
tor Michael Lewis hat sich offensicht¬ 
lich einen romantischen Glauben an das 
Gute im Banker bewahren können. Wie 
auch in seinem Buch „The Flash Boys“ 
gibt es immer ein paar standhafte Auf¬ 
rechte, die sich den neuesten Trends zur 
großen Abzocke standhaft widersetzen. 
Ohne Erfolg, wie die Geschichte - und 
der Film - zeigen. Die nächste Blase ist 
schon in Arbeit. 

Auch wenn „The Big Short“ eine po- 
litökonomische Analyse der kapitalisti¬ 
schen Krise naturgemäß nicht ersetzen 
kann und auch die politische Dimension 
der Krise leider komplett ausgeblendet 
ist, ist er ein sehenswerter, unterhaltsa¬ 
mer und aufklärerischer Film. Und das 
ist in einer Welt der vorsätzlichen Mas¬ 
senverblödung schon sehr viel. Zwar 
sind seine Alternativen nicht wirklich 
überzeugend, aber ist das nicht auch ein 
Reflex der politischen Realität? Man 
braucht sich nur die Kandidaten für die 
nächste US-Präsidentenwahl anzusehen. 

Klaus Wagener 


Ein Künstler ohne Lobby 

Zum Tod von Karl Herrmann Roehricht 


Bereits am 27. Dezember 2015 starb 
der Schriftsteller und Maler Karl Herr¬ 
mann Roehricht. Am 22. Januar 2016 
wird er anonym beigesetzt; so hat er es 
bestimmt. - Es bleibt den Lebenden ein 
einmaliges künstlerisches Werk, das aus 
Romanen, Erzählungen, Kinderbüchern, 
Dramen, Gedichten, zahlreichen Bildern 
und Grafiken besteht, die eine Beson¬ 
derheit in der Kunstlandschaft darstel¬ 
len: Er hat in unnachahmlicher Weise 
die von ihm erlebte Wirklichkeit in ver¬ 
ständliche und farbige Bilder gebracht, 
in der Malerei ebenso wie in der Litera¬ 
tur. Manche würden das Naivität nen¬ 
nen; ich halte Roehrichts Kunst für die 
ursprüngliche „naive“ Kunst, wie Schil¬ 
ler sie pries. 

Die „Geradheit des Erzählens“ habe 
er bei Fallada gefunden, schrieb er ein¬ 
mal. Sein Schaffen galt ausnahmslos den 
schlichten und einfachen Menschen, 
die er in naturnahen Landschaften be¬ 
obachtete. Mit Zuneigung und auch 
mit ein wenig Ironie sah er diese Welt 
schwinden, die er zeitlebens suchte und 
nur in Ansätzen und manchmal gefun¬ 
den hat. 

1991 erschien sein Band „Lebensläu¬ 
fe“, eine Autobiografie der besonderen 
Art, denn Roehricht spiegelte sein Le¬ 


ben in den Biografien anderer. Es gehör¬ 
te zu seiner Bescheidenheit, aber auch 
zu seinem Stolz, zu sagen, „so war ich“. 
Der Kreis seiner Freunde und Bewunde¬ 
rer sowie der Kreis jener, die seine stille 
Kunst verstanden, blieben überschaubar. 
Den Mächtigen ging er aus dem Wege, 
auch den Machthungrigen; für die offen¬ 
herzigen, geradlinigen Menschen hatte 
er einen besonderen Sinn und machte 
sie zu seinen Gestalten in Literatur und 
Malerei. Sein Credo war: „Ich habe im¬ 
mer die kleinen Leute geliebt.“ Er be¬ 
stimmte sich als „Kleine-Leute-Poet“. 

Bis 1998 war er fünfzehn Mal um¬ 
gezogen, auch zwischen Ländern wech¬ 
selnd, und hatte immer gehofft, in einem 
Zuhause anzukommen. Es gelang ihm 
nicht. Seine Offenheit war verdächtig, 
den Funktionären im Osten ebenso wie 
den Parteipolitikern im Westen. Be¬ 
sonders Bayern enttäuschte ihn maß¬ 
los. 1984 war er dahin aufgebrochen 
und hatte Haus und Atelier am Rande 
Berlins hinter sich gelassen; 2000 hatte 
er wieder angefangen zu malen, nach¬ 
dem er heimgekehrt war an den Stadt¬ 
rand von Berlin. Sein Atelier befand 
sich in einer ehemaligen Pathologie in 
Spandau. Er musste malen, auch wenn 
es das Augenlicht kaum mehr zuließ. 


Aber ohne zu malen und zu schreiben 
konnte er nicht leben. Und noch etwas 
hatte er erlebt, der sich als einen „frei¬ 
schwebenden Linken“ sah: Er hatte ge¬ 
hofft, irgendwo auf die oft verkündete 
„geistig-moralische Wende von 1983“ zu 
treffen und erkannte sie, wie er schrieb, 
endlich „als das, was sie ist: Das deut¬ 
sche Andreotti-System“. Es war eine 
Enttäuschung mehr in seinem an Ent¬ 
täuschungen reichen Leben. 

Er wurde 1928 als Kind eines Kon¬ 
ditors und einer Metallarbeiterin in 
Leipzig geboren. 1937 erlebte er an der 
Hand seines schlesischen Vaters Gerhart 
Hauptmann in dessen Garten in Agne- 
tendorf; das vergaß er nicht. Nach Ar¬ 
beitsdienst und amerikanischer Gefan¬ 
genschaft war er seit 1945 in verschiede¬ 
nen Berufen tätig - als Bauhilfsarbeiter 
und als Gebrauchswerber, auch erfolg¬ 
reich als Puppenspieler -, studierte von 
1951 bis 1958 Malerei in Berlin (West), 
weil ihn die Leipziger Kunsthochschu¬ 
le abgelehnt hatte. 1956 führte ihn das 
Stresemann-Stipendium an die Akade¬ 
mie von Palermo, er schrieb erste Ge¬ 
dichte. Gern bemerkte er, dass er eine 
Zangengeburt gewesen sei und nicht le¬ 
bensfähig erschien; gerade dadurch sei 
er mit dem Leben zurechtgekommen 


ohne sich zu verbiegen und habe vor al¬ 
lem seinen Humor entwickelt. Der war 
nicht nur bemerkenswert, sondern aus¬ 
gesprochen geistreich und wohltuend, 
geschult an Villon und an Berliner Ori¬ 
ginalen. 1981 stellte er einen Ausreisean¬ 
trag aus der DDR, der 1984 genehmigt 
wurde. Er siedelte nach Bayern um und 
kehrte 1998 enttäuscht und verbittert 
nach Berlin zurück. 

Zwölf Bücher hat er veröffentlicht, 
meist wurden sie von ihm auch illus¬ 
triert. 1979 bekam er den Kunstpreis 
der DDR. Seine Bilder hängen bei Pro¬ 
minenten, aber auch bei den einfachen 
Menschen und in öffentlichen Einrich¬ 
tungen. Tafelbilder nahmen die Galeri¬ 
en in Dresden, Schwerin, Halle (S.), Re¬ 
gensburg, Frankfurt, Eisenhüttenstadt 
u.a. auf. Sein Werk wurde nie von auf¬ 
dringlicher Selbstinszenierung begleitet, 
er sprach niemanden nach dem Munde. 
So entstand keine Lobby für sein um¬ 
fangreiches Werk. Er war stolz, wenn er 
in einem Krankenhaus - 2000 in Berlin- 
Spandau - eine Ausstellung bekam: Den 
Kranken Freude zu verschaffen beim 
Anblick seiner farbenprächtiger Natur, 
in der sich Menschen ohne die Attribu¬ 
te der großen Welt bewegten, oft mit 
freundlicher Ironie versehen. Er hatte 


auch andere Ausstellungen, eine viel¬ 
beachtete 2004 auf der Burg Beeskow, 
2009 in Eisenhüttenstadt-Fürstenberg 
(Oder) und anderen Orten. 

Er sah sich in großen Traditionen, die 
vom großbürgerlichen Thomas Mann 
bis zum Bohemien Peter Hille reichen, 
von der Romantik über Arnold Böck- 
lins „Toteninsel“ bis zur italienischen 
und niederländischen Tafelmalerei und 
den Naiven. Auf seinen Bildern werden 
Menschen klein unter großen Himmeln; 
Repräsentanten der Vergangenheit, bei¬ 
spielsweise Windmühlen, verfallen, und 
hinter schönen Landschaften stehen Ru¬ 
inen. In seinen Erzählungen und Roma¬ 
nen ist die „Vorstadtkindheit“ gefragt, 
so der Titel des ersten Bandes seiner 
erfolgreichen Trilogie, nicht das Vil¬ 
lenviertel. Diese Sicht machte ihn zum 
großen Künstler und zum bedeutenden 
Schriftsteller; aber er bezahlte seine Un¬ 
abhängigkeit mit einem Platz zwischen 
allen Stühlen. Er wusste es und wollte es 
nicht ändern, der „Außenseiter auf der 
Rutsche nach unten (auch in die Erde)“. 
Dort ist er jetzt angekommen; es bleibt 
uns die Erinnerung an einen außerge¬ 
wöhnlichen Künstler und es bleibt sei¬ 
ne Kunst. 

Rüdiger Bernhardt 
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Mieterhöhungen 

zurückziehen 

Wohnbaugesellschaft manipuliert Mietspiegel 


Zahlreiche Mieterinnen in der „Flüs¬ 
sesiedlung“ der Wohnbaugesellschaft 
„VBW Bauen und Wohnen GmbH“ 
in Bochum-Grumme sind über Miet¬ 
erhöhungen empört. Einige von ih¬ 
nen haben sich deshalb an die Sozia¬ 
le Liste gewandt. Die VBW habe die 
Grundmiete mit der Begründung, dass 
sich die Siedlung in einer „gefragten 
Wohngegend“ befindet, erhöht und 
den Höchstwert des Bochumer Miet¬ 
spiegels für die Neuberechnung der 
Miete angesetzt. 

Allerdings liegt das genannte 
Wohngebiet laut Mietspiegel nicht in 
der obersten Klasse der gefragtesten 
Wohngegenden. Dies sind in Bochum 
lediglich Weitmar-Mark, Höntrop, Al¬ 
tenbochum und Ehrenfeld. Daher hält 
neben den Mieterinnen auch der Mie¬ 


terverein die Erhöhungen nicht für ge¬ 
rechtfertigt. 

Die VBW führt als Begründung für 
ihre Elmstellung an, dass es sich um ein 
„Quartier mit aufgelockerter Bebau¬ 
ung und sehr guter infrastruktureller 
Lage“ handelt. Das „öffentliche Ver¬ 
kehrsnetz, wie die A40 sowie die A43, 
sind in wenigen Autominuten erreich¬ 
bar“. Außerdem befinden sich „alle Ge¬ 
schäfte des täglichen Bedarfs in unmit¬ 
telbarer Nähe“. 

Aus Sicht der Sozialen Liste ist die¬ 
se Beschreibung mehr als geschönt. 
Denn weder lassen sich der tägliche 
Bedarf an Lebensmitteln und Ge¬ 
brauchsgegenständen in oder in der 
Nähe der Flüssesiedlung einkaufen, 
noch ist eine ärztliche Versorgung 
möglich. 


Die Devise heißt Aussitzen 

io ooo Menschen in Duisburg ohne 
Krankenversicherung 


Dass die Stadt Duisburg, getreu dem Zi¬ 
tat von Oberbürgermeister Sören Link 
(SPD), nichts unversucht lässt, um mög¬ 
lichst viele Roma zum Wegzug zu bewe¬ 
gen, findet einen Höhepunkt sicherlich in 
dem Umstand, dass nach wie vor 10 000 
Menschen ohne hinreichende Gesund¬ 
heitsversorgung leben müssen. Aussicht 
auf eine Krankenversicherung und somit 
eine Versorgung im Regelsystem haben 
nur jene, die in der Lage sind, die Kosten 
einer Versicherung selber zu bestreiten 
oder bereits in ein etwaiges Arbeitsver¬ 
hältnis eingetreten sind. Im Alltag bedeu¬ 
tet dies, dass der gewöhnliche Gang zum 
Arzt verwehrt bleibt und die Betroffenen 
nicht selten in lebensbedrohliche Situa¬ 
tionen bringt. Eine privatrechtliche Ver¬ 
sorgung ist oft mit einer massiven Über¬ 
schuldung der Betroffenen verbunden, 
wird jedoch von den allermeisten Ärz¬ 
ten abgelehnt. Das Ergebnis: Chronisch 
Erkrankte, etwa Diabetiker, haben keine 
Möglichkeit, ihr notwendiges Insulin zu 
bekommen. Schwangere und Kinder er¬ 
halten keinerlei Vorsorgen. 

Der „Petershof“, ein katholisches So¬ 
zialzentrum in Duisburg-Marxloh, hat 
vor mehr als einem Jahr die Gesund¬ 
heitssprechstunde für Menschen ohne 
Krankenversicherung ins Leben gerufen 
und versorgt nun jede Woche etwa 80 Pa¬ 
tienten mithilfe von ehrenamtlich tätigen 
Ärzten, Schwestern und Übersetzerin¬ 
nen. Im Verlauf des Jahres erlangte der 
„Petershof“ maximales öffentliches me¬ 


diales Interesse bundesweit. Prominente 
Besuche wie von SPD-Vizekanzler Sig¬ 
mar Gabriel haben jedoch an der Grund¬ 
situation nichts zu verändern vermocht. 
Während das Team vom „Petershof“ Wo¬ 
che für Woche an die Grenzen der Be¬ 
lastbarkeit stößt, sitzt man das Problem 
von Seiten der verantwortlichen Politi¬ 
ker offenbar weiterhin aus. 

Der „Petershof“, der sich aus dem 
eigenen Selbstverständnis heraus nicht 
als Ersatzsystem verstanden wissen will, 
sondern als Übergangsszenario mit der 
Option auf schnellstmögliche Auflösung, 
ist von selbiger weiter entfernt denn je. 
Nicht ernst gemeinte Versuche der Stadt, 
einen etwaigen Versicherungsschutz mit 
den Herkunftsländern zu klären, ver¬ 
liefen im Sande. Der große öffentliche 
Aufschrei der Empörung ist bis heute 
ausgeblieben, wenngleich auch hier eine 
große Spendebereitschaft zu vermelden 
ist. Wenn man bedenkt, dass der „Pe¬ 
tershof“ die einzige derartige Anlaufstel¬ 
le für die Betroffenen ist, muss die Frage 
gestellt werden, wie viele Menschen die 
Sprechstunde nicht erreichen, wie viele 
Menschen schlicht auf der Strecke ge¬ 
blieben sind, wie viele Todesopfer diese 
menschenverachtende Politik des Weg¬ 
sehens inzwischen zu verantworten hat. 
Erneut tritt die neoliberale Rathauspo¬ 
litik Grundrechte mit Füßen, der Kampf 
für eine solidarische und lebenswerte 
Stadt ist heute nötiger denn je. 

Sylvia Brennemann 


Ein religiöser Sozialist 

Mannheimer Initiative will an Erwin Eckert erinnern 


Pfarrer Erwin Eckert war ein religiöser 
Sozialist und ehemaliger Stadtpfarrer 
an Trinitatis in Mannheim. Von 1927 bis 
1931 war er Stadtpfarrer an der Trinita¬ 
tiskirche und im Jungbusch. Ausgehend 
von einem Vortrag des Marburger His¬ 
torikers Dr. Martin Balzer beim Stadt¬ 
archiv Mannheim bildete sich eine In¬ 
itiative für ein Erwin-Eckert-Forum in 
Mannheim und begab sich auf Spuren¬ 
suche. Hilfreich waren dabei vor allem 
mehrere Bücher Dr. Balzers, der noch 
selbst mit Eckert bis zu dessen Tod 1972 
bekannt gewesen war und der ein Groß¬ 
teil seiner historischen Forschungsarbeit 
dessen Lebensspuren widmete. 

Ziel der Initiative ist, dass eine Straße 
oder ein Platz in Mannheim nach Eckert 
benannt, sein Privatarchiv für Mannheim 
gerettet wird und eventuell in Trinitatis 
ein Erwin-Eckert-Kulturzentrum entste¬ 
hen oder das Eckert-Archiv dort seine 
neue Heimat bekommen soll. 

Zu einem ersten öffentlichen Vortrag 
lädt die Initiative in Kooperation mit 
dem Kirchlichen Dienst der Arbeitswelt 
ein für Montag, den 1. Februar um 19.00 
Uhr ins Haus der Evangelischen Kirche 
Mannheim, Ml, la (Breite Straße), Erd¬ 
geschoss, Raum 1. 



Erwin Eckert wurde am 16. Juni 1893 
in Zaisenhausen geboren. Er war ein 
evangelischer Pfarrer und für die KPD 
Mitglied des Landtages in Baden- 
Württemberg. i960 wurde Eckert als 
führendes Mitglied des Friedensko¬ 
mitees der BRD zu neun Monaten 
Gefängnis auf Bewährung verurteilt. 
1968 wurde er Mitglied der DKP. Erwin 
Eckert starb am 20. Dezember 1972 in 
Mannheim. 



Klaus Seibert bei der Einweihung des Käthe-Jonas-Platzes in Maintal. Der Platz wurdfe benannt nach einer kommunisti¬ 
schen Widerstandskämpferin gegen die Nazis. 


Eine bunte Truppe 

ln Maintal ist die „WAM“ breit aufgestellt 


I n Maintal, einer Stadt mit knapp 
40000 Einwohnern zwischen Frank¬ 
furt und Hanau, kandidiert die Wahl 
Alternative Maintal - Soziale Gerech¬ 
tigkeit (WAM) zur Kommunalwahl 
am 6 . März. Auf Platz 2 dieser Liste 
steht der DKP-Kreisvorsitzende Klaus 
Seibert, langjähriger Betriebsrat und 
DGB-Vorstandsmitglied im Ort Mit 
ihm führte Werner Sarbokfür die UZ 
das nachfolgende Gespräch. 

UZ: Kannst du uns etwas zu eurer 
Wahlvereinigung sagen und wie es zu 
ihrer Gründung kam? Ihr seid ja als 
bunte Truppe in der Stadt bekannt, da 
ihr euch in einer Breite auf gestellt habt, 
die manchen verwundert. 

Klaus Seibert: Diese Konstellation ist 
den politischen Verhältnissen Maintals 
vor zehn Jahren geschuldet. Damals 
wurde eine CDU-Bürgermeisterin ab¬ 
gewählt. Die REPs saßen mit 9,8 Pro¬ 
zent im Stadtparlament. Kurzzeitig gab 
es einen CDU-Vorsitzenden, der eine 
soziale Politik verfolgte und unter an¬ 
derem auch mit uns von der DKP Anti- 
Irak-Kriegs-Aktionen durchführte. Als 
dann der frühere CDU-Bürgermeister, 
vormals Rechtsanwalt beim Arbeitge¬ 
berverband, wieder antrat, waren diese 
CDUler heimatlos geworden. Auf der 
anderen Seite waren wir Kommunisten 
hauptsächlich mit den Kolleginnen und 
Kollegen des DGB-Ortsverbands kom¬ 
munalpolitisch schon lange Jahre aktiv. 
Beide zusammen hatten aber nicht ge¬ 
nügend Mitstreiter, um eine aussichts¬ 
reiche Liste auf die Beine zu stellen. Was 
lag also näher, als zu versuchen, beide 
Gruppen zusammenzuführen? Also lud 
ich zu einem gemeinsamen Treffen ein. 

UZ: Zeigte das Erfolge und wie seid ihr 
zu eurem Programm gekommen? 

Klaus Seibert: Es zeigte großartige Er¬ 
folge. Es kamen Mitstreiter aus SPD 
und Grünen hinzu, die besonders we¬ 
gen Hartz IV diese Parteien verließen. 
Auch Unabhängige aus Initiativen und 
Gewerkschaften schlossen sich uns an. 
Natürlich auch Mitglieder der Partei 
„Die Linke“ und der Piraten waren da¬ 
bei. Mit dem Programm ging es relativ 
flott, da wir uns ja einig waren, mit dem 
bisherigen Parteiengezerre zu brechen. 
Ich wurde gebeten, einen Entwurf aus¬ 
zuarbeiten, und schon nach zwei Sitzun¬ 
gen war unsere Wahlaussage in trocke¬ 
nen Tüchern. Bei der Kommunalwahl 
erhielten wir dann 7,4 Prozent, fünf 
Jahre später waren es 11,6. Und dieses 
Mal hoffen wir, noch etwas zulegen zu 
können. Dabei freut uns besonders, dass 
keine Ganzrechtsaußentruppe mehr 
antritt. Das sehen wir auch als ein Ver¬ 
dienst unserer antifaschistischen Arbeit. 

UZ: Könntest du das etwas weiter aus¬ 
führen? 

Klaus Seibert: Wie gesagt, ein Anlass, in 
die Kommunalpolitik einzusteigen, war 
auch, die REPs und andere Neo-Nazis 
zu isolieren. Wir machten deshalb be- 



Klaus Seibert vertritt seit zehn Jahren 
die Wahl Alternative Maintal in der 
Stadtverordnetenversammlung. 


sonders in den großen Wohnsiedlungen 
massiv Interessenspolitik für und vor 
allem mit den Bewohnern. Besonders 
Miet- und Wohnungsfragen bildeten 
mit den Schwerpunkt unserer Arbeit. 
Und vor allem Dingen: Wir gingen un¬ 
ter die Menschen, ob mit Hausbesu¬ 
chen, Mieterversammlungen, mit Nach¬ 
barschaftsbriefen oder bei Marktbesu¬ 
chen, wir waren mittendrin, und das 
wurde uns anerkannt. Ein weiteres Bei¬ 
spiel der antifaschistischen Bündnisar¬ 
beit: Letztes Jahr zum 70. Jahrestag der 
Befreiung vom Nazi-Terror benannte 
die Stadt Maintal einen innerstädti¬ 
schen Platz nach der kommunistischen 
Widerstandskämpferin Käthe Jonas, 
verbunden mit der Einweihung einer 
Stele mit Erläuterungstexten. 

UZ: Nun wirken die Landespolitik und 
besonders die Bundespolitik auf die 
Kommunen ein. Immer mehr Städte und 
Gemeinden sind finanziell am Ende der 
Fahnenstange. Wie geht ihr kommunal¬ 
politisch damit um? 

Klaus Seibert: Wir haben zur Finanz¬ 
politik eine eindeutige Haltung. Wäh¬ 
rend die anderen Fraktionen nur die 
Situation bedauern, werden wir kon¬ 
kret und fordern auch zum Handeln 
gegenüber Wiesbaden und Berlin auf. 
So heißt es schon in unserem ersten 
Wahlprogramm: „Die Finanzfragen 
der Stadt Maintal können nicht losge¬ 
löst von den Finanzbeziehungen zwi¬ 
schen Bund, Ländern und Gemeinden 
diskutiert werden. Die öffentlichen 
Finanzen müssen allgemein auf eine 
solide gemeindefreundliche Grundla¬ 
ge gestellt werden, denn den Gemein¬ 
den sind über die Jahre die meisten 
Belastungen zugeschoben worden. 
Eine wirkliche Steuerreform muss die 
nötigen Mittel auch bei denen holen, 
die - wie die Konzerne und Spitzen¬ 
verdiener - von den Vorleistungen der 
Kommunen und anderen Subventio¬ 
nen und Steuerabschreibungsmöglich¬ 
keiten am stärksten profitieren und 
deswegen kaum oder gar keine Steu¬ 


ern zahlen. Notwendige Mittel müssen 
auch beschafft werden durch Beendi¬ 
gung unsinniger Rüstungsprogramme 
und weltweiter Militäreinsätze. Notfalls 
muss ein Zinsmoratorium für die Ge¬ 
meinden als Sofortentlastung durchge¬ 
führt werden.“ 

UZ: In anderen Städten versucht man 
die linken bzw. alternativen Listen aus¬ 
zugrenzen. Wie sieht das bei euch aus? 

Klaus Seibert: In der ersten Periode ha¬ 
ben sie uns fast wie Aussätzige behan¬ 
delt. Nahezu jeder Antrag von uns wur¬ 
de abgebügelt. Nach unserem Zuwachs 
vor fünf Jahren konnten sie das so nicht 
mehr ganz so stark durchhalten. Trotz¬ 
dem kommt es immer noch vor, dass 
vor allem bei Bauvorhaben unsere al¬ 
ternativen Vorschläge abgelehnt wer¬ 
den. Unter der Hand hört man dann 
von Vertretern anderer Parteien: „Euer 
Vorschlag ist wohl der beste, aber er 
kommt halt von der falschen Fraktion.“ 
Diese Meinung hat sich auch in man¬ 
chen Fragen innerhalb der kommunal¬ 
politisch interessierten Öffentlichkeit 
eingeprägt. Deshalb gehen wir auch mit 
viel Optimismus in Richtung 6. März. 

UZ: Kannst du uns etwas zu euren Er¬ 
folgen sagen? 

Klaus Seibert: Wir erreichten gegen 
Bürgermeister und Verwaltung zwei¬ 
mal einen Haushalt ohne Gebührener¬ 
höhungen und Leistungskürzungen. Im 
Wohnungsbau müssen ein Drittel So¬ 
zialwohnungen bereitgestellt werden. 
Ein Bauvorhaben in einem Naherho- 
lungs-, Naturschutz- und Hochwasser¬ 
rückzugsgebiet wurde verhindert. Dort 
wurde sieben Jahre auf der Planung 
bestanden und hunderttausende Euro 
verpulvert. 

UZ: Ihr stellt ja auch immer wieder An¬ 
träge zu landes- und bundespolitischen 
Themen? Wie stellen sich die anderen 
Fraktionen dazu? 

Klaus Seibert: Meist kommt dann be¬ 
sonders von der CDU das Gemaule, 
dies hätte nichts mit der Stadt zu tun. 
So erging es unserem Antrag auf strikte 
Ablehnung von TTIP, CETA und TIS A. 
Als wir dann die Stellungnahme der 
kommunalen Spitzenverbände und des 
Verbandes kommunaler Unternehmen 
unserer Begründung anhängten, wurde 
die CDU sehr kleinlaut. In der Parla¬ 
mentssitzung wurde dann unser Antrag 
einstimmig angenommen. Zur Landes¬ 
politik brachten wir einen Antrag gegen 
den Bau von Terminal 3 am Frankfur¬ 
ter Flughafen durch. Dies geschah mit 
den Stimmen der SPD, die ja auf Lan¬ 
desebene, genauso wie CDU, FDP und 
auch Grüne, für diesen Ausbau ist. 

UZ: Aus Platzgründen müssen wir jetzt 
Schluss machen, obwohl es bestimmt 
noch einiges Erwähnenswerte gäbe. Wir 
wünschen euch für den 6 . März weitere 
Erfolge und auch weiterhin viel Spaß 
bei eurer Arbeit. 
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Maximalrendite in der Innenstadt 

Kann ECE die Stadt Singen austricksen? - „Investoren“ rechnen bei Center-Projekten gern 



Singener Bürger wollen das geplante ECE-Einkaufszentrum verhindern. 


G egen die städtischen Pläne, den 
Hamburger Immobilieninves¬ 
tor ECE in unmittelbarer Nähe 
des Singener Bahnhofs ein gigantisches 
Einkaufszentrum errichten zu lassen, 
hat sich in der Hohentwiel-Stadt die 
Initiative „Für Singen“ mit ganz unter¬ 
schiedlichem Hintergrund zusammen¬ 
gefunden. Singen hat etwa 45 000 Ein¬ 
wohner. 

Das grundlegende Bewegungsge¬ 
setz des Kapitalismus wirkt sichtbar 
im Handel: Kleine Wirtschaftseinhei¬ 
ten werden von größeren und dann 
von ganz großen Unternehmen vom 
Markt verdrängt und ihre Marktantei¬ 
le geschluckt. 

Diese Entwicklung richtet sich ge¬ 
gen gewachsene Einzelhandelsstruk¬ 
turen in den Innenstädten, am Ende 
sollen nur noch große Einzelhandels¬ 
ketten mit krakenähnlichen Handels¬ 
strukturen und ihren Internethandels¬ 
plattformen übrig bleiben. 

Dabei sind große Einkaufszentren 
Auslaufmodelle, da die Umsätze rück¬ 
läufig sind und der Markt gesättigt ist 
und der Internethandel 2025 voraus¬ 
sichtlich einen Anteil von 25 Prozent 
hat. 

Eine Mall für die Maximalrendite 
von Finanzinvestoren in der Innenstadt, 
ohne Verbesserung der Produktqua¬ 
lität und möglichst regionalem Bezug 
der Angebote und Anbieter, haupt¬ 
sächlich produziert mit Billigstlöhnen 
in der sogenannten Dritten Welt, ohne 
Rücksicht auf soziale Belange und die 
Umwelt. Verödete Innenstädte sind das 
Ergebnis, zu besichtigen in Wetzlar, Ha¬ 
meln oder Oberhausen. 

Dieser Prozess wird seit langem als 
Fortschritt gepriesen. Überall die glei¬ 
chen Kettenläden, egal ob Palermo, 
Singen oder Berlin und anderswo. 

Das blanke Verwirrspiel wird um 
die schiere Größe eines geplanten Ein¬ 
kaufszentrums betrieben, nicht nur in 
Singen. 

Wollte die Stadt Singen noch 2014 
maximal 12 500 m 2 „Fläche“ geneh¬ 
migen, hat es sich nun wundersam auf 
16 000 m 2 und mindestens 2 000 m 2 
Gastronomiefläche vergrößert. Ge¬ 
meint sind wohl die Verkaufsflächen, 
Nebenflächen werden üblicherwei¬ 


se einfach nicht mitgezählt. Ein üb¬ 
liches Täuschungsmanöver bei der 
propagandistischen Durchsetzung 
von Einkaufszentren in den Innen¬ 
städten. Nennenswerte Büroflächen 
kommen noch hinzu, obwohl Singen 
seit langem ein Überangebot an Bü¬ 
roflächen hat. 

Negative Wirkungen 
werden heruntergespielt 

Die Kaufbasis des Shopping-Centers 
für Investoren ist immer die gesamte 
vermietbare Fläche, welche den Kun¬ 
denumsatz aus der Innenstadt abzieht, 
und zwar aus der gesamten Quadrat¬ 
metergröße aller vermieteten Flächen 
und nichts anderes. 

Alle Versuche, diese Zahl günstiger 
darzustellen, nur mit „Verkaufsflächen“ 
zu operieren und in einzelne Bereiche 
zu zerlegen, ist eine Täuschung der Öf¬ 
fentlichkeit mit dem Ziel, die negati¬ 
ven Wirkungen des geplanten EKZ öf¬ 
fentlich herunterzuspielen. Die Tricks 
der Projektentwickler derartiger Ein¬ 
kaufszentren sind nicht neu und auch 
nicht besonders originell. Viele Center- 


Projekte sind falsch berechnet worden. 
Die Investoren täuschen - meist erfolg¬ 
reich - Öffentlichkeit, Bürger, Einzel¬ 
händler, Behörden und Politiker. 

Viele Kommunalpolitiker sitzen 
diesen Täuschungsmövern auf und las¬ 
sen sich leider in diesem Irrtum nicht 
mehr umstimmen und glauben gerne, 
was der Investor erklärt, anstatt selbst 
nachzurechnen! Die Traumwelt ist all¬ 
zu verlockend (die ja angeblich die 
Stadt nichts kosten soll!), und so ver¬ 
teidigen sie oft die völlig falsche Be¬ 
rechnungsmethode. 30 Prozent und so¬ 
gar 50 Prozent Flächenmehrung zusätz¬ 
lich mit verheerenden Folgen für den 
Innenstadthandel sind das Ergebnis. 

International gilt für die Berech¬ 
nung von Flächen für Einkaufszentren 
das „Gross Leasable Area (GLA)“. 
Dies bedeutet, dass die Konkurrenz 
zum Innenstadthandel kein aus dem 
Gesamtbild herausgegriffener Spezi¬ 
albereich ist, sondern die gesamte ent¬ 
stehende Geschäftsfläche. Gemeint ist, 
und das ohne Zweifel, die vermietete 
Ladendienstleistungs-, Verkaufs- und 
Gastronomiefläche, über die der Mie¬ 


ter nach Belieben verfügen kann, nicht 
nur nackte Ladenverkaufsflächen. 

So steigert sich die Wahrscheinlich¬ 
keit schon zur Gewissheit, dass der Sin¬ 
gener Einzelhandel mit Gastronomie 
in der Innenstadt bis zu 60 Prozent sei¬ 
ner Umsätze an ECE verlieren wird - 
und dann vielfach dichtmachen muss. 

Wenn der Projektentwickler die 
tatsächlichen Zahlen nicht veröffent¬ 
licht, muss die Baurechtsbehörde im 
Rathaus nachrechnen und im ersten 
Schritt die gesamten Nutzfläche be¬ 
kanntgeben. 

Nicht nur Singens Bürger werden 
dann Bauklötze staunen. 

Die geplante Größe für das ECE 
in Singen bildet mindestens eine Ver¬ 
doppelung der Fußgängerzone für Sin¬ 
gen ab. Die bisherige la-Lage wird ihre 
Funktion als Einkaufsstraße verlieren. 
Sie wird so schlichtweg überflüssig. 

Die Immobilienzeitung berichte¬ 
te 2005 dazu über die Wirkungen von 
Einkaufszentren in den Innenstädten: 
„In den allermeisten Fällen verlagerten 
sich die Wertschöpfung in den Städten 
von den zahlreichen Geldbeuteln der 
Immobilienbesitzer in der la-Lage auf 
den einen der Center-Betreiber“, weiter 
heißt es dort, ein „ganz offensichtlicher 
Niedergang des lokalen Einzelhandels 
sei weiter zu verzeichnen“. 

Entsprechende Gutachten und Stel¬ 
lungnahmen des City-Rings, der BBE 
und der IHK und vieler anderer spre¬ 
chen sich gegen das Projekt aus, las¬ 
sen für die Singener Stadtentwicklung 
Schlimmes befürchten. 

Öffentlicher Raum bleibt 
auf der Strecke 

Kein Arbeitgeber kann Umsatzein¬ 
bußen verkraften, wie sie in der BBE- 
Studie genannt werden. Vergleichba¬ 
re ECE-Ansiedlungen, z.B. Hameln, 
zeigen, dass trotz neuer Unternehmen 
keine zusätzlichen Arbeitsplätze ent¬ 
stehen. 

Bestehende Arbeitsplätze, vor allem 
tarifvertraglich abgesicherte Vollzeit¬ 
arbeitsplätze, werden in der Tendenz 
verschwinden und durch so genannte 
450-Euro-Jobs ersetzt. 

Diese Konsequenz zeigt eine Langzeit¬ 
studie aus Hameln. Viele der Unter- 


Bundeswehroffiziere in die Kindergärten? 

Vor 30 Jahren organisierten Reinheimer Bürgerinnen eine alternative Kinderbetreuung 



Großes Sitzkissenkonzert mit Fredrik Vahle 

Am Sonntag, dem 28. Februar kommt Fredrik Vahle mit Gruppe zum großen 
Kinder-Sitzkissenkonzert nach Reinheim. Dazu lädt die DKP wie in den 
vergangenen 30 Jahren alle großen und kleinen Fans in den Saal des Gast¬ 
hauses „Zum Kühlen Grund“ in Reinheim, Heinrichstraße ein. Das Konzert 
beginnt um 11.00 Uhr. Am Vorabend des großen Kinderkonzerts wird er mit 
seinen Liedern Erwachsene und „Junggebliebene“ unterhalten. Eine „Welt¬ 
reise“ in Liedern hat er in diesem Jahr in seinem musikalischen Gepäck. Diese 
Veranstaltung findet am Samstag, dem 27. Februar, um 20.00 Uhr ebenfalls 
im Gasthaus „Zum Kühlen Grund“ statt. 


Seit 30 Jahren tritt Fredrik Vahle regel¬ 
mäßig bei der DKP in Reinheim auf. 

„ Unser Weg “ die Zeitung der DKP 
Reinheim, erläutert in einem Interview 
mit Renate Grieger die spannenden 
Hintergründe dieser Tradition. 

Unser Weg: Fredrik Vahle gab sein ers¬ 
tes Konzert in Reinheim im Januar 1986. 
Gab es einen Anlass? 

Renate Grieger: Ja. Zu diesem Zeit¬ 
punkt leisteten Berufsoffiziere ihr 
Praktikum in Reinheimer Kindergär¬ 
ten ab. 

Unser Weg: Wieso denn das? 

Renate Grieger: Zu dieser Zeit gab es 
in Darmstadt die Fachschule des Hee¬ 
res, an der Berufsoffiziere ausgebildet 
wurden. Für die Ausbildung wurden 
Praktikumsplätze gesucht. Es war den 
Trägern zwar damals freigestellt, ob 
Praktikumsplätze zur Verfügung ge¬ 
stellt werden. Doch der damals gera¬ 
de ins Amt eingeführte Bürgermeis¬ 
ter Hartmann genehmigte den Ein¬ 
satz. 

Unser Weg: Was passierte dann? Wie 
wurden die Eltern informiert? 

Renate Grieger: Zunächst wurden die 
Eltern gar nicht offiziell informiert. Wir 
hörten es gerüchteweise. Daraufhin in¬ 
formierten sich einige Eltern und for¬ 
derten eine Elternversammlung. Da die 
städtische Entscheidung nicht rückgän¬ 


gig gemacht wurde, entschieden sich 
die Eltern der Kindergartengruppe, in 
der der Praktikant tätig werden sollte, 
eine alternative Betreuung durchzu¬ 
führen. 

Unser Weg: Und das hat geklappt? 


Renate Grieger: Ja. Wir haben vom 
6. Januar 1976 bis 31. Januar 1976 die 
Kinder, deren Eltern nicht wollten, dass 
Berufsoffiziere im Kindergarten tätig 
sind, selbst betreut. Ich spreche hier von 
„wir“, denn ich war eine der Mütter, de¬ 
ren Sohn in diese Kindergartengruppe 


ging. Was viele nicht wissen: Evi Mayer, 
heute die bekannte Wirtin der Gaststät¬ 
te „Zum Kühlen Grund“ in Reinheim, 
war eine der Erzieherinnen in der Grup¬ 
pe, der der Praktikant zugeteilt wurde. 
An dieser Stelle muss ich auch erwäh¬ 
nen, dass es im Vorfeld für alle Beteilig¬ 
ten keine Vorinformationen von Seiten 
der Stadt gab. In „Unser Weg“ vom Ja¬ 
nuar 1986 haben wir damals angemerkt: 
„Oder wollte man die Eltern nach dem 
Motto ,Vogel friss oder stirb ‘ vor voll¬ 
endete Tatsachen stellen?“ 

Unser Weg: Wo habt ihr die Kinder be¬ 
treut? 

Renate Grieger: In der Kegelbahn 
der Gaststätte „Zum Kühlen Grund“ 
in Reinheim. Evi Mayer stellte sie zur 
Verfügung. Das war ideal. Es war um 
die Ecke zum Kindergarten und für die 
Kinder und die Eltern war es eine auf¬ 
regende Zeit. Die Eltern waren meist 
berufstätig und es wurde zum Teil Ur¬ 
laub genommen. Es kamen auch Omas 
und Opas zum Einsatz. Wir hatten zehn 
Kinder alternativ betreut und haben 
mit unserer Aktion sehr polarisiert. 

Das „Darmstädter Tagblatt“ da¬ 
mals noch Konkurrenz zum „Darm¬ 
städter Echo“ druckte einen Kommen¬ 
tar mit der Überschrift „Berufsverbot“. 
Schwierig war es generell, Artikel der 
Initiative auch im „Darmstädter Echo“ 
unterzubringen. 

Trotz allem gelang es, eine verhält¬ 
nismäßig breite Solidarität herzustel¬ 
len. Als alle im Reinheimer Parlament 
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mit falschen Zahlen 

nehmen, hauptsächlich Ladenketten, 
die sich üblicherweise in einem Ein¬ 
kaufszentrum befinden, bilden kaum 
oder gar nicht aus. Gerade eine abge¬ 
schlossene Ausbildung ist jedoch der 
Grundstein für ein erfolgreiches Le¬ 
ben - auch in Singen. 

Vorhandene Arbeitsplätze im tertiären 
Sektor spielen im Rahmen der Planun¬ 
gen leider ebenfalls keine Rolle. Im¬ 
merhin sind eine Menge Dienstleister 
für die bestehenden kleineren Betriebe 
in Singens Innenstadt tätig, wie Werbe¬ 
agenturen, Rechtsanwälte - aber auch 
regional tätige Banken und Steuerbera¬ 
ter und andere. Filialisten beschäftigen 
diese regionalen Dienstleister bekannt¬ 
lich nicht. Auch dort werden Arbeits¬ 
plätze verschwinden. 

Auf der Strecke bleibt öffentlicher 
Raum für Leben, Kultur und Freizeit. 
Die demokratische Verfügung und 
Kontrolle über ein großes Areal des 
vormals öffentlichen Raumes wird 
dem privaten Betreiber der Einkaufs¬ 
mall überlassen. 

Shoppingmall und Parkhäuser fressen 
letzte frei verfügbare Flächen in der In¬ 
nenstadt. 

Immerhin soll die Thurgauer Straße 
zusätzlich dem Center einverleibt wer¬ 
den. 

Der Durchgang durch die Mall ist dann 
nur zu den Öffnungszeiten möglich - 
kontrolliert durch das private Sicher¬ 
heitspersonal. In einer Fußgängerzone 
gilt dagegen öffentliches Recht und nur 
in den Geschäften das Hausrecht. Den 
Städten gehörende Flächen in vielen 
Innenstädten sind doch hervorragend 
dafür geeignet, dringend benötigten 
neuen Wohnraum zu schaffen und ur- 
banes Leben zu fördern. 

Viele Bürger wehren sich anderswo 
massiv gegen ECE-Zentren, so wur¬ 
den entsprechende Einkaufszentren 
erst in jüngster Zeit verhindert (z.B. 
in Leer/Ostfriesland, Velbert, Minden 
und Jena - entweder durch massive 
Bürgerproteste oder Bürgerabstim¬ 
mungen). Die Bürgerinitiative „Für 
Singen“ denkt über die Durchsetzung 
einer Bürgerentscheidung nach, sollte 
der OB und die Mehrheit im Gemein¬ 
derat bei ihrer bisherigen Linie bleiben. 

Peter Mannherz 


vertretenen Parteien von der Initiative 
aufgefordert wurde, Solidarität zu zei¬ 
gen, hat die DKP Fredrik Vahle für eine 
Veranstaltung gewinnen können. 

Unser Weg: Das ist jetzt dreißig Jahre 
her? 

Renate Grieger: Ja, der Auftritt war da¬ 
mals am Freitag, dem 24. Januar 1986 im 
„Kühlen Grund“ in Reinheim. Und der 
Saal war damals schon voll. Die Folge¬ 
jahre wollten wir eigentlich daran er¬ 
innern, vor welchem Hintergrund die 
Beziehung des Künstlers Fredrik Vah¬ 
le zu Reinheim begann. Heute sind wir 
gut bekannt, Fredrik tritt mit Gruppe in 
Reinheim auf. Es ist jedes Mal ein be¬ 
sonderes Erlebnis für die Kinder. 

Unser Weg: Kommen auch Menschen, 
die damals mitgemacht haben? 

Renate Grieger: Es ist einfach toll, 
wenn heute junge Erwachsene vor mir 
stehen und sagen: „Kennst du mich 
noch? Ich war damals als Kind bei Fred¬ 
rik und heute komme ich mit meinen 
eigenen Kindern.“ Und oft bringen sie 
auch die Großeltern mit, die damals mit 
protestiert haben. 

Mein Sohn, der damals in der Kin¬ 
dergartengruppe war und alternativ im 
„Kühlen Grund“ betreut wurde, war 
auch schon mit seinen Kindern da. Es 
sind nicht nur schöne Erinnerungen, es 
hat auch geprägt. 

Vorabdruck aus „Unser Weg“, Zeitung 
der DKP Reinheim Nr. 353, Januar 2016 
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Wenn die Unterdrückung zunimmt 
Werden viele entmutigt 
Aber sein Mut wächst 
(B. Brecht) 

Heinz Nigbur 

30.3. 1931 - 8. 1.2016 

Unser Genosse und Freund Heinz ist tot. Die Arbeit im 
Aachener Revier hatte schon vor Jahren seine Gesund¬ 
heit angeschlagen. Aber Heinz war zur Stelle, wenn er 
gebraucht wurde, ln der Friedensbewegung, in der Ge¬ 
werkschaft und in den Wahlkämpfen unserer Partei hat er 
mit angepackt. Bis zuletzt war er an den aktuellen Kämp¬ 
fen interessiert. Als die Kraft nachließ, konnte er seinen 
geliebten Garten nicht mehr pflegen. Er starb zu Hause im 
Kreis seiner Angehörigen. 

Unser Mitgefühl gilt seiner Frau und Genossin Alice und der 
gesamten Familie. 

DKP und SDAJ Aachen 

Wir verabschieden uns am Samstag, den 23.1.16, um 9.00 Uhr 
auf dem Friedhof Kämpchen in Herzogenrath-Kohlscheid in der 
Kämpchenstraße. 



»Entweder da is' wat , oder da is' nischt« 

war Motto unseres »Käpt'n«, des 

Bildjournalisten Horst Sturm. 


Er war unser Freund und Kollege, er ist uns Vorbild. 
Seine Menschlichkeit, sein tiefes Bedürfnis, 
das Leben in all seiner Vielfalt in wahrhaftigen 
Fotografien zu erfassen, bleiben unvergessen 
und Antrieb, es ihm gleich zu tun. 

Horst Sturm starb am 22. Dezember 2015 
im Alter von 92 Jahren. 

Er lebt durch seine Bilder in vielen Herzen. 

Wir bewahren sein Andenken. 

Erika Bach, Ernst Ludwig Bach, Benno Bartocha, Manfred Bauer, 
Frank Baumgart, Wulf Bert Beil, Karin Bittner, Andreas Bräutigam, 
Eva Brüggmann, Dr. Ulrich Burchert, Holger Busch, Dieter Demme, 
Rudolf Denner, Jane Dulfagar, Andreas Engelhardt, Klaus Franke, 

Dr. Heinz Frotscher, Fotoagentur Zentralbild GmbH, Annemarie Görne, 
Margita Görner, Andreas Grahl, Waltraud Grubitzsch, Ulli Häßler, 
Rene Heilig, Wiljo Heinen, Horst Hess, Hans-Dieter Hey, 

Christa Hochneder, Hartmut Ihlefeld, Peter-Heinz Junge, 
Andreas Kämper, Reinhard Kaufhold, Gerhard Kiesling, 

Monika Klingsieck, Eberhard Klöppel, Ulli Kohls, Manfred Krause, 
Editha Künzel, Axel Kuli, Bernd Lammel, Burkhard Lange, 
Thomas Lehmann, Hanns Peter Lochmann, Peter Leske, 
Günther Ludvik, Ina Malunat, Michael Mäde, Christina Meinhardt, 
Christiane Mathejka, Doren Mende, Hannes Müller, Monika Neumann, 
Dieter Nielsch, Peter Pachnicke, Herta Petersdorf, Katja Rehfeld, 
Lothar Reich, Michael Richter, Klaus Rose, Eva Rüger, 

Dr. Jochen Schlevoigt, Anneliese Schutt, Erich Schutt, Eva Schmidt, 
Michael Senft, Gabriele Senft, Oie Senft, Jürgen Sindermann, 

Vera Stark, Janos Stekovics, Ilona Studre, Fred Suerdieck, 

Detlef Steinberg, Wolfgang Thieme, Thomas Uhlemann, 

Jochen Vogler, Rainer Weisflog, Peter Werner, Matthias Wolf, 

Hilli Zenker, Peter Zenker, Sabine Zimmermann, Peter Zimmermann 



Der Bundesverband Arbeiterfotografie 
trauert um sein am 22. Dezember 2015 „Wer die Wahrheit nicht weiß, der ist 
verstorbenes Ehrenmitglied Horst bloß ein Dummkopf. Aber wer sie weiß, 
Sturm. Horst Sturm war ein Fotograf und sie eine Lüge nennt, der ist ein 
von herausragendem Gestaltungs- Verbrecher!“ Bertolt Brecht 
vermögen. Die Arbeiterfotografie 
schätzte seine vorbildliche gesell¬ 
schaftliche Perspektive. Horst Sturm 
warein aufrichtiger Freund und ein Ge¬ 
schenk für die Menschheit. 




Zeitschrift Arbeiterfotografie Nr. 92 : Horst-Sturm-Monografie 


„...es wird ein neues Ideal entstehen, 
und es wird vor allem der Krieg zu 
Ende sein, aber man wird hart arbei¬ 
ten müssen, aber man wird es errei¬ 
chen.“ Käthe Kollwitz 


Galerie & Verband Arbeiterfotografie | 
50733 Köln : 0221 - 727 999 
Merheimer Straße 107 

arbeiterfotografie#com 1 


Wir laden zur Landesmitgliederversammlung 

in Rostock, Wismarsche Straße 21 
am 20. 2. 2016 um 10.30 Uhr. 

Landesvorstand Mecklenburg-Vorpommern 


Thomas Kacza: 

Wie die deutschen Freunde Albaniens zusammenfanden und ihr 
Gang durch die Zeiten. Abhandlung über ein besonderes 
Freundschaftsverhältnis - Broschüre, 56 Seiten, 5 Euro + Porto 
Direktbezug bei Th. Kacza, Bergstraße 80,32108 Bad Salzuflen 
Telefon 0 52 22 / 8 48 68 


Nichts bleibt sich gleich. Wer wagt, sich einzurichten, 
der richtet sich für Augenblicke ein. 

In einer Welt, bestehend aus Bewegung, 
da kann ich selber nur Bewegung sein. 

(Aus: Heinz Kahlau, Kein Gott. 1973) 

Wir trauern um 

Friedrich Konrad 

14. September 1921 - 8. Januar 2016 

ln seinem von den Verwerfungen des 20. Jahrhunderts und 
persönlichen Schicksalsschlägen geprägten Leben war der 
Genosse Fritz trotz alledem vielseitig aktiv. 

Der gebürtige Prager, Mitglied in der KPD bis zu ihrem Ver¬ 
bot, war später Gruppenvorsitzender und im Kreisvorstand 
der DKP und kandidierte bei verschiedenen Wahlen. Seine 
Leidenschaft gehörte auch den Künsten und der Philoso¬ 
phie - dem Puppenspiel, der Lyrik, der Kunstgeschichte 
und nicht zuletzt dem dialektischen Materialismus. 

Dafür suchte der beliebte Pädagoge unermüdlich die junge 
Generation zu begeistern, als Lehrer an Schulen in Nürn¬ 
berg, Feucht und Altdorf sowie als Seminarleiter im Volks¬ 
bildungsverein oder im Bund für Geistesfreiheit. 

Der Kommunist Fritz Konrad war der erste Lebenszeitbe¬ 
amte, dem man den Beruf verbieten und später sogar die 
Pension streichen wollte. Das konnte die Solidaritätsbewe¬ 
gung (bis hinein in die Reihen der CSU) verhindern. Doch 
hat das Berufsverbot sein Leben und das seiner 2004 ver¬ 
storbenen Frau Eleonore und der drei Kinder überschattet. 

Unterkriegen ließ sich Fritz Konrad nicht. Hochbetagt ver¬ 
fasste er seine Autobiografie (2012) und kurz darauf eine 
Einführung in den dialektischen Materialismus für junge 
Menschen. 

Seiner alten Heimat Tschechien blieb er sein Leben lang 
verbunden. Er initiierte den noch heute von der DKP ge¬ 
pflegten freundschaftlichen Austausch mit den Kommunis¬ 
ten dort. 

Seinen drei Kindern und seiner Enkelin gilt unser Mitgefühl. 
Wir haben einen aufrechten Genossen verloren. 

DKP Nürnberg-Land 
DKP Mittelfranken 
DKP Nordbayern 




KEIN GOTT, KEIN KAISER, KEIN TRIBUN: 
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Am 27.1. am Kiosk: 

16 Seiten extra mit den Beiträgen der 
Referentinnen und Referenten auf 
der XXI. Internationalen 
Rosa-Luxemburg-Konferenz 

www.rosa-luxemburg-konferenz.de 


XXI. Internationale 

Spezial Rosa Luxemburg 


Konferenz 



Ruhe fit K&rur aale im Müritz- 
NüliütMlpiüfk. 2 FfrWö jfi 2-3 Per*. 
Kt£l£jAhnjI in CJnmjdn. 

I Iftwel Ö«-1 Ipvelswn. Doch & Red, 

IxlTd: www.trinoffp..de- 
T*J.: 0331/ft 7Q19* (AB] 


r -\ 

Carlis Bienenhonig, 

Früh- oder Sommertracht, 

500 g für 5 €, 250g für 3 € + 
Porto; ab 12 Gläser (1 Karton) 
portofrei. Wir liefern auch 
handgefertigte Bienenwachs¬ 
kerzen. Anfrage bei: Imkerei 
Trauth 02241/973111 
E-Mail: camatra@web.de 
\_ 



Weingut Eicher 

Rheinterrassen 
Bachstraße 7, 67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128, Fax.: 67263 
Email: info@weingut-eicher.de 
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Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Toskana, nah am Meer 

ww.lnikinj-bmhafdF | QC-iG. . I-WS 


Ökc-hof im Olivenhain, 
weit« Blkk, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher,, 
Haustier Häuschen; 
Kinderpa radier 
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Urlaub im Lotsenhaus 

an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 

www.ferien-im-lotsenhaus.de 
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Der online-shop: www.uzshop.de 




FÄUSTELS ANTIQUARIAT 
BÜCHER & PLATTEN &&& 

A ii I i 11 u irria I r I- bi\ sw r Sl r. K;i |ii i n n -1 t.i lI £ im I 
{Einfahrt Fs, HlrltrVl -Bahn \Vurar*tr/ Ru$ 612 
Freitag 13 LN & 12 ■ 16 I hr & nach VmmbsriuK 



Da» AnliquiiriHl für Bikht L r& PhilItn Hrlx-iu-i wt-ik-r! 

Akluelle Listen UMk-n Mik / FuiniviKliLii ausdfvrrstn Sädigubk'lfii / 
Schall pinnen) hei Interesse an fordern. 

Rin heißer Tip für Sammler/um Stiihern. 


Postadresse! Volker Hultck-, SlrnuMr. 15,53^5 Benin. 
T'cL/Ali 022^403931.1 l'muil: facuMcIÜT huchreejcilin^ile 


Krieg - Terror 

Flucht 

Ingar Solty Die »Flüchtlingskrise« und 
der globale Kapitalismus ★ Lothar 
Elsner Marx, Engels und Lenin über 
Arbeiterwanderung im Kapitalis¬ 
mus ★ Tom Vickers Geflüchtete, Ka¬ 
pitalismus und der Staat ★ Sabine 
Lösing Afrika im Visier deutscher 
und europäischer Militär- und Inte¬ 
ressenpolitik ★ Claus Schreer Alterna¬ 
tiven zur Festung Europa ★ Cornelia 
Kerth Flüchtlinge Willkommen! Eine 
Herausforderung auch für Antifa- 
schist innen und Friedensbewe¬ 
gung ★ EVG Berlin Wer gegen Flücht¬ 
linge hetzt, hat in der Gewerkschaft 
nichts verloren 


Einzelpreis 9,50 € 
Jahresabo 48,00 € 
ermäßigtes Abo 32,00 € 



Weitere Themen u.a.: 

Uri Avnery »Internationalen Terrorismus« gibt es nicht 
| Hans Christoph Stoodt Die Solidarität mit dem Kampf 
Palästinas ist nicht verhandelbar | Klaus Wagener 
Krieg in Syrien »Neuordnung« des Nahen/ Mittle¬ 
ren Ostens | Peter Mertens Den IS finanziell trocken¬ 
legen | Anne Rieger Zum Gewerkschaftstag der IG 
Metall | Bernd Müller Weltklimavertrag kaum in Sicht 
| Domenico Moro Die Tendenz des Westens zum Krieg 
und der islamische Radikalismus | Herwig Lerouge 
Gramsci und die griechische Krise | Kurt Baumann 
Die Faschismusanalyse der KPD(0 | Robert Steigerwald 
Zum 90. Geburtstag von Hermann Klenner | Meike 
Bohn Hacks und die Frauen 


Neue 

Impulse 

Verlag 

Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 
Tel.: 0201-23 67 57 


www.marxistische-blaetter.de 


ln russischer Sprache! 

60 Bände Lenin und weiteres aus dem Spektrum 
Marx/Engels/Lenin. 

Bei Interesse Anfrage an UZ-shop/Antiquariat 
Tel. 0201 - 177 889 26 E-Mail: buero@unsere-zeit.de 
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Hans-tieorg Müller 
HauplEkäfte 1 
57392 Schmallenberg 
Gralschait 
H ochs 3 L erl 3 nd 

Tel: Q 2972 - 97 BQ-Q 
Fax.: mrz-mm 
Restaurant 
Dienstag Ruhetag 

Hauspraspekl W 
änlördern JV 


in ufimitfeHmr Hm des Klosteir^ Grafschaft iisgl unser 
Gastfoof. Wie vor Jahrhunderten sorgt auch heute der Wirt 
persönlidi für das. Wühl der Gäste. 

Komlorlable Zimmer und Räumlichkeiten, gutes Essen, 
gepflegte Getränke. Alle Zimmer haben Bad. Dusche, WC, 
Telefon, Fernseher, die metslen Balkon und Vorraum. Im 
HotElbereich beiirden sich Lift, Sauna, Solar um. Nietit- 
raucherzirnmer und Kamin. Kinderspielraum, SalaibüflEt, 
Frülisiücksbülfnl. Auch Senioreji-Puribuneii. 

Übernachtung/Frühstück 30 ,- bis 53 ,- C p.P, 

HF 15,50 ( p.P. * VP. 22 ,-€p.F 

Kostenlos Bus-und Bahnfahren im Sauerland. 

Auch Kind2. r E r rräC- gung ■' MEbensaisan preise. 

Bei 2i Tapen Aufenihaii im Jahr 10% Treuerabatt- 


mail@gasthol-heiines.de • www.gasttioMieiities.de 
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Solche Artikel helfen 

Betr.: „Gesetzmäßige Verelendung“ 
von Philipp Kissel, UZ vom 8.1.2016, 

S. 3 

Der Artikel ist sehr informativ, bravo. 
Eine kleine Anmerkung sei mir er¬ 
laubt. Die erste Zwischenüberschrift 
„Arme werden immer ärmer“ ist sach¬ 
lich falsch und statistisch nicht zu be¬ 
legen. Der Autor schreibt auch darü¬ 
ber nicht. Vielmehr geht es ihm darum 
zu belegen, dass Armut sich in diesem 
reichen Land Deutschland immer wei¬ 
ter ausbreitet. Diese „Binsenweisheit“, 
wie Philipp im zweiten Absatz schreibt 
geht also so: „Die Reichen werden im¬ 
mer reicher, die Armen immer mehr.“ 
Das ist statistisch nicht zu leugnen, das 


ist die eigentliche Gesetzmäßigkeit: die 
Konzentration und Akkumulation des 
Kapitals nimmt zu, der Pauperismus 
auch. Aber weiter so, solche Artikel 
helfen uns. 

Norbert Birkwald, 
Mörfelden-Walldorf 

Fehlanzeige 

Betr.: Leitartikel der UZ vom 
15.1.2016, S. 1 

31.12.2015 in Köln: Klassenkampf 
durch organisierte Gewalt vor dem 
Hauptbahnhof. Die mediale und poli¬ 
tische Verarbeitung der Kölner Über¬ 
fälle steigert sich in einen bisher un¬ 
vorstellbaren Ansturm von Hasspro¬ 
paganda in den Medien: „Schon bei 


Bewährungsstrafen abschieben“, „mehr 
Überwachung öffentlicher Räume“, 
„kriminelle Banden als Vergolder für 
Rassismus und Flüchtlingshass“, „Mul- 
tikulti als wichtigste Waffe gegen die 
Intoleranz der Zugewanderten“. Spal¬ 
tung und Schuldzuweisung, die Zu¬ 
spitzung und das Anheizen des Gesell¬ 
schaftsklimas gegen Flüchtlinge und 
gegen sogenannte „Islamisten“ - da¬ 
für werden die Überfälle der Kölner 
Silvesternacht und ihre Opfer als An¬ 
schauungsmaterial instrumentalisiert. 
Deutsche Kriegsabenteuer in aller Welt 
als Fluchtursachen? Fehlanzeige! Ursa¬ 
chen der Kölner Silvestergewalt? Fehl¬ 
anzeige auf Seite 1 der UZ! 

Helmut Woda, Karlsruhe 



Die roten Anker lichten! 

Jahresauftakt der DKP in Hamburg 


Vor vollem Saal des Magda-Thürey- 
Zentrums fand am vergangenen Wo¬ 
chenende der Jahresauftakt der DKP 
Hamburg statt. Der Bezirksvorsitzen¬ 
de Michael Götze ging einleitend noch 
einmal auf die LLL-Demonstration in 
Berlin ein, deren Inhalte mit der Ham¬ 
burger Veranstaltung übereinstimmten, 
nämlich „Kampf dem Imperialistischen 
Krieg“. 

Unsere Willkommenskultur heißt 
zusammen kämpfen. Auch hier sprach 
sich Michael Götze gegen das Ausspie¬ 
len der Armen und sozial Schwachen 
gegen die Flüchtlinge aus. Angespro¬ 
chen wurde auch die Rechtsentwick¬ 
lung, die 2015 einen traurigen Rekord 
mit 1 600 rechten Straftaten aufwies. 


Hier bewahrheitet sich die Feststel¬ 
lung von Esther Bejarano auf der Ro- 
sa-Luxemburg-Konferenz der „jungen 
Welt“: „Wehret den Anfängen ist längst 
überholt, wir sind mitten drin.“ Für die 
DKP in Hamburg ist die Mitorganisa¬ 
tion des Befreiungsfestes zum 8. Mai 
eine der wichtigen Aufgaben in 2016. 
Als weiteren Schwerpunkt verwies der 
Bezirksvorsitzende auf den Kampf ge¬ 
gen Krieg und Rüstungsexporte. Und 
natürlich auch auf die Vorbereitung der 
Hamburger Genossinnen und Genos¬ 
sen auf das UZ-Pressefest. Dieses Land 
braucht Widerstand, und die Aufgaben, 
vor denen die Hamburger Partei steht, 
wurden in dieser Auftaktrede klar Um¬ 
rissen. 


In dem anschließenden Kultur¬ 
programm „1916-2016 von der Grup¬ 
pe Internationale bis heute - Stoppt 
den imperialistischen Krieg“ wurden 
100 Jahre Arbeiterbewegung in Tex¬ 
ten von Liebknecht, Brecht, Fried, der 
Gewerkschaft und Tucholsky rezitiert. 
Musikalisch ergänzt haben Schenzer & 
Wilke und Achim Bigus mit Liedern der 
deutschen und internationalen Arbei¬ 
terbewegung und der Ostermärsche. 
Ein Vier-Stunden-Programm, das den 
Anwesenden, darunter auch Gäste der 
VVN/BdA und der Türkischen KP, sehr 
gut gefallen hat, der Applaus war rie¬ 
sig. 2016 hat begonnen, jetzt werden in 
Hamburg die roten Anker gelichtet 

Norbert Noreik 


Termine 

SA ★23. JAN 


Wuppertal: Fluchtursachen und Fluchtver¬ 
ursacher. Konferenz mit Beiträgen von Se- 
vim Dagdelen, Rainer Rupp und Dr. Man¬ 
fred Sohn. Veranstalter: Marx-Engels-Stif- 
tung. Alte Feuerwache, Gathe 6,13.00 Uhr 
bis 17.30 Uhr._ 

München: „Krieg - Armut - Flucht“, Ver¬ 
anstaltung der GEW München und Akti¬ 
onsbündnis gegen die „Siko“ mit Conrad 
Schuhler, Stephan Dünnwald und Claus 
Schreer. Gewerkschaftshaus, Schwantha¬ 
lerstraße 64,18.00 Uhr. 


SO ★ 24. JAN 


Nürnberg: „Solange Leben in mir ist“, 
Defa-Spielfilm über Karl Liebknecht. Rotes 
Zentrum, Reichstraße 8,17.00 Uhr. 


MO ★ 25. JAN 


München: „Terror zu wessen Nutzen? Zur 
Interessenkonfrontation zwischen NATO, 
Russland, dem IS und Saudi-Arabien in Sy¬ 
rien.“ Veranstaltung von DKP-Betriebsaktiv 
und SDAJ mit Jörg Kronauer. KommTreff, 
Holzapfelstraße 3,19.00 Uhr. 


Dl ★26. JAN 


Heidenheim: „Geschichte des politischen 
Liedes“, Veranstaltung der DKP mit Kai De¬ 
genhardt. Naturfreundehaus „Am Sturz“, 
Schnaitheim, Winterhalde 1,18.30 Uhr. 


SA ★ 30. JAN 


Stuttgart: „Solidarität mit dem in der Türkei 
inhaftierten Journalisten Can Dündar.“ Ver¬ 
anstaltung von ver.di Baden-Württemberg, 
pen und dem Verband Deutscher Schriftstel¬ 
ler. ver.di-Landesbezirksverwaltung, Theo- 
dor-Heuss-Straße 2,19.30 Uhr. 


MO ★ 1. FEB 


Hamburg: „Arbeiterwiderstand in Ham¬ 
burg 1941-1945. Die Gruppe um Bästlein, 
Jacob, Abshagen.“ Szenische Lesung und 
Diskussion. Veranstaltung der DKP Gruppe 
Hamburg-Nord. Bürgerhaus Langenhorn, 
Tangstedter Landstraße 41, gegenüber U- 
Bahn Langenhorn Markt, 19.00 Uhr. 

München: „Der Krieg der Reichen gegen 
die Armen“, Ausstellung von Anti-„Siko“- 
Bündnis und Trägerkreis EineWeltHaus vom 
1. bis 28. Februar. EineWeltHaus München, 
Schwanthalerstraße 80._ 

Stadtlohn: Mitgliederversammlung der DKP 
im Kreis Borken zur Vorbereitung des Inter¬ 
nationalen Frauentages. Parteiraum bei Ten- 
busch, Vredener Straße 54,19.15 Uhr. 


DO ★ 4. FEB 


München: „Deutschlands Beteiligung am 
Syrienkrieg“, Veranstaltung der DKP mit 
Claudia Haydt, Mitglied im Vorstand der In¬ 
formationsstelle Militarisierung, Tübingen, 
und Vorstandsmitglied der Partei der Eu¬ 
ropäischen Linken. KommTreff München, 
Holzapfelstraße 3,19.00 Uhr. 


Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören 
auch in die UZ! Bitte so schnell wie 
möglich, spätestens am Freitag eine 
Woche vor dem Erscheinungstermin 
der entsprechenden Ausgabe der UZ, 
möglichst auch mit Angabe des The¬ 
mas der Veranstaltung an termine@ 
unsere-zeit.de oder UZ-Redaktion, 
Hoffnungstraße 18,45127 Essen. 


Anzeige_ _ _ _ _ 

^^^^^GUTES LESEN^^^^^ 

Die Annäherung von 
USA und EU an deren 
bisherigen Erzfeind Kuba 
weckt Hoffnungen, aber 
bei den Freunden Kubas 
auch Befürchtungen und 
verleitet zu Spekulationen. 

Volker Hermsdorf diskutiert 
politische, militärische 
und geheimdienstliche 
Aspekte mit kompetenten 
Gesprächspartnern: 

Hans Modrow (Politiker), 

Fritz Streletz (Militärexperte) 
und Klaus Eichner 
(Geheimdienstexperte) 



Volker Hermsdorf 

KUBA - Aufbruch oder Abbruch? 

Taschenbuch | 206 S. | 10,- € | ISBN 978-3-95514-026-7 


www.gutes-lesen.de Verlag Wiljo Heinen 




Jetzt abonnieren und Prämie sichern! 


k 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 
Das Abonnement verlängert sich um ein Jahr, wenn es 
nicht spätestens 6 Wochen vor Ende des Bezugszeit¬ 
raums gekündigt wird. (Bitte eine Aboprämie auswählen) 


NEU! 3 - Monats - Abo zum Kennenlernen 
(Sonderpreis 10,-€) 


Ihre Prämie für ein Jahresabonnement (bitte ankreuzen) 


Harald Neubert: 

Europäische 
Nachkriegs¬ 
ordnung 
(Buch, 300 S.) 

□ 



□ Jahresabo (Preis nach eigenem Ermessen) 


□ Normalabo (126,-€/Jahr) 

□ Ermäßigter Preis (72,- € / Jahr) 

□ Förderabo (mindestens 160,- € / Jahr)* 

Ich zahle mein UZ-Abonnement 

□ monatlich □vierteljährlich □ halbjährlich □ jährlich 

*Alle Preise inkl MwSt. und Versand (Sie sparen bis 6,- € pro Jahr 
durch die Erteilung einer Einzugsermächtigung). 


Ihre Prämie für ein 3-Monats-Abo (bitte ankreuzen) 


Josef Schleifstein: 

Einführung in das 
Studium von 
Marx, Engels 
und Lenin 
(Buch, 165 S.) 

□ 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Lübecker erinnern an Anschlag 



Meine progressive Woche 

Vom 9. bis 15. Januar 


Anlässlich des zwanzigsten Jahrestages 
des bis heute ungesühnten feigen Brand¬ 
anschlages auf das ehemalige Wohnheim 
in der Lübecker Hafenstraße hatte ein 
breites Bündnis zu der Demonstration 
am 16.1. aufgerufen. Die Demo galt je¬ 
doch nicht nur der Erinnerung an die 
Katastrophe sondern sollte auch ein Zei¬ 
chen der Solidarität mit Flüchtlingen in 
der gegenwärtigen Situation setzen. 

Der Anschlag in der Lübecker 
Hafenstraße war der folgenschwers¬ 
te rassistische Brandanschlag in der 
Geschichte der Bundesrepublik: Vor 
genau 20 Jahren, am 18. Januar 1996, 
brannte die Asylunterkunft in der Lü¬ 
becker Hafenstraße 52 komplett aus. 
Zehn Menschen, Geflüchtete aus dem 
Kongo, dem Libanon, aus Angola und 
Togo, starben in den Flammen. Unter 
den Toten waren sieben Kinder. Von 
den überlebenden Menschen wurden 
viele schwer verletzt und leiden bis 
heute an den Folgen. 

Vier junge Männer aus der rechten 
Szene wurden nahe des Tatorts aufge¬ 
griffen, aber bald wieder freigelassen. 
Trotz dringender, bis heute ungeklärter 
Verdachtsmomente wie z.B. Brandspu¬ 
ren an ihren Haaren, wurden sie nie vor 
Gericht gestellt. Stattdessen legten sich 
Polizei und Staatsanwaltschaft auf einen 
Hausbewohner als Tatverdächtigen fest. 
Zwei aufwändig geführte Prozesse gegen 
ihn endeten jedoch beide Male mit ei¬ 
nem klaren Freispruch. So bleibt bis heu¬ 
te der bittere Nachgeschmack, dass ein 
Opfer zum Täter gemacht werden soll¬ 
te, während die mutmaßlichen faschisti¬ 
schen Brandstifter laufen gelassen wur¬ 
den. 

Nach dem Anschlag waren sich große 
Teile der Lübecker Bevölkerung und Po¬ 
litik einig: Die Überlebenden sollten ein 
gesichertes Bleiberecht in Deutschland 
erhalten, Geflüchtete sollten nicht länger 
in überfüllten Massenunterkünften blei¬ 
ben müssen, sondern in Wohnungen als 
normale Nachbarn leben können. Ras¬ 
sistischer Stimmungsmache sollte deut- 


7 000 Menschen, darunter viele Flücht¬ 
linge, demonstrierten am 16.1. in Stutt¬ 
gart gegen Fremdenhass, Rassismus 
und Gewalt. Organisatorisch getragen 
wurde die Demonstration vom DGB. 
Zur Kundgebung unter dem Motto: 
„halt:zusammen“ hatte ein Bündnis von 
81 Organisationen aufgerufen. Es reich¬ 
te von den christlichen Kirchen, islami¬ 
schen Glaubensgemeinschaften, Sport¬ 
verbänden, den Gewerkschaften, den 
im Bundestag vertretenen Parteien über 
Vereinigungen der Migranten bis hin zu 
Unternehmensverbänden. 

Diese Vielfalt ließ sich auch an den 
Fahnen der Kundgebungsteilnehmer 
erkennen. Fahnen der IGM, von Verdi, 
der katholischen Arbeitnehmerschaft, 
der Naturfreunde, der Linken, der DKP, 
der Grünen und vieler anderer Orga¬ 
nisationen prägten das Bild an diesem 
kalten Januartag. „Ob es sich um feige 


lieh und gemeinsam entgegen getreten 
werden. 

Nach 20 Jahren zieht das Bündnis, 
dem u.a. das Netzwerk Flüchtlingssolida- 
rität, das Bündnis „Wir können sie stop¬ 
pen“, das Lübecker Flüchtlingsforum, 
Kirchen, Gewerkschaften, Attac, MLPD, 
die Interventionistische Linke, die Partei 
„Die Linke“, die SDAJ und die DKP an¬ 
gehören, ein negatives Fazit der Hoffnun¬ 
gen von damals: „Heute, 20 Jahre später, 
erinnert manches wieder an die Situation 
und Stimmung der frühen neunziger Jah¬ 
re. Wieder gibt es unzählige Anschläge auf 
Asylunterkünfte, wieder marschieren Na¬ 
zis und Rassistlnnen auf den Straßen, wie¬ 
der erleben wir, wie tief der Rassismus in 
der Gesellschaft verankert ist und wieder 
gibt es große Teile der Politik, die „Ver¬ 
ständnis für Sorgen und Ängste“ zeigen 
und unter diesem Vorwand das Recht auf 
Asyl weiter einschränken wollen. 

Aber auch der Bogen zur aktuellen 
Lübecker Flüchtlingspolitik wurde ge¬ 
schlagen, in dem die Veranstalter die Ab- 
schiebepläne von Bürgermeister Bernd 
Saxe (SPD) verurteilten, welcher pau¬ 
schal die Zahl von 1 000 möglichen Ab¬ 
schiebungen in Lübeck in die Welt setzte 
und den bankrotten Lübecker Kleinflug¬ 
hafen zum Drehkreuz für diese Abschie¬ 
bungen etablieren wollte. Stattdessen 
fordert das Bündnis ein Bleiberecht für 
alle Schutzsuchenden und deren Unter¬ 
bringung ausschließlich in kleinen, de¬ 
zentralen Unterkünften. 

Obwohl das Bündnis im Vorfeld mit 
einer größeren Teilnehmerzahl gerech¬ 
net hatte, so war doch niemand wirklich 
enttäuscht, da zeitgleich in Neumünster 
Nazis versucht hatten, die latent rassis¬ 
tische Stimmung im Land für ihre Zwe¬ 
cke zu missbrauchen. Auch hier hatte ein 
breites antifaschistisches Bündnis zu Ge¬ 
genaktionen aufgerufen, denen mehr als 
400 Antifaschistinnen und Antifaschis¬ 
ten gefolgt waren, welche die nicht mal 
80 Faschisten auf dem Neumünsteraner 
Kantplatz einschlossen. 

DKP Lübeck/Ostholstein 


Brandanschläge auf Asylbewerberheime 
handelt, um Jagd auf Ausländer oder um 
sexistische Gewalt: Wir zeigen die rote 
Karte“, sagte Frank Otfried July, der 
evangelische Landesbischof von Würt¬ 
temberg. Klare Worte fand auch die Vor¬ 
sitzende des Landesfrauenrats Manue¬ 
la Rukavina. Sie verwahrte sich gegen 
die Versuche der AfD die Übergriffe 
auf Frauen in der Silvesternacht in Köln 
zum Anlass zu nehmen, sich als Beschüt¬ 
zer der Frauen aufzuspielen. „Wer de¬ 
ren Programm zu den Landtagswahlen 
in Baden-Württemberg liest, wird das 
Gegenteil finden.“ Ein klares Votum 
gegen die AfD kam auch von der Spre¬ 
cherin des DGB. Gabriele Frenzer-Wolf 
(stellvertretende Landesvorsitzende) 
rief unter starkem Beifall der Kundge¬ 
bungsteilnehmer und -teilnehmerinnen 
„Diese Partei will ich nicht im Landtag 
sehen“. SK 


Dienstag 

In Dresden ist viel in das Erscheinungs¬ 
bild der Stadt investiert worden - schon 
zu DDR-Zeiten. Es fragt sich, ob das Geld 
nach 1989 nicht besser in die verschärfte 
Bekämpfung neofaschistischen Gedan¬ 
kengutes gesteckt worden wäre. 

Am gestrigen Abend haben sechs 
schwarz gekleidete Rechte zwei israeli¬ 
sche Studenten attackiert, wobei auch an¬ 
tiarabische (!) Parolen gebrüllt wurden; 
offensichtlich hielten die Faschos sie für 
Syrer. Das Maß der Schande macht voll, 
dass die Polizei nicht bereit oder in der 
Lage war, die Israelis zu schützen. Trotz 
mehrmaliger Notrufe erschien die Polizei 
erst über eine Stunde zu spät am Tatort. 
Heute redet man sich damit heraus, dass 
der Anruf falsch eingeschätzt worden sei 
und man keinen Streifenwagen gehabt 
habe. Ja. Watt denn nu? Einschätzung 
oder Verfügung? 

Mittwoch 

Wohlleben, dem Angeklagten im NSU- 
Prozeß, wird u. a. vorgeworfen, den Mör¬ 
dern Waffen beschafft zu haben, z. B. jene 


Viele Sportfans dürften die Skiflug¬ 
weltmeisterschaft in Mitterndorf ver¬ 
folgt und sich vielleicht auch mit den 
deutschen Springern über die Silber¬ 
medaille in der Mannschaftswertung 
gefreut haben. Und sicher auch am 
Vortag dem slowenischen Skiflugwelt¬ 
meister Peter Prevc zugejubelt haben, 
der mit dem Schanzenrekord von 244 
Metern den Titel geholt hatte. Dass 
er - oder sein Manager? - dafür 26 250 
Euro kassierte, sollte man vielleicht er¬ 
wähnen, um zu illustrieren, was so ein 
Titel heutzutage „wert“ ist. Die Sprin¬ 
ger auf den hinteren Rängen mussten 
darauf hoffen, dass ihr Rückflug schon 
bezahlt war und sich den Kopf zerbre¬ 
chen, wer ihre nächste Reise bezahlt! 

Wie unendlich zudem das Risiko 
ist, musste der 23-jährige Österreicher 
Lukas Müller erleben, der bei der 
Landung stürzte, sich zwei Halswir¬ 
bel brach und für den Rest des Lebens 
querschnittgelähmt sein wird. Ihn soll¬ 
te man bei all dem Trubel nicht verges¬ 
sen, und wenn das auch vor allem eine 
moralische Geste ist, möchte ihm die 
UZ alles Gute für die Zukunft wün¬ 
schen! 

Doch der Wettstreit der Springer 
signalisierte in schockierender Weise 
auch die Dimension der Kommerzi¬ 
alisierung des Sports. Es sei in dieser 
Stunde daran erinnert, dass der da¬ 
malige Präsident des Internationalen 
Olympischen Komitees, der US-Ame- 
rikaner Avery Brundage, 1972 den ös¬ 
terreichischen Skistar Karl Schranz 
disqualifiziert und von den Spielen 
ausgeschlossen hatte, weil er ein Trikot 
getragen hatte, das für eine Kaffeesor¬ 
te warb. Der damalige österreichische 
Minister Sinowatz hatte die Welt auf¬ 
gerufen, die Spiele zu boykottieren, 
doch reagierte niemand darauf. 

Wenn ich das einem Zwanzigjäh¬ 
rigen heute erzählen würde, würde er 
vermutlich ungläubig grinsen. Zwei 
Tage lang mühte ich mich vor dem 
Fernsehschirm bei den Skifliegern zu 
ermitteln für wie viele Firmen sie ei¬ 
gentlich warben. Es war ein mühsamer 
Job. Die Reklame auf dem Helm wech¬ 
selte bei einigen, doch beließ ich es bei 
einer „eins“. Die nächste Werbung folg¬ 
te auf dem Band, das die Brille hielt. 
Dann folgte die Startnummer, die ja 
eigentlich nur erkennen lassen soll, 
wer da von der Schanze kommt. Am 
Sonnabend warb eine große Bank mit 
Buchstaben, die der Größe der Start¬ 
nummer etwa entsprach. Eine zweite 
Werbung hielt ich für zulässig: „Salz¬ 
kammergut“, die darunter kam. Schul¬ 
tern und Ärmel erhöhten die Zahl der 
Werbeanzeigen auf vier - summarum 
sieben - und schließlich war auch noch 
ein Aufnäher auf der Hose zu finden. 
Am nächsten Tag waren die Startnum¬ 
mern umgenäht: Eine Versicherungs- 


Ceska, mit der 9 von 10 Morde begangen 
wurden. In seiner heutigen Aussage be¬ 
streitet W., dass von „scharfen Waffen oder 
Sprengstoff“je die Rede gewesen sei. Nun 
ja, Böhnhardt habe einen „Hang“zu Waf¬ 
fen und Militaria (Wurfanker, Wurfstern, 
Axt, Zwille und Messer - alles unscharf 
versteht sich) gehabt; man habe eine Art 
„schwarzen Humor“„für Außenstehende 
grenzwertig“gepflegt (außenstehend viel¬ 
leicht gleich „linke Zecken“ „Judensäue“ 
und „ Türkenschweine“?) Das nennt man 
dann wohl Pfadfinden mit Todesfolge. 
Das Gericht lässt diese Verhöhnungen der 
Opfer offensichtlich ungerührt zu. 

Donnerstag 

Und hier das aktuelle Wort zur Flücht¬ 
lingslage: 

„Kurzfristig werden die Ausgaben für 
Neuankömmlinge die Konjunktur sogar 
ankurbeln. Mittelfristig entstehen für un¬ 
ser Land durchaus Chancen durch über¬ 
wiegend junge und ehrgeizige Menschen. 
Aber wir wissen noch zu wenig über ihre 
Qualifikation. Klar ist: Es wird dauern, 
viele Flüchtlinge mit dem Betriebssystem 


gesellschaft - die Werbung behauptete, 
sie sei Österreichs größte - benutzte 
die Springer als Litfaßsäule. 

Die Springer wären aber ja nie 
ohne ihre Skier gelandet, die im Schnitt 
drei - einige auch vier - Werbeslogans 
trugen, was deren Gesamtzahl auf ein 
Dutzend erhöhte. 

Ich muss noch einmal an Brunda¬ 
ge erinnern und an den Wandel, den 
der Sport seitdem vollzogen hat. Sein 
Nachfolger Samaranch ließ sich ein¬ 
fallen, dem Schranz, der ein brillan¬ 
ter und ehrenwerter Athlet war, 1988 
eine nie zuvor und nie danach vergebe¬ 
ne Goldplakette zu überreichen. Eine 


Deutschland vertraut zu machen und in 
den Arbeitsmarkt zu bringen. Der Staat 
muss massiv in die Integrationsinfrastruk¬ 
tur investieren, den Spracherwerb viel 
stärker fördern, ausreichend Wohnraum 
schaffen. Und die Politik muss unseren 
Unternehmern dabei helfen, Flüchtlinge 
schneller einzustellen.“ Heute gesprochen 
von Ulrich Grillo, Präsident des Bundes¬ 
verbandes der Deutschen Industrie. 

Da kann Stoiber heulen und Seeho¬ 
fer knirschen, hier hört Frau Merkel hin. 
Noch Fragen? 

Freitag 

Gestern hat die Weltgesundheitsorganisa¬ 
tion WHO Westafrika offiziell für ebola¬ 
frei erklärt. Heute müssen wir lesen, dass 
in Sierra Leone die Gefahr keineswegs ge¬ 
bannt ist. Anfang Januar ist hier eine junge 
Frau an Ebola gestorben, also klar inner¬ 
halb der von der WHO gesetzten 42-Tage- 
Frist, in der nach einem Todesfall mit wei¬ 
teren Erkrankungen zu rechnen ist. 

Ebola wirft viele Frage auf, nicht zu¬ 
letzt die nach der Kompetenz der WHO. 

Adi Reiher 


Art olympischer 
Wiedergutma¬ 
chung, zu der ihn 
niemand ermäch¬ 
tigt hatte. 

Fazit dieses 
Fazits der Ski- 
flug-Weltmeis- 
terschaft: Stellen 
wir einmal mehr 
fest, dass Sport 
ohne Finanziers 
nicht mehr denk¬ 
bar und möglich 
ist. Wir werden 
nie erfahren, auf 
wessen Konten 
das Geld der in 
Mitterndorf auf 
den Startnum¬ 
mern werbenden Bank und der Ver¬ 
sicherungsanstalt fließen, auch nicht, 
aus wessen Taschen es stammt. Der 
Unterschied zu den früheren Skiflug¬ 
weltmeisterschaften besteht darin, 
dass deren Teilnehmer meist Talente 
waren, die kundige Trainer entdeckt 
hatten und die ohne Manager starten 
und auch siegen konnten. 

Wenn‘s recht ist: Die Kapitalisie¬ 
rung des Sports hat die Zahl der Sieg¬ 
anwärter reduziert. Bei allem Spekta¬ 
kel geht es nicht mehr allein darum, 
wer der Beste ist, sondern wer den bes¬ 
ten Finanzier hat. Schade drum! 


Klaus Huhn 


Der rote Kanal 


Auf der Flucht - Die afrikanische 
Völkerwanderung, D 2016 

Auf keinem anderen Kontinent sind 
so viele Menschen auf der Flucht wie 
in Afrika. Krieg, Korruption, Hunger 
und Dürre: Die Fluchtursachen sind 
unterschiedlich. Die Krisen in Län¬ 
dern wie Nigeria, Ghana, Somalia 
oder Eritrea haben etwa 15 Millionen 
Menschen aus ihrer Heimat vertrie¬ 
ben. Hunderttausende nehmen jedes 
Jahr den riskanten Weg über das Mit¬ 
telmeer oder über die Balkanroute, 
um nach Europa zu gelangen. Doch 
die viel größeren Flüchtlingsströme 
gibt es innerhalb Afrikas. 

So., 24.1., 21.45-22.30 Uhr, phoenix 

Ehe im Schatten, D1947 

Hans Wieland, ein junger Schau¬ 
spieler, lehnt es im Dritten Reich ab, 
sich von seiner jüdischen Frau Elisa¬ 
beth scheiden zu lassen. Hans steht 
Abend für Abend auf der Bühne, 
während seine Frau Berufsverbot 
hat. „Ehe im Schatten“ basiert auf 
dem Schicksal des Schauspielers Jo¬ 
achim Gottschalk. Es ist der einzige 
DEFA-Film, der in allen vier Berliner 
Sektoren gleichzeitig Premiere hatte, 


nämlich am 3. Oktober 1947. Regie 
führt Kurt Maetzig. 

Mo., 25.1., 23.55-1.40 Uhr, mdr 

Lore, Aus/D/GB 2012 

Als 1945 das Kriegsende unausweich¬ 
lich wird, reist „Vati“, der Nazi-Funk¬ 
tionär, unerwartet von der Front an 
und drängt seine Familie zur Flucht 
vor den anrückenden Amerikanern. 
In den video-news hieß es zu dem 
Spielfilm: „Lore ist ein aufwühlen¬ 
der Film, der nichts beschönigt, nie¬ 
manden reinwäscht oder entschul¬ 
digt, aber auch keine eindimensiona¬ 
len Urteile fällt, sondern viele Fragen 
in den Raum stellt. Die Zerrissenheit 
der 15-Jährigen, ihre Ohnmacht, ihr 
Schmerz, dem sie mit absoluter Härte 
zu begegnen versucht, wie aber auch 
ihr verzweifeltes Festhalten an den 
ihr beigebrachten Wertvorstellun¬ 
gen wird bemerkenswert authentisch 
gespielt von der jungen Hallenserin 
Saskia Rosendahl.“ (Aus Anlass des 
Gedenktages zur Auschwitzbefreiung 
weitere Sendungen auf verschiedenen 
Kanälen). 

Mi., 27.1., 20.15-21.55 Uhr, arte 


7 000 Stuttgarter gegen Rassismus 



Fliegende Litfaßsäulen 

Beobachtungen bei der Skiflugweltmeisterschaft 



Der nicht mehr aktive deutsche Skispringer Martin Schmitt 
wurde als Mann mit dem Schokoladenhelm berühmt. 










